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Ein Jahr nach dem Aus für 
die BG-Klinik Falkenstein: 
Das Aus für die 
berufsdermatologische 
Prävention im Osten?

Zum 30. Juni 2021 war es ein Jahr her, 
dass die BG-Klinik im vogtländischen 
Falkenstein ihre Pforten für immer schloss. 
Die Klinik verfügte über 130 Planbetten, 
davon 110 Betten für berufsbedingte Erkran-
kungen der Atmungsorgane und 20 Betten 
für die Berufsdermatologie. In den 1990er 
Jahren von Trägern der gesetzlichen Un-
fallversicherung mit großem Aufwand zu 
einer modernen Klinik für Atemwegserkran-
kungen saniert, kam ab dem Jahr 2005 eine 
Berufsdermatologische Abteilung dazu. In 
Kooperation mit der Universitäts-Hautklinik 
Jena wurde diese Abteilung zunächst im 
Rahmen der Multi-Center-Studie „Medizi-
nisch-Berufliches Rehabilitationsverfahren 
Haut – Optimierung und Qualitätssicherung 
des Heilverfahrens (ROQ)“ aufgebaut und 
später in die Regelversorgung der Unfallver-
sicherungsträger aufgenommen.

Die Berufsdermatologie in Falkenstein 
war über 15 Jahre ein Erfolgsmodell: Nicht 
nur konnte im Rahmen der tertiären Indi-
vidualprävention eine hohe Zahl von be-
rufsdermatologischen Patienten aus dem 
mitteldeutschen Raum und Nordbayern in 
hoher Qualität diagnostiziert und behandelt 
werden; darüber hinaus war die Klinik in 
berufsdermatologische Multicenterstudien 
eingebunden, beteiligte sich aktiv am Infor-
mationsverbund Dermatologischer Kliniken 
(IVDK) und organisierte jährlich ein Berufs-

dermatologisches Symposium, das mit aktu-
ellen Themen regelmäßig über 100 Derma-
tologen aus Kliniken und Praxen, aber auch 
Mitarbeiter der Unfallversicherungsträger 
anzog und so zu einem wesentlichen Fort-
bildungsangebot in der Region avancierte. 
Die intensive Zusammenarbeit mit den uni-
versitären Zentren der Berufsdermatologie 
in Sachsen und Thüringen, mit den anderen 
TIP-Kliniken in Deutschland und last but not 
least mit den Unfallversicherungsträgern in 
Mitteldeutschland taten ein Übriges, um die 
Berufsdermatologie in Falkenstein zu einer 
festen Größe in der Berufsdermatologie wer-
den zu lassen.

Das Aus für die Falkensteiner Berufsder-
matologie kam, trotz hohen Bedarfs, guter 
Auslastung und hervorragender Leistungen 
von Ärzten und Schwestern, in Folge der 
Schließung der (größeren) Schwesterabtei-
lung für berufsbedingte Erkrankungen der 
Atmungsorgane. Wir wissen, dass dieser für 
Patienten und alle in der Klinik Beschäftigten 
äußerst schmerzhafte Schritt das Ergebnis ei-
ner schwierigen und abgewogenen Entschei-
dung der Verantwortlichen war; gleichwohl 
ist die beklagenswerte Konsequenz, dass 
in den – inzwischen nicht mehr „neuen“ – 
Bundesländern des deutschen Ostens keine 
Einrichtung der berufsdermatologischen 
Tertiärprävention mehr zur Verfügung steht. 
Patienten äußern im ärztlichen Gespräch 

Editorial

Christoph Skudlik, 
Osnabrück & Hamburg

Peter Elsner, Jena
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durchaus ihr großes Erstaunen darüber, dass 
sie weite Anfahrten in die im Westen, Nor-
den und Süden der Republik lokalisierten 
verbliebenen TIP-Zentren auf sich nehmen 
müssen, und dies ist letztlich auch verständ-
lich. Selbstverständlich kann man in einem 
Flächenland nicht in jedem Nachbardorf eine 
Klinik der Maximalversorgung erwarten, 
aber eine einigermaßen wohnortnahe Versor-
gung sollte auch für Berufsdermatosen mög-
lich sein, zumal dermatologische Akutklini-
ken aufgrund der Beschränkungen durch das 
DRG-System die Lücke nicht füllen können.

Das Ziel einer „Gleichwertigkeit der Le-
bensverhältnisse im Bundesgebiet“ ist im 
Grundgesetz verankert (Art. 72 Abs. 2 GG). 
Die aktuell noch im Amt befindliche Bun-
desregierung der Großen Koalition hatte 
sich in ihrem Koalitionsvertrag ausdrücklich 
zum Ausgleich von Unterschieden in den 
Lebensbedingungen bekannt. Der gerade im 
Osten Deutschlands in den vergangenen Jah-
ren aufgekommene Rechtspopulismus wird 
nicht zuletzt auf den Umstand zurückgeführt, 
dass viele Menschen den Eindruck haben, 
diese Gleichwertigkeit der Lebensverhält-
nisse lasse auch mehr als 30 Jahre nach der 
Wiedervereinigung zu wünschen übrig, und 
sich als „Menschen zweiter Klasse“ fühlen. 
Diesem Eindruck gilt es durch Initiativen auf 
allen Ebenen entgegenzutreten.

Insofern sollte der Verlust der berufs-
dermatologischen Prävention in der Region 
durch die Schließung der BG-Klinik Fal-
kenstein im Juni 2020 für die Unfallversi-
cherungsträger Anlass sein, nach Lösungen 
für wohnortnahe – oder zumindest wohn-
ortnähere – Angebote für ihre Versicherten, 
auch im Osten Deutschlands, zu suchen. Die 
Errichtung eines weiteren berufsdermatolo-
gischen TIP-Zentrums im Osten wäre eine 
solche Lösung. Dieses sollte optimalerweise 
auch ambulante Präventionsangebote ma-
chen, nicht zuletzt da die dermatologische 
Versorgung in den östlichen Flächenländern 
immer mehr ausgedünnt wird.

Weiße Flecken in der berufsdermatolo-
gischen Versorgung zeigen sich in den letz-
ten Jahren jedoch auch zunehmend in vielen 
Regionen der alten Bundesländer. Dies ist 

nicht zuletzt auch dem Umstand geschuldet, 
dass bundesweit in vielen Hautkliniken ein-
schließlich Universitätshautkliniken Berufs-
dermatologie nur in eingeschränktem Um-
fang aktiv betrieben und gelehrt wird. Hier 
kommt speziell den berufsdermatologischen 
Schwerpunkt- bzw. TIP-Zentren die Funkti-
on zu, diese Lücke in der qualifizierten Ver-
sorgung auf ambulanter und stationärer Ebe-
ne der von Berufsdermatosen betroffenen 
Bevölkerung zu schließen und gleichzeitig 
dafür Sorge zu tragen, dass angehende Der-
matologinnen und Dermatologen in diesem 
wichtigen dermatologischen Teilgebiet auch 
weiterhin auf höchstem Niveau ausgebildet 
werden. Mit der zum 1. Januar 2021 in Kraft 
getretenen BK-Rechtsreform wurde der Prä-
ventionsgedanke, auch durch die Verpflich-
tung der Versicherten zur Mitwirkung, ja 
nochmals gestärkt, und mit einem vermehr-
ten Bedarf für Leistungen der sekundären 
und tertiären Individualprävention ist bun-
desweit zu rechnen.

Peter Elsner, Jena, und 
Christoph Skudlik, Osnabrück/Hamburg
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Rechtsänderungen bei Berufskrankheiten –
Auswirkungen auf die Einschätzung der 
Minderung der Erwerbsfähigkeit (MdE) 
bei arbeitsbedingten Hautkrankheiten 
im Sinne der BK-Nr. 5101
Fallbeispiele und neue Mitwirkungspflichten

S. Krohn1, C. Skudlik2, A. Bauer3, C. Bernhard-Klimt4, H. Dickel5, H. Drexler6, 
P. Elsner7, D. Engel8, M. Fartasch9, S. Glaubitz10, G. Gauglitz11, A. Goergens12, 
A. Köllner13, D. Kämpf14, M. Klinkert15, E. Kublik16, H. Merk17, M. Müller18, 
K. Palsherm19, W. Römer20, C. Ulrich21 und M. Worm22

1-22 Institutsangaben siehe Auflistung am Ende des Artikels

Einführung

Bei Vorliegen einer Berufskrankheit (BK) 
sind von den Trägern der gesetzlichen Unfall-
versicherung – den Unfallkassen und Berufs-
genossenschaften – Leistungen zur medizini-
schen Rehabilitation und Teilhabe zu erbringen 
sowie Entschädigungsleistungen zu prüfen. Ist 
eine Rente zu zahlen, richtet sich deren Höhe 
u.  a. nach der durch die Berufskrankheit be-
dingten Minderung der Erwerbsfähigkeit 
(MdE). Die MdE ist ein eigenständiges, von 
anderen Maßstäben, zum Beispiel des Versor-
gungsrechts (GdB/GdS) oder privatrechtlicher 
Versicherungsverhältnisse (Gliedertaxe), un-
abhängiges Bewertungsinstrument [1, 2].

Um eine einheitliche MdE-Bewertung 
zu ermöglichen und so das grundgesetzlich 
garantierte Gleichbehandlungsgebot der Ver-
sicherten zu gewährleisten, werden von der 
DGUV zu ausgewählten Berufskrankheiten 
Begutachtungsempfehlungen herausgege-
ben. Für arbeitsbedingte Hautkrankheiten 
gibt es die „Bamberger Empfehlung“, die re-
gelmäßig durch eine interdisziplinär besetzte 
Arbeitsgruppe (AG) überarbeitet wird. Zu 
den Mitgliedern zählen mandatierte Vertre-
ter medizinischer Fachgesellschaften sowie 
weiterer Institutionen und UV-Träger (s. Au-
toren dieses Artikels).

Die AG Bamberger Empfehlung hat be-
reits Ende des Jahres 2020 zu den zum 1. Ja-

nuar 2021 in Kraft getretenen tiefgreifenden 
Änderungen des Berufskrankheitenrechts 
informiert. Zu den wichtigsten Änderungen 
zählt dabei der Wegfall des sog. „Unterlas-
sungszwangs“ bei der BK-Nr. 5101, der bis-
her Voraussetzung für die Anerkennung ei-
ner Berufskrankheit und damit auch für eine 
Entschädigung war. Seit dem 1. Januar 2021 
können auch bei fortgesetzter und damit oft 
hautbelastender Tätigkeit Leistungsansprü-
che entstehen und es stellt sich die Frage, 
in welchem Umfang die Erwerbsfähigkeit 
gemindert ist, wenn (sogar) noch die zur 
Krankheit führende Tätigkeit weiterhin aus-
geübt werden kann.

Die allgemein akzeptierten MdE-Sätze 
der Bamberger Empfehlung haben bisher 
immer auch die Aufgabe der Tätigkeit bein-
haltet, da eine BK-Anerkennung die Aufga-
be der schädigenden Tätigkeiten voraussetz-
te. Werden die hautbelastenden Tätigkeiten 
weiter ausgeübt, sind Hautbefunde oft aus-
geprägter als nach einer Tätigkeitsaufgabe – 
die ja eine Besserung erreichen soll -, ohne 
dass jedoch stärkere Beeinträchtigungen in 
der Teilhabe am Arbeitsleben bestehen, ins-
besondere nicht im Vergleich zu Personen, 
die – bei gleichem Hautbefund – ihre Tätig-
keit medizinisch begründet aufgegeben ha-
ben. Die Anwendung der bisherigen Tabelle 
kann in diesen Fällen damit zu fehlerhaften – 
zu hohen – MdE-Bewertungen führen.
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Zur Korrektur dieser (neuen) Inkonsis-
tenz in der Tabelle empfiehlt die AG Bam-
berger Empfehlung – im Sinne einer Über-
gangslösung – bei medizinisch möglichem 
Fortsetzen der hautbelastenden Tätigkeiten 
für die MdE-Einschätzung einen jeweils um 
einen Grad geringeren Schweregrad anzu-
nehmen. Damit wird der allgemeine Erfah-
rungssatz berücksichtigt, dass bei Wegfall 
von hautbelastenden Einwirkungen auch 
eine wesentliche Besserung bis Abheilung 
des arbeitsbedingt verursachten oder ver-
schlimmerten Hautbefundes zu erwarten ist.

Zur abschließenden Lösung der be-
schriebenen Inkonsistenz erscheint eine 
Anlehnung der MdE-Bewertung an das 
biopsychosoziale Modell der „ICF“ erfolg-
versprechend. Die „Internationale Klassifi-
kation der Funktionsfähigkeit, Behinderung 
und Gesundheit“ der WHO ermöglicht es, 
Erkrankungsfolgen mit ihren funktionellen 
Einschränkungen und den hieraus resultie-
renden Beeinträchtigungen bei der Teilhabe 
am Arbeitsleben ganzheitlich zu beschreiben 
[3]. Die Überlegungen hierzu sind inhaltlich 
jedoch komplex und mit umfangreichen und 
mit BK-Tatbeständen übergreifenden Ab-
stimmungsprozessen verbunden.

Bis zum Vorliegen erster Ergebnisse soll-
ten aus Sicht der AG Bamberger Empfehlung 
die in der Praxis bewährten MdE-Sätze auch 
weiterhin die Basis für MdE-Einschätzungen 
bilden, sie wären aber im oben beschriebe-
nen Sinne für die Anwendung bei fortgesetz-
ter schädigender Tätigkeit zu modifizieren. 
Erste Überlegungen hat die AG Bamberger 
Empfehlung bereits publiziert und verschie-
dene Fallkonstellationen gebildet, zu denen 
in diesem Artikel nun konkrete Fallbeispiele 
zur Veranschaulichung vorgestellt werden.

Verbunden mit der angedachten ICF-
Basierung der MdE-Empfehlungen wird 
perspektivisch eine MdE-Abstufung aus-
schließlich in 10er Schritten für sinnvoll 
gehalten. Damit würde eine Angleichung 
an die MdE-Empfehlungen zu den BK-Nrn. 
5102 und 5103 sowie an andere Begutach-
tungsempfehlungen erfolgen. Gleichzeitig 
wird hiermit mehr Raum für individuelle 
Einschätzungen gegeben. Hiervon abwei-
chend kann in begründeten Fällen die MdE 
auch weiterhin in Zwischenschritten (zum 
Beispiel 25%) festgestellt werden.

Neben dem Wegfall des Unterlassungs-
zwangs hat der Gesetzgeber zur Stärkung des 
Präventionsgedankens die bereits bestehen-
den Pflichten für Versicherte zur Mitwirkung 
um die Teilnahme an individualpräventiven 
Maßnahmen der Unfallversicherungsträger 
und die Mitwirkung an Maßnahmen zur 
Verhaltensprävention erweitert. Eine fehlen-
de Mitwirkung kann zukünftig zum gänzli-
chen oder teilweisen Versagen von Leistun-
gen führen. Einer exakten Spezifikation der 
gutachterlich empfohlenen Behandlungs- 
und Präventionsmaßnahmen im Gutachten 
kommt daher ein noch höherer Stellenwert 
als in der Vergangenheit zu.

Fallkonstellationen und 
Fallbeispiele

Fallkonstellation a

Das Fortsetzen der zur Erkrankung füh-
renden Art von hautbelastenden Tätigkeiten 
ist mit Hilfe angemessener Therapie- und 
Präventionsmaßnahmen medizinisch mög-
lich.

In diesen Fällen ist die Teilhabe am Ar-
beitsleben nicht bzw. nur in geringem Maße 
beeinträchtigt und der Arbeitsmarkt ist nicht 
nennenswert verschlossen. Eine MdE ist in 
der Regel nicht anzunehmen bzw. nur in be-
sonderen Fällen, zum Beispiel bei Allergien 
gegenüber mehreren Arbeitsstoffen.

Beispiel 1

Ein Maurer entwickelt ein arbeitsbeding-
tes irritatives Handekzem. Durch verbesserte 
Prävention und medizinische Maßnahmen 
können die Hautveränderungen deutlich 
gebessert werden. Die Tätigkeit als Mau-
rer kann aus medizinscher Sicht fortgesetzt 
werden. Das Handekzem bedarf wenige 
Male pro Jahr einer Behandlung, die über 
die Basistherapie hinausgeht. Das Ausmaß 
der arbeitsbedingten Hautveränderungen ist 
„leicht“ im Sinne der Bamberger Empfeh-
lung (2017). Es besteht keine messbare MdE 
(< 10).

Erläuterung: Nach den bis zum 31. De-
zember 2020 geltenden rechtlichen Rahmen-
bedingungen, die bei Anerkennung einer 
BK-Nr. 5101 zwingend das Unterlassen der 
Tätigkeit forderten, wäre die Berufskrank-

Werden die 
hautbelastenden 
Tätigkeiten 
weiter ausgeübt, 
sind Hautbefun­
de oft ausge­
prägter als nach 
einer Tätigkeits­
aufgabe – die ja 
eine Besserung 
erreichen soll –, 
ohne dass 
jedoch stärkere 
Beeinträchtigun­
gen in der 
Teilhabe am 
Arbeitsleben 
bestehen
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heit nicht anzuerkennen gewesen. Legt man 
die bisherige Tabelle als Maßstab an, die 
von einer notwendigen Aufgabe der Tätig-
keit ausgeht, würde hieraus eine MdE von 
10 resultieren. Da die zur Erkrankung füh-
rende Art von hautbelastenden Tätigkeiten 
aber weiter ausgeführt werden kann, besteht 
faktisch keine Beeinträchtigung der Teilhabe 
am Arbeitsleben und es liegt keine MdE im 
messbaren Grade vor.

Beispiel 2

Ein Maurer entwickelt ein Handek-
zem mit irritativer und kontaktallergischer 
Komponente. Es liegen berufsbedingte und 
berufsrelevante Kontaktallergien gegen Ka-
liumdichromat und Thiuramverbindungen 
vor. Durch verbesserte Prävention, Allergen-
meidung bzw. Allergenreduzierung (chro-
matarmer Zement, thiuramfreie Schutzklei-
dung) und medizinische Maßnahmen können 
die Hautveränderungen deutlich gebessert 
werden. Die Tätigkeit als Maurer kann aus 
medizinischer Sicht fortgesetzt werden. Das 
Handekzem bedarf wenige Male pro Jahr ei-
ner Behandlung, die über die Basistherapie 
hinausgeht. Das Ausmaß der arbeitsbeding-
ten Hautveränderungen ist „leicht“ im Sin-
ne der Bamberger Empfehlung (2017). Das 
Ausmaß der Auswirkung der Allergie ist als 
mittelgradig einzuschätzen [4, 5]. Die MdE 
wird mit 10% bemessen.

Erläuterung: Aus den irritativen Haut-
veränderungen resultiert keine messbare 
MdE (s. Erläuterungen zu Beispiel 1). Die 
festgestellten Allergien führen dagegen zu ei-
ner relevanten Beeinträchtigung der Teilha-
be am Arbeitsleben, da die betroffenen Teile 
des Arbeitsmarktes zu meiden sind. Aufgrund 
der Verbreitung der Allergene und der Klinik 
der Hauterscheinungen ist die MdE mit 10% 
zu bewerten.

Fallkonstellation b

Das Fortsetzen der zur Erkrankung füh-
renden Art von hautbelastenden Tätigkeiten 
ist mit Hilfe angemessener Therapie- und 
Präventionsmaßnahmen medizinisch nur 
dann möglich, wenn die hautbelastende Ein-
wirkung reduziert wird.

Das Vorliegen einer MdE ist im Ein-
zelfall zu klären, jedoch muss die MdE im 

Regelfall niedriger sein als bei Fallkonstel-
lation  c, weil die Teilhabe am Arbeitsleben 
weniger beeinträchtigt ist.

Beispiel 3

Ein KFZ-Mechaniker mit atopischer 
Hautdiathese entwickelt ein irritatives 
Handekzem. Durch verbesserte Prävention 
und medizinischer Maßnahmen lässt sich 
das Handekzem nicht wesentlich bessern. 
Nach Reduktion des Umfanges der hautbe-
lastenden Tätigkeiten durch eine teilweise 
Umsetzung mit halbtägiger Arbeit im Kun-
dendienst und Fortsetzen der bisherigen The-
rapie- und Präventionsmaßnahmen gelingt 
es, das Handekzem wesentlich zu bessern. 
Das Handekzem bedarf wenige Male pro 
Jahr einer Behandlung, die über die Basis-
therapie hinausgeht. Es besteht keine mess-
bare MdE (< 10).

Erläuterung: Nach den bis zum 31. De-
zember 2020 geltenden rechtlichen Rahmen-
bedingungen, die bei Anerkennung einer 
BK-Nr. 5101 zwingend das Unterlassen der 
Tätigkeit forderten, wäre die Berufskrank-
heit nicht anzuerkennen gewesen. Legt man 
die bisherige Tabelle als Maßstab an, die 
von einer notwendigen Aufgabe der Tätig-
keit ausgeht, würde hieraus eine MdE von 
10 resultieren. Da die zur Erkrankung füh-
rende Art von hautbelastenden Tätigkeiten 
aber weiterhin (teilweise) ausgeführt werden 
kann, ist die MdE geringer einzuschätzen 
und liegt unter 10%.

Fallkonstellation c

Das Fortsetzen der zur Erkrankung füh-
renden Art von hautbelastenden Tätigkeiten 
ist mit Hilfe angemessener Therapie- und 
Präventionsmaßnahmen medizinisch nicht 
möglich.

Für die Einschätzung der MdE gelten 
die MdE-Sätze der (bisherigen) Bamberger 
Empfehlung.

Beispiel 4

Ein Maurer leidet unter einem atopischen 
Handekzem, das durch arbeitsbedingte Ein-
flüsse (irritativ und kontaktallergisch) we-
sentlich verschlimmert wird.

Es liegen berufsbedingte und berufsrele-
vante Kontaktallergien gegen Kaliumdichro-
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mat und Thiuramverbindungen vor. Trotz 
verbesserter Prävention, Allergenmeidung 
bzw. Allergenreduzierung (chromatarmer 
Zement, thiuramfreie Schutzkleidung) und 
intensiver medizinischer Maßnahmen kön-
nen die Hautveränderungen nicht deutlich 
gebessert werden. Das Fortsetzen der Tätig-
keit als Maurer ist aus medizinischer Sicht 
nicht möglich. Nach Aufgabe der schädigen-
den Tätigkeit heilt der arbeitsbedingte Anteil 
der Handekzeme ab.

Arbeitsbedingte Hautveränderungen lie-
gen nicht mehr vor. Das Ausmaß der Aus-
wirkung der Allergie ist als mittelgradig 
einzuschätzen [1, 2]. Die MdE wird mit 10% 
bemessen.

Erläuterung: Die MdE-Einschätzung 
erfolgt hier wie bisher. Die BK-Rechtsände-
rungen haben keine Auswirkung auf die Be-
urteilung dieses Falles.

Beispiel 5

Eine Pflegekraft leidet unter einem atopi-
schen Handekzem, das durch arbeitsbeding-
te Einflüsse (irritativ und kontaktallergisch) 
wesentlich verschlimmert wird.

Es liegt eine berufsbedingte und berufs-
relevante Kontaktallergie gegen Glutaralde-
hyd vor. Trotz verbesserter Prävention und 
Allergenmeidung und intensiver medizini-
scher Maßnahmen können die Hautverände-
rungen nicht deutlich gebessert werden. Das 
Fortsetzen der Tätigkeit als Pflegekraft ist 
aus medizinischer Sicht nicht möglich. Die 
Betroffene setzt ihre Tätigkeit als Pflegekraft 
fort. Es kommt zu dauerhaften bzw. chro-
nisch rezidivierenden, klinisch ausgeprägten 
ekzematösen Hautveränderungen der Hände.

Das Ausmaß der arbeitsbedingten Haut-
veränderungen bei Fortführung der berufli-
chen Tätigkeit ist „schwer“. Das Ausmaß der 
Auswirkung der Allergie ist als geringgradig 
einzuschätzen [6]. Die MdE wird mit 20% 
bemessen.

Erläuterung: Nach den bis zum 31. De-
zember 2020 geltenden rechtlichen Rahmen-
bedingungen wäre die Berufskrankheit nicht 
anzuerkennen gewesen. Legt man die bishe-
rige Tabelle als Maßstab an, die von einer 
notwendigen Aufgabe der Tätigkeit ausgeht, 
wäre die MdE bei Tätigkeitsaufgabe mit 25% 
zu bemessen. Da das („schwere“) Ausmaß 
der arbeitsbedingten Hautveränderungen 
aus der fortgesetzten Hautbelastung resul-

tiert und nach allgemeiner Erfahrung bei Tä-
tigkeitsaufgabe eine wesentliche Besserung 
der arbeitsbedingten Hauterscheinungen zu 
erwarten ist, ist für die MdE-Einschätzung 
ein um einen Grad geringerer Schweregrad 
anzunehmen („mittel“) mit der Folge einer 
MdE von 20%.

Mitwirkungspflichten

Zur Stärkung des Präventionsgedan-
kens hat der Gesetzgeber mit § 9 Abs. 4 
Satz 3 SGB VII die bereits nach den §§ 60 
ff. SGB I bestehenden Pflichten zur Mitwir-
kung bei ärztlichen Untersuchungen und 
an Heilbehandlungen um die Teilnahme an 
individualpräventiven Maßnahmen der Un-
fallversicherungsträger und die Mitwirkung 
an Maßnahmen zur Verhaltensprävention er-
weitert [7].

Kommen die Versicherten dem nicht 
nach, besteht die Möglichkeit der völligen 
oder teilweisen Versagung von Leistungen 
zur Teilhabe am Arbeitsleben oder einer 
Rente. Dies gilt aber nur, wenn diese Leis-
tungen nachweislich wegen der fehlenden 
Mitwirkung notwendig werden und nur so 
lange, bis diese nachgeholt wird.

Aus der Formulierung der gesetzlichen 
Regelung wird deutlich, dass die objektive 
Beweislast für den (wahrscheinlichen) Ursa-
chenzusammenhang zwischen der fehlenden 
Mitwirkung und der Verschlimmerung bzw. 
dem Wiederaufleben der Krankheit der Un-
fallversicherungsträger trägt. Da diese Mit-
wirkungspflichten der Versicherten erst nach 
dem Eintritt und der Anerkennung der Be-
rufskrankheit ansetzen, erstrecken sich die 
Folgen fehlenden Handelns nur auf danach 
eintretende Gesundheitsschäden. Zudem 
hat der Gesetzgeber die für die Versicherten 
unmittelbar erforderlichen Leistungen, wie 
zum Beispiel Heilbehandlung oder Verletz-
tengeld, von den Sanktionsmöglichkeiten 
ausgenommen. Zur Begründung dafür, dass 
eine fehlende Mitwirkung der Versicher-
ten nur in beschränktem Umfang leistungs-
rechtliche Auswirkungen hat, heißt es in der 
Gesetzesbegründung, dass auch in solchen 
Fällen die eigentliche Ursache des Gesund-
heitsschadens die schädigenden Einwirkun-
gen am Arbeitsplatz seien [8].

Zur Stärkung des 
Präventionsge­
dankens hat der 
Gesetzgeber mit 
§ 9 Abs. 4 Satz 3 
SGB VII die 
bereits nach den 
§§ 60 ff. SGB I 
bestehenden 
Pflichten zur 
Mitwirkung bei 
ärztlichen 
Untersuchungen 
und an Heilbe­
handlungen um 
die Teilnahme an 
individualprä­
ventiven Maß­
nahmen der 
Unfallversiche­
rungsträger und 
die Mitwirkung 
an Maßnahmen 
zur Verhaltens­
prävention 
erweitert
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Einführung

Bei Vorliegen einer Berufskrankheit 
(BK) sind von den Trägern der gesetzlichen 
Unfallversicherung – den Unfallkassen und 
Berufsgenossenschaften – Leistungen zur 
Heilbehandlung, zur medizinischen Reha-
bilitation und Teilhabe zu erbringen sowie 
Entschädigungsleistungen zu prüfen. Ist eine 
Rente zu zahlen, richtet sich deren Höhe u. a. 
nach der durch die Berufskrankheit beding-
ten Minderung der Erwerbsfähigkeit (MdE).

Die MdE ist ein eigenständiges, von 
anderen Maßstäben, zum Beispiel des 
Versorgungsrechts (GdB/GdS) oder pri-
vatrechtlicher Versicherungsverhältnisse 
(Gliedertaxe), unabhängiges Bewertungsin-
strument [1, 2].

Um eine einheitliche MdE-Bewertung 
zu ermöglichen und so das grundgesetzlich 
garantierte Gleichbehandlungsgebot der Ver-
sicherten zu gewährleisten, werden von der 
DGUV zu ausgewählten Berufskrankheiten 
Begutachtungsempfehlungen herausgege-
ben.

Für arbeitsbedingte Hautkrankheiten gibt 
es diese bereits seit dem Jahr 1987, später be-
kannt unter dem Namen „Bamberger Merk-
blatt“, heute als „Bamberger Empfehlung“. 
Die Bamberger Empfehlung wird in einem 
turnusmäßigen Rhythmus von ca. 5 Jahren 
regelmäßig durch einen interdisziplinär be-
setzten Arbeitskreis überarbeitet. Zu den 
Mitgliedern zählen mandatierte Vertreter der 
relevanten medizinischer Fachgesellschaften 

sowie weiterer Institutionen und UV-Träger 
(s. Autoren dieses Artikels).

Im Jahr 2020 war die Bamberger Emp-
fehlung erneut zu überprüfen und an den 
aktuellen Stand des medizinisch-wissen-
schaftlichen Erkenntnisstandes sowie an Än-
derungen der rechtlichen Rahmenbedingun-
gen anzupassen. Mit dem Artikel sollen die 
von der zuständigen Arbeitsgruppe erarbeite-
ten Anpassungen zur Einschätzung der MdE 
bei Hautkrebserkrankungen vorgestellt wer-
den. Die Publikation erfolgt schon zu diesem 
frühen Zeitpunkt, da die Überarbeitung der 
„Bamberger Empfehlung“ wegen der Kom-
plexität der Anpassungen insbesondere we-
gen der BK-Rechtsänderungen zur BK-Nr. 
5101 noch Zeit in Anspruch nehmen wird. 
Auf diesem Wege sollen der Praxis kurzfris-
tig weitere Hilfestellungen für ein einheitli-
ches Verständnis der Krankheitsaktivität bei 
Hautkrebserkrankungen gegeben werden, 
zum anderen soll die Publikation eine fach-
liche Diskussion noch vor Fertigstellung der 
„Bamberger Empfehlung“ ermöglichen.

Historie

Mit Wirkung zum 1. Januar 2015 wurden 
„Plattenepithelkarzinome oder multiple akti-
nische Keratosen der Haut durch natürliche 
UV-Strahlung“ als neue BK Nr. 5103 in die 
sog. Berufskrankheitenliste aufgenommen. 
Zu dieser neuen Berufskrankheit waren Kri-
terien für die Einschätzung der Minderung 

BK Law Reform
BK Rechtsreform
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der Erwerbsfähigkeit zu entwickeln. Im Er-
gebnis wurde eine völlig neue MdE-Tabelle 
für die BK-Nr. 5103 konsentiert. Gleichzei-
tig wurde die bereits bestehende MdE-Ta-
belle zu den bisher vom BK-Recht erfassten 
Hautkrebserkrankungen vollständig überar-
beitet und sollte für die BK-Nrn. 5102, 1108 
und 2402 gelten [3].

Am 19. Mai 2016 wurde die erste Fas-
sung der MdE-Tabellen im Rahmen des Kol-
loquiums zur Bamberger Empfehlung in der 
Fachöffentlichkeit vorgestellt. In der Diskus-
sion wurde deutlich, dass verschiedene Inter-
pretationen möglich sind, die zu unterschied-
lichen MdE-Bewertungen gleichgelagerter 
Fälle führen können [4].

Im Ergebnis des Kolloquiums wurden die 
Fallkonstellationen klarer gefasst und am 24. 
Januar 2017 von der Arbeitsgruppe „Bam-
berger Empfehlung“ konsentiert. Eine wich-
tige Anpassung war, dass sich die Krank-
heitsaktivität nicht mehr an der Intensität 
der Behandlung, sondern an der Zahl der 
Neubildungen orientiert, die innerhalb defi-
nierter Zeiträume auftreten [5]. Grund war 
vor allem, dass die tatsächliche Intensität der 
Behandlung nicht nur von der Schwere der 
Erkrankung abhängig ist, sondern auch von 
der Verfügbarkeit einer regelmäßigen fach-
ärztlichen Betreuung und der Compliance 
der Erkrankten.

Dieser neue Ansatz hat sich in den letz-
ten Jahren grundsätzlich bewährt und soll-
te aus Sicht der zuständigen Arbeitsgruppe 
beibehalten werden. Dennoch treten bei 
Begutachtungen und in der Fallbearbeitung 
der UV-Träger weiterhin Fragen auf, deren 
Klärung für ein einheitliches Verständnis 
der MdE-Empfehlungen im Zuge der aktu-
ell laufenden Überarbeitung der Bamberger 
Empfehlung erfolgen soll. Vor diesem Hin-
tergrund soll der Abschnitt 5.2 aus Teil 2 der 
Bamberger Empfehlung bei unveränderten 
MdE-Tabellen neu gefasst werden.

Empfehlungen zur Einschät­
zung der MdE zu arbeitsbeding­
ten Hautkrebserkrankungen im 
Sinne der Berufskrankheiten 
Nr. 1108, 2402, 5102 und 5103

Die Anwendung der nachfolgenden Tabel-
len setzt die Kenntnis der nachstehenden Er-
läuterungen voraus. Ungeachtet dessen handelt 
es sich um eine Einzelfallbeurteilung durch die 
Gutachterin bzw. den Gutachter und nicht um 
eine schematische Anwendung der Tabellen.

Vor allem bei kosmetischer Entstellung 
oder deutlicher funktioneller Einschränkung 
durch die Behandlung der Berufskrankheit 
ist ggf. die MdE entsprechend dem klini-
schen Bild zu erhöhen. Gleiches gilt für psy-
chische Beeinträchtigungen, die das erwart-
bare Maß deutlich übersteigen. Diese sind 
durch ein fachspezifisches Gutachten fest-
zustellen. Bei der Bewertung kosmetischer 
Entstellungen ist auf publizierte Erfahrungs-
werte, insbesondere auf die Art der Entstel-
lung, zurückzugreifen [6].

Sollten die Tumore auf Grund der Lo-
kalisation und/oder Ausdehnung nicht voll-
ständig entfernbar sein (operativ keine R0 
Situation herstellbar), ist dies bei der MdE-
Bemessung zu berücksichtigen. Haben die 
Folgen der Berufskrankheit Auswirkungen 
auf andere Organe/Organsysteme, können 
zur Beurteilung von Funktionseinschrän-
kungen Zusatzgutachten aus den jeweiligen 
Fachgebieten erforderlich sein. Bei fortge-
schrittenen Hauttumoren im Kopfbereich 
können derartige Funktionseinschränkungen 
insbesondere das neurologische, das ophthal-
mologische, MKG- und das HNO-ärztliche 
Fachgebiet betreffen [7, 8, 9, 10, 11].

Bei einer Metastasierung ist ebenfalls 
von der Tabelle nach den Gegebenheiten im 
Einzelfall abzuweichen. Bei der MdE-Ein-
schätzung bei Metastasierung arbeitsbedingt 
verursachter Hautkrebserkrankungen ist in 
Analogie auf die publizierten Erfahrungs-
werte bei anderen arbeitsbedingten Krebser-
krankungen zurückzugreifen [12].

Wichtig für das Verständnis der MdE-
Tabellen ist, dass sich die Krankheitsaktivi-
tät rückschauend über den Krankheitsverlauf 
bestimmt; eine gute Dokumentation bildet 
hierfür eine wichtige Grundlage. Das erst-
mals vorgefundene Krankheitsbild lässt in 
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der Regel keine sichere Aussage zum wei-
teren Krankheitsverlauf bzw. zur Krank-
heitsaktivität zu und es kann daher nicht 
automatisch von Beginn an von einer hohen 
Krankheitsaktivität ausgegangen werden. 
Treten im Verlauf weitere Plattenepithelkar-
zinome, Basalzellkarzinome (BK-Nrn. 5102, 
1108, 2402) bzw. aktinische Keratosen oder 
Feldkanzerisierungen auf, steigt damit auch 
die Krankheitsaktivität. Grundlage für diese 
Annahme ist, dass Funktionseinschränkun-
gen und darüberhinausgehende Beeinträch-
tigungen mit wesentlichen Auswirkungen 
auf die Erwerbsfähigkeit in der Regel nicht 
aus dem erstmaligen Auftreten eines (be-
handelten) Hauttumors resultieren, sondern 
vielmehr aus dem nachfolgenden Verlauf 
der Erkrankung. Denn nach den allgemei-
nen MdE-Bewertungsgrundsätzen fließen 
mögliche Verschlimmerungen erst dann in 
die MdE ein, wenn sie relevant werden. Bei 
Krankheitsbildern mit relevanter kosmeti-
scher Entstellung oder deutlicher funktionel-
ler Einschränkung durch die Behandlung der 
Berufskrankheit ist jedoch auch bei erstmali-
ger Feststellung ggf. die MdE entsprechend 
dem klinischen Bild zu erhöhen.

Als Feldkanzerisierung werden Hauta-
reale bezeichnet, die chronisch gegenüber 
UV-Licht exponiert waren mit der Folge ei-
ner klonalen Proliferation von p53-mutierten 
Feldern und nachfolgenden multifokalen 
aktinischen Keratosen, Plattenepithelkarzi-
nomen in situ und kutanen Plattenepithelkar-
zinomen. Eine wissenschaftlich allgemein 
anerkannte Definition des Begriffs der Feld-
kanzerisierung am Hautorgan existiert zur-
zeit jedoch nicht. Wissenschaftlicher Kon-
sens besteht, dass eine Feldkanzerisierung 
im Sinne der wissenschaftlichen Begrün-
dung zur BK-Nr. 5103 ein Hautareal um-
fasst, in dem mehrere aktinische Keratosen 
von sichtbaren UV-bedingten Hautschäden 
umgeben sind [13]. Sichtbare UV-Licht-be-
dingte Schädigungen der Haut (zum Beispiel 
tiefe Falten mit Ausnahme mimischer Falten, 
Teleangiektasien, Hypo- und Hyperpigmen-
tierungen, Atrophien, Faltenbildungen am 
Nacken) ohne Nachweis aktinischer Kerato-
sen sind in diesem Sinne nicht als Feldkanze-
risierung der Haut zu werten.

Das Ziel der Therapien bei aktinischen 
Keratosen und Feldkanzerisierungen ist in 
der Regel die partielle, wenn möglich die 

klinische Erscheinungsfreiheit der betroffe-
nen Hautareale sowie die Vermeidung der 
Progression präinvasiver Keratinozytendys-
plasien (aktinische Keratosen) in invasive 
Plattenepithelkarzinome. Verbleiben nach 
der Therapie nicht sichtbare genetisch verän-
derte Zellen in der Haut, die durch den Wirk-
mechanismus der jeweiligen Therapie nicht 
erfasst wurden, können hieraus im weiteren 
Verlauf erneut sichtbare Hautveränderungen 
entstehen. Diese sind entsprechend der MdE-
Tabelle als Neuauftreten aktinischer Kerato-
sen im Rahmen der Feldkanzerisierungen zu 
bewerten.

Verbleiben nach der Therapie sichtbare 
aktinische Keratosen oder Feldkanzerisie-
rungen, wurde das angestrebte therapeuti-
sche Ziel der klinischen Erscheinungsfreiheit 
nicht vollständig erreicht, und die Behand-
lung ist in der Regel fortzusetzen. Begrifflich 
würde es sich bei diesen fortbestehenden 
Hauterscheinungen nicht um Neubildungen 
handeln. Vielmehr können therapieresisten-
te Hauterscheinungen auch als Ausdruck 
für schwerere bzw. bereits fortgeschrittene 
Erkrankungsformen gewertet werden. Mit 
Blick auf die Krankheitsaktivität sind sie im 
Einzelfall daher wie eine Neubildung zu be-
werten. Werden hingegen Hautkrebserkran-
kungen nicht behandelt, sind diese fortbeste-
henden Hautschädigungen im Verlauf nicht 
als Neubildungen zu bewerten.

MdE Einschätzung bei den 
BK-Nrn. 5102, 1108 und 2402

Bei den BK-Nrn. 5102, 1108 und 2402 
können Plattenepithelkarzinome (PEK) und 
Carcinomata in situ sowie Basalzellkarzino-
me (BZK) anerkannt werden. Im Gegensatz 
zur BK-Nr. 5103 sind diese Hauttumoren 
teilweise durch systemisch aufgenommene 
Karzinogene bedingt; daher können auch 
Hauttumoren anerkannt werden, die außer-
halb der direkt beruflich exponierten Kör-
perstellen aufgetreten sind. Fibrosarkome 
und Angiosarkome sind seltene Tumoren, bei 
denen die MdE im Einzelfall bewertet wer-
den muss. Eine schematische Darstellung der 
MdE in tabellarischer Form ist bei diesen sel-
tenen Tumorarten nicht sinnvoll. Bei den je-
weiligen Zeitspannen (12 Monate, 2 Jahre, 4 
Jahre) handelt es sich um qualifizierte Erfah-

Nach den allge­
meinen MdE- 
Bewertungs­
grundsätzen 
fließen mögliche 
Verschlimmerun­
gen erst dann in 
die MdE ein, wenn 
sie relevant 
werden
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rungswerte, die sich in der bisherigen Begut-
achtungspraxis und Literatur bewährt haben.

Erläuterungen zur 
Krankheitsaktivität

Die Einordnung in die Tumorgruppen A 
oder B ist einzig davon abhängig, ob bereits 
ein PEK oder ein BZK aufgetreten ist. Ist 
bislang kein PEK oder BZK als Folge der 

Berufskrankheit aufgetreten, liegt Tumor-
gruppe A vor.

Ist mindestens ein PEK oder ein BZK 
aufgetreten, liegt Tumorgruppe B vor. Da-
bei ist der weitere Verlauf unerheblich. Auch 
wenn kein weiteres PEK oder BZK auftritt, 
ist die MdE gemäß Tumorgruppe B einzu-
schätzen.

Wird zum Beispiel ein weiteres PEK in-
nerhalb eines Zeitraums von 2 Jahren nach 
dem letzten PEK diagnostiziert, ist die 
Krankheitsaktivität als hochgradig einzu-
schätzen. Die hochgradige Krankheitsaktivi-
tät besteht dann ab dem Auftreten des weite-
ren PEKs für die Dauer von 2 Jahren. Tritt 
in diesem Zeitraum kein weiteres PEK auf, 
liegt nach Ablauf von 2 Jahren nur noch eine 
mittelgradige Krankheitsaktivität vor, sofern 
eine hochgradige Krankheitsaktivität nicht 
über das Auftreten von BZK oder Carcino-
mata in situ begründet wird.

Tritt nach einem PEK oder BZK kein 
weiteres PEK oder BZK auf, bemisst sich 
die Krankheitsaktivität am Neuauftreten von 
Carcinomata in situ. Die Krankheitsaktivität 
ist in diesen Fällen hochgradig ab dem Zeit-
punkt, an dem mehr als 20 Keratosen inner-
halb von 12 Monaten aufgetreten sind. Dabei 
ist es nicht von Bedeutung, wann das (letzte) 
PEK aufgetreten ist.

Eine hochgradige Krankheitsaktivität ist 
in diesem Fall zunächst für die Dauer von 
12 Monaten anzunehmen. Nach Ablauf des 
12-monatigen Intervalls sollte eine medizini-
sche Überprüfung des Erkrankungsverlaufes 
erfolgen.

Die Therapie bei PEK und BZK ist in 
der Regel die vollständige chirurgische Ent-
fernung. Das Ziel ist dabei eine „R0-Resek
tion“, das heißt, die Entfernung des Tumors 
im Gesunden (in der Histopathologie ist kein 
Tumorgewebe im Resektionsrand nachweis-
bar und der in der jeweiligen Leitlinie defi-
nierte Sicherheitsabstand ist unter Berück-
sichtigung der anatomischen Gegebenheiten 
und der Funktionalität gewahrt). Tritt in 
Fällen einer R0-Resektion an gleicher Stelle 
erneut ein PEK bzw. ein BZK auf, ist die-
ses mit Blick auf die Krankheitsaktivität als 
weiteres/neues PEK bzw. BZK zu bewerten. 
Sollten Tumore auf Grund der Lokalisation 
und/oder Ausdehnung nicht vollständig ent-
fernbar sein, ist dies bei der MdE-Bemes-
sung entsprechend zu berücksichtigen.

Tab. 1.  MdE-Tabelle zur BK-Nr. 5102.

Tumorgruppe Krankheitsaktivität/ 
-intensität

keine/
gering

mittel-
gradig

hoch-
gradig

A  Carcinomata in situ (ohne Basalzell
karzinom, ohne Plattenepithelkarzinom)

0* 0* 10

B  Plattenepithelkarzinom(e) und/oder 
Basalzellkarzinom(e) (und ggf. Carcinomata  
in situ)

0* 10 ≥ 20

*alle MdE-Grade unterhalb von 10% werden als nicht messbar mit „0“ angege-
ben.

Tab. 2.  Krankheitsaktivität bei Tumorgruppe A.

keine/gering Neuauftreten von weniger als 6 Carcinomata in situ 
innerhalb von 12 Monaten 

mittelgradig Neuauftreten von 6 bis 20 Carcinomata in situ innerhalb von 
12 Monaten

hochgradig Neuauftreten von mehr als 20 Carcinomata in situ innerhalb 
von 12 Monaten

Tab. 3.  Krankheitsaktivität bei Tumorgruppe B.

keine/gering Zustand nach Behandlung eines oder mehrerer Plattenepi-
thelkarzinome bzw. eines oder mehrerer Basalzellkarzinome 
und keine Neubildung eines weiteren Platten
epithelkarzinoms innerhalb von 4 Jahren bzw. keine 
Neubildung eines weiteren Basalzellkarzinoms innerhalb von 
2 Jahren und Neuauftreten von weniger als 6 Carcinomata 
in situ innerhalb von 12 Monaten

mittelgradig Zustand nach Behandlung eines oder mehrerer Plattenepi-
thelkarzinome bzw. eines oder mehrerer Basalzellkarzinome 
und Neubildung eines weiteren Plattenepithelkarzinoms 
nach mehr als 2 und weniger als 4 Jahren bzw. Neubildung 
eines weiteren Basalzellkarzinoms innerhalb von 2 Jahren 
oder Neuauftreten von 6 bis 20 Carcinomata in situ 
innerhalb von 12 Monaten

hochgradig Zustand nach Behandlung eines oder mehrerer Plattenepi-
thelkarzinome bzw. eines oder mehrerer Basalzellkarzinome 
und Neubildung eines weiteren Plattenepithelkarzinoms 
innerhalb von 2 Jahren bzw. mehrerer Basalzellkarzinome 
innerhalb von 2 Jahren oder Neuauftreten von mehr als 20 
Carcinomata in situ innerhalb von 12 Monaten
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MdE Einschätzung bei der 
BK-Nr. 5103

Unter der BK-Nr. 5103 können nur PEK 
und Carcinomata in situ vom Typ aktinische 
Keratose und M. Bowen anerkannt werden. 
Die grundsätzlichen Erwägungen und Erläu-
terungen bei der Einschätzung der MdE zur 
BK 5102, 1108 und 2402 gelten auch bei der 
BK 5103.

Interessenkonflikt

Alle Autoren sind jeweils von den in den 
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Über die Vernetzung der Sozialversi-
cherungsträger in Deutschland – ein aktu-
eller berufsdermatologischer Fall

In Deutschland existiert ein differen-
ziertes Sozialversicherungssystem mit fünf 
verschiedenen Trägern der Sozialversiche-
rungsleistungen. Die grundsätzlichen Zu-
ständigkeiten sind in den entsprechenden 
Sozialgesetzbüchern geklärt. Die Gefahr von 
aufgeschobenen Entscheidungen mit kon-
sekutiven Verzögerungen der Leistungser-
bringung besteht potenziell an den Schnitt-
stellen der verschiedenen Leistungsträger, 
wenn zum Beispiel das Vorliegen einer Be-
rufskrankheit noch nicht endgültig geklärt 
ist. Dies kann zu Lasten des Versicherten ge-
hen, nicht nur in finanzieller Hinsicht, son-
dern potenziell auch im Hinblick auf die me-
dizinische Versorgung und die berufliche 
Zukunft. Potenziell benachteiligende Kon-
textfaktoren wie Migrationshintergrund, Bil-
dungsdefizite und Alleinerziehendenstatus 
können zusätzlich dazu beitragen, dass der 
Versicherte entsprechende Zuständigkeiten 
bzw. Anlaufstellen nicht adäquat erkennt. An 
einem aktuellen Fall aus der Berufsdermato-
logie wird diese Problematik aufgezeigt und 
versucht, Impulse für künftige Verbesserun-
gen zu geben.

Connecting the different players in 
Germany’s social security system – A cur-
rent case report

Germany has a differentiated social se-
curity system with five different social in-
surance providers. Their responsibilities are 
defined according to the relevant social se-
curity codes. In the past few years, we have 
repeatedly observed cases in which social 
insurance institutions did not fulfil their obli-
gations or postponed important decisions, al-
though certain circumstances like a suspect-
ed occupational disease had not been ruled 
out. This may occur at the expense of the 
insured person, not only in financial terms 
but also in terms of medical care and occu-
pational status. Migration background, edu-
cational status, and single parenting status 

may constitute further aggravating factors 
that prevent the insured person from antici-
pating the relevant responsibilities or contact 
points. The problem will be discussed based 
on a current case in occupational dermatol-
ogy, and ideas for future improvements are 
suggested in this article.

Berufsanamnese
Wir berichten über eine 36-jährige Ver-

sicherte, die 2019 auf Veranlassung der zu-
ständigen Berufsgenossenschaft ein medizi-
nisch berufliches Rehabilitationsverfahren 
Haut (Maßnahme der Tertiären Individual-
prävention (TIP)) mit Begutachtung in der 
Berufsdermatologie des Universitätsklini-
kums Heidelberg absolvierte. Im Gutachten-
auftrag wurde um die Erstellung eines haut-
fachärztlichen Zusammenhangsgutachtens 
zum Vorliegen einer Berufskrankheit nach 
Nr. 5101 der Anlage zur Berufskrankheiten-
verordnung (BKV) gebeten.

Die Versicherte erwarb im Alter von 
16  Jahren den Realschulabschluss, begann 
dann eine Ausbildung zur Arzthelferin, brach 
diese jedoch nach eineinhalb Jahren (wegen 
psychosozialer Probleme) ab. Es folgte eine 
einjährige Periode der Arbeitslosigkeit. Über 
weitere vier Jahre wurden anamnestisch di-
verse berufliche Tätigkeiten wie Aushilfe 
im Einzelhandel, Kindermädchen in einem 
Privathaushalt und Zimmermädchen in ei-
nem Hotel durchgeführt, unterbrochen von 
Phasen der Arbeitslosigkeit. Arbeitsplatzbe-
schreibungen hierzu und Angaben zum Aus-
maß hautbelastender Tätigkeiten lagen nicht 
vor.

2003 – 2006 absolvierte die Versicherte 
eine Ausbildung zur Gesundheits- und Kran-
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kenpflegerin. 2006  –  2008 war sie in Voll-
zeit einer Pflegeklinik, bei einer kirchlichen 
Sozialstation und in einem Privathaushalt tä-
tig. Bei diesen beruflichen Tätigkeiten habe 
sie die tätigkeitstypischen hautbelastenden 
Arbeiten durchgeführt. 2009  –  2011 übte 
sie eine Honorarbeschäftigung als Musik-
lehrerin für Klavier aus und absolvierte ein 
Gesangsstudium, da sie eigentlich in den 
künstlerischen Bereich wechseln wollte. Zur 
Finanzierung des Lebensunterhalts wurde in 
dieser Zeit, zumeist als geringfügig Beschäf-
tigte (450 Euro), die berufliche Tätigkeit 
als Gesundheits- und Krankenpflegerin in 
verschiedenen Pflegeeinrichtungen fortge-
führt. Nach Angaben der Versicherten habe 
sie eine Kehlkopfentzündung gezwungen, 
ihre ursprünglich geplante Karriere als Sän-
gerin aufzugeben. 2009 – 2013 arbeitete sie 
als Gesundheits- und Krankenpflegerin in 
Vollzeit in der ambulanten Krankenpflege, 
erwarb Zusatzqualifikationen wie zum Bei-
spiel zur Wundexpertin und zur Pflegedienst-
leitung. Dabei war sie hautbelastend tätig.

2013 und 2014 war sie erstmalig als 
stellvertretende Pflegedienstleitung tätig und 
übte hautbelastende Tätigkeiten aus. 2017 
bis 2019 arbeitete sie in zwei verschiede-
nen Einrichtungen als Pflegedienstleitung 
und übte dabei überwiegend Bürotätigkei-
ten und keine hautbelastenden Tätigkeiten 
aus. Berufsbegleitend wurde zusätzlich die 
Qualifikation „Staatlich anerkannte Sozial
wirtin“ erworben. Die Versicherte trat im 
Oktober 2018 eine Stelle als Pflegedienstlei-
tung in einer Pflegediensteinrichtung in Voll-
zeit an. Das Arbeitsverhältnis wurde durch 
den Arbeitgeber durch Probezeitkündigung 
beendet. Die Versicherte ist seit Mai 2019 
arbeitslos gemeldet. Sie bezog über 12 Mo-
nate Arbeitslosengeld I und bezieht seit 
01.05.2020 Arbeitslosengeld II (Hartz IV).

Dermatologische Anamnese

Die Versicherte gab an, in der Vorge-
schichte noch nie an Hauterkrankungen ge-
litten zu haben, insbesondere nicht an Neu-
rodermitis oder anderen Erkrankungen des 
atopischen Formenkreises.

Während der Ausbildung zur Kranken- 
und Gesundheitspflegerin entwickelte sie 
2004 erstmalig Spannungsgefühle, milden 

Pruritus und Bläschenbildungen an den Hän-
den. Dabei seien letztgenannte vor allem an 
den Fingerseitenkanten aufgetreten. Bezüg-
lich der weiteren dermatologischen Anam-
nese fällt auf, dass alle Angaben bis 2018, 
also über einen Zeitraum von 14 Jahren, aus-
schließlich auf der Anamnese der Versicher-
ten beruhen. Ein Dermatologe wurde zwi-
schen 2004 und 2018 nie aufgesucht. Dies 
begründete die Versicherte damit, dass sie 
sich stets an ihren Arbeitsplätzen an den zu-
ständigen Betriebsarzt gewandt habe. Aller-
dings enthielt die diesbezügliche Versicher-
tenakte keinerlei Hautarztberichte, obwohl 
in Deutschland auch Betriebsärzte berechtigt 
sind, das Hautarztverfahren einzuleiten. Sie 
erinnerte sich, im Jahr 2004 die Hauterkran-
kung dem damals zuständigen Betriebsarzt 
gezeigt zu haben. Dieser habe ihr andere 
Handschuhe und Sterilium-Hautdesinfekti-
onsmittel ausgehändigt. Das habe dann zu ei-
ner deutlichen Befundbesserung geführt, die 
jedoch nur kurzfristig angehalten habe. Al-
lerdings sei ihr auch nahegelegt worden, die 
Hände häufiger einzucremen. In den Jahren 
2006 bis 2011 habe sie anamnestisch immer 
wieder leichte Hauterscheinungen gehabt, 
wobei dies nie einem Arzt gezeigt wurde und 
auch diesbezüglich keinerlei Befunddoku-
mentationen existieren. Die Versicherte be-
zog sich immer wieder darauf, Anweisungen 
von den entsprechenden Betriebsärzten be-
kommen zu haben, hinsichtlich der Verwen-
dung von Desinfektionsmitteln und bezüg-
lich des Tragens von Handschuhen; zumeist 
habe sie dann Vinylhandschuhe getragen.

Ab 2013 war sie dann erstmalig als stell-
vertretende Pflegedienstleiterin tätig, der 
Anteil hautbelastender Tätigkeiten reduzier-
te sich, der Anteil organisatorischer Arbeiten 
stieg. Sie war von 2018 bis Ende April 2019 
(betriebliche Kündigung) als Pflegedienst-
leitung tätig. Dabei habe sie immer wieder 
Effloreszenzen gehabt, die sich jedoch stets 
auf die Daumen, Zeige- und Mittelfinger bei-
der Hände bezogen, hier vor allem die Beu-
geseiten mit Übergang auf die randständigen 
Handteller. Erst 2018 erfolgte erstmalig eine 
hautärztliche Behandlung und das Hautarzt-
verfahren wurde eingeleitet.

Gemäß Sichtung der Versichertenakte 
und den Angaben der Versicherten wurden 
verschiedene kortisonhaltige Lokaltherapi-
en seit Einleitung des Hautarztverfahrens 
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im Jahr 2018 durchgeführt, allerdings ohne 
Abheilung. Weiterhin gab die Versicherte an, 
dass in den vergangenen Jahren eigentlich 
nie eine vollständige Abheilung der Haut
erkrankung eingetreten sei. Einmalig wur-
de eine Creme-PUVA-Therapie der Hände 
durchgeführt, die jedoch auch nicht zu einer 
vollständigen Abheilung führte. Eine Sys-
temtherapie war wegen der Hauterkrankung 
noch nie durchgeführt worden.

Als die Versicherte im August 2019 das 
medizinisch-berufliche Heilverfahren antrat, 
bestanden an beiden Daumen und Zeigefin-
gern beugeseitig mit Übergang auf beide Pla-
mae milde Infiltrationen, relativ scharf be-
grenzt mit Desquamation der Haut in Form 
von kleinen, fetzenartigen Ablösungen. 
Alle Fingerzwischenräume waren unauffäl-
lig ebenso die Handgelenksinnenseiten und 
Handrücken. Das weitere Integument ist frei 
von pathologischen Effloreszenzen.

Verlauf und Darstellung des 
Sachverhalts

Die Versicherte gab an, sie habe die 
Hautbefunde stets den jeweils zuständigen 
Betriebsärzten gezeigt. Aus berufsdermato-
logischer Sicht ist dieses Vorgehen äußerst 
ungewöhnlich. In Deutschland ist ein un-
mittelbarer Zugang zum Facharzt möglich 
und es ist üblich, dass Betroffene mit einem 
Handekzem direkt den Hautarzt aufsuchen. 
Dieser leitet dann in der Regel bei einem be-
gründeten Verdacht das Hautarztverfahren 
ein. Letztgenanntes kann auch durch einen 
Betriebsarzt erfolgen. Es bleibt daher die 
Frage offen, ob die von der Versicherten kon-
sultierten Betriebsärzte (von denen es keine 
Namen und keine Befundbeschreibungen in 
der Versichertenakte gibt) einen begründe-
ten Verdacht zwischen der Hauterkrankung 
und der beruflichen Tätigkeit nicht gesehen 
haben oder ob sie den begründeten Verdacht 
nicht gemeldet haben. Da die Versicherte von 
2004 bis 2018 in mehreren Arbeitsverhält-
nissen beschäftigt war, ist es unwahrschein-
lich, dass alle Betriebsärzte diesbezüglich 
nicht reagierten bzw. einen beruflichen Zu-
sammenhang übersahen. Auch scheint der 
Leidensdruck der Versicherten nicht groß 
genug gewesen zu sein, denn sonst hätte sie 

einen Hautarzt aufsuchen können; zumal sie 
in Städten lebte, in denen eine gute hautärzt-
liche Versorgung gegeben ist.

In der Versichertenakte befand sich eine 
„Ärztliche Anzeige bei Verdacht auf eine 
Berufskrankheit“, erstellt von einem Allge-
meinmediziner am 14.08.2018. Darin wird 
eine Latex-Allergie beschrieben, ohne dass 
eine entsprechende Anamnese oder Diagnos-
tik hinweisgebend dafür war. Diese Diagno-
se wurde im Verlauf ausgeschlossen, da die 
Versicherte weder anamnestische noch klini-
sche Hinweise für eine Latex-Kontakturtika-
ria hatte, noch das spezifische IgE auffällig 
war oder eine Typ-I-Sensibilisierung auf La-
tex bestand.

Die Versicherte war 2018 erstmalig bei 
der zuständigen Berufsgenossenschaft in 
der Hautsprechstunde vorstellig, nachdem 
sie sich schließlich doch an einen niederge-
lassenen Dermatologen gewandt hatte, der 
das Hautarztverfahren eingeleitet hatte. Der 
Dermatologe der Hautsprechstunde erklärte, 
dass die Hauterkrankung bislang nicht im 
Vollbeweis gesichert sei: Befundbeschrei-
bungen fehlten, das Hautarztverfahren war 
noch nicht lange eingeleitet und somit keine 
Beurteilung des Verlaufs der Hauterkran-
kung über mindestens 6 Monate möglich und 
es war auch keine Allergiediagnostik durch-
geführt worden. Die Verlaufsbeschreibung 
der Versicherten, einer stets vollständigen 
Abheilung der Hauterkrankung im Urlaub, 
war nirgendwo objektivierbar dokumentiert.

Die weitere Diskrepanz im Verlauf und 
in der Einstufung der Hauterkrankung be-
stand darin, dass die Versicherte seit 05/2019 
durchgehend arbeitsunfähig war, eine Abhei-
lung ohne berufliche Tätigkeit/Exposition 
über einen Zeitraum von über 15 Monaten 
aber nicht eintrat.

Der Diagnose „Abnutzungsdermatose/
subtoxisch-kumulatives Handekzem“, unter 
der die Versicherte therapiert wurde, konnte 
aus berufsdermatologischer Sicht nicht ge-
folgt werden, da sich eine Abnutzungsder-
matose nicht wie im vorliegenden Fall ma-
nifestiert: an drei Fingern palmarseitig, zum 
Teil auch zirkumferent, mit Übergang auf 
die distale Handinnenfläche. Weder klinisch-
morphologisch noch vom Verlauf her konn-
te ein subtoxisch-kumulatives Handekzem 
nachvollzogen werden.

Die verzögerte 
Meldung auf eine 
Berufskrankheit 
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Die zuständige Berufsgenossenschaft 
veranlasste ein Medizinisch-berufliches Re-
habilitationsverfahren mit Begutachtung 
im August 2020. Es bestanden immer noch 
Effloreszenzen im Sinne eines milden Hand
ekzems, das palmarseitig bestand und sehr 
scharf begrenzt war. Die topische Kortison-
therapie wurde beendet. Da sich der Befund 
nur langsam besserte, wurde eine Systemthe-
rapie mit Alitretinoin 30 mg Kapseln täglich 
eingeleitet. Die ausführliche Allergiediag-
nostik war unauffällig. Es wurde ein hyper-
keratotisch-rhagadiformes Handekzem mit 
einem eigendynamischen berufsunabhän-
gigen Verlauf diagnostiziert. Während des 
Heilverfahrens fiel auf, dass das Handekzem 
durch Abzupfen, starke Nervosität mit Mani-
pulieren der Haut und durch das eigenständi-
ge Abschneiden von überstehender Haut mit 
einer Schere verschlimmert beziehungswei-
se unterhalten wurde. In Gesprächen mit be-
rufsdermatologisch geschulten Psychologen 
konnte eruiert werden, dass mehrere trauma-
tische Situationen in der Herkunftsfamilie 
erlebt worden waren, die bis heute nicht auf-
gearbeitet sind. Depressive Verstimmungen 
seit November 2019 schob die Versicherte 
auf ihre Arbeitslosigkeit und ihre finanziel-
le Situation (Schulden, Privatinsolvenz). Im 
Rahmen der interdisziplinären Diagnostik 
im Heilverfahren erlitt die Versicherte vor 
einem Zahnarztbesuch eine derart starke 
Panikattacke, dass keine Untersuchung mög-
lich war. Daraufhin berichtete sie, bereits in 
der Vergangenheit an Panikattacken gelitten 
zu haben, immer aber im Zusammenhang 
mit Zahnarztbesuchen. Zusammenfassend 
wurde von den Fachpsychologen die zeitna-
he Durchführung einer ambulanten Psycho-
therapie (zu Lasten der Gesetzlichen Kran-
kenversicherung) empfohlen. Mit Ausnahme 
der oben beschriebenen Panikattacken sei 
die psychische Vorgeschichte unauffällig ge-
wesen.

Im Anamnesegespräch des Arztes mit der 
Versicherten erwähnte diese, dass auch be-
reits bei der Agentur für Arbeit ein Gutach-
ten erstellt worden sei. Nach ihrer Kenntnis 
sei darin mitgeteilt worden, dass sie nicht 
mehr in der Pflege arbeiten dürfe. Sie erklär-
te sich damit einverstanden, in dieses Gut-
achten Einblick zu erhalten und stellte die 
Kontaktdaten der zuständigen Arbeitsagen-
tur und des dortigen Arztes zur Verfügung.

Involvierung des Ärztlichen 
Dienstes und der Arbeits­
vermittlung der Bundesagentur 
für Arbeit (BA)

Der ärztliche Dienst (ÄD) der BA erhielt 
von der Arbeitsvermittlung der BA 06/2019 
einen Auftrag zur sozialmedizinischen Be-
gutachtung der Versicherten; diese hatte 
sich zuvor als arbeitslos und arbeitssuchend 
gemeldet. Bei bundesweit rund 500.000 
gutachterlichen Stellungnahmen des ÄD 
im Jahr werden etwa 80% nach Aktenlage 
bearbeitet – wenn ausreichend aktuelle und 
aussagekräftige Fremdbefunde vorliegen. 
Neben den hauptamtlichen Kollegen des ÄD 
werden regional unterschiedlich 20  –  40% 
der gutachterlichen Stellungnahmen aus 
Kapazitätsgründen von externen Kollegen 
erstellt, sog. Vertragsärzten. Auch im Fall 
der Versicherten erfolgte die (einmalige) Be-
gutachtung nach Aktenlage durch einen ver-
tragsärztlichen Kollegen 07/2019.

Im Fall der Versicherten lagen zwei 
Hautarztberichte von Januar und März 2019 
an den Unfallversicherungsträger, ein Semi-
narbericht der BGW-Hautsprechstunde von 
02/2019 und eine „Ärztliche Anzeige bei 
Verdacht auf Berufskrankheit“ des Haus-
arztes von 08/2018 vor; ferner der von der 
Versicherten 05/2019 ausgefüllte Gesund-
heitsfragebogen (entsprechend einem aus-
führlichen medizinisch-beruflichen Anam-
nesebogen) des ÄD. Nach den vorliegenden 
Informationen stellte sich die Situation für 
den Gutachter erst einmal eindeutig dar: eine 
gelernte Gesundheits- und Krankenpflegerin, 
weitergebildet zur Pflegedienstleitung, hatte 
im Rahmen ihrer Tätigkeit ein Handekzem 
entwickelt. Hausärztlich wurde der Verdacht 
auf eine Berufskrankheit angezeigt, von Sei-
ten der BG erfolgte ein Hautseminar, und im 
aktuellen Hautarztbericht für den Unfallver-
sicherungsträger war die Notwendigkeit ei-
ner beruflichen Neuorientierung festgehalten 
worden. Passend zur vermuteten Assoziation 
der Hauterkrankung mit der beruflichen Tä-
tigkeit war dokumentiert, dass es im Urlaub 
zu einer kompletten Abheilung des Lokalbe-
fundes gekommen sei.

Die Fragen der Arbeitsvermittlung wur-
den daraufhin vom Gutachter wie folgt be-
antwortet: die bisherige Tätigkeit ist nicht 
mehr leidensgerecht; folglich wurde die 
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Prüfung von Leistungen zur Teilhabe am 
Arbeitsleben (LTA) empfohlen, um der 
Versicherten perspektivisch eine leistungs-
bildgerechte Tätigkeit zu ermöglichen. Das 
allgemeine Leistungsbild beschrieb eine 
vollschichtige Leistungsfähigkeit für leich-
te bis mittelschwere Arbeit, unter Vermei-
dung von Hautbelastungen durch Schmutz, 
Feuchtigkeit und Allergene. Diese gutach-
terliche Einschätzung des ÄD teilte die Ar-
beitsvermittlung der Versicherten mit. Die 
Versicherte wurde informiert, dass bei der 
vorliegenden Konstellation einer mutmaßli-
chen beruflichen Verursachung die Berufsge-
nossenschaft im Falle der Anerkennung einer 
Berufskrankheit als Kostenträger für LTA-
Maßnahmen zuständig ist. Eine Vermittlung 
in eine leistungsbildgerechte Tätigkeit fand 
im weiteren Verlauf nicht statt.

Diskussion

Die Deutsche Gesetzliche Unfallversi-
cherung (DGUV) ist der Spitzenverband 
der gewerblichen Berufsgenossenschaften 
und der Unfallkassen. Diese versichern zu-
sammen 70 Millionen Menschen gegen die 
Folgen von Arbeitsunfällen, Wegeunfällen 
und Berufskrankheiten. Die gewerblichen 
Berufsgenossenschaften (BG) sind die Trä-
ger der gesetzlichen Unfallversicherungen 
für die Unternehmen der deutschen Wirt-
schaft und deren Beschäftigte. Besteht der 
begründete Verdacht auf eine berufsbedingte 
Hauterkrankung, können Hautärzte, Arbeits-
mediziner und Betriebsärzte in Deutschland 
das sogenannte Hautarztverfahren einlei-
ten, dabei hat sich in den letzten Jahren in 
Deutschland ein effektives System mit ver-
schiedenen Stufen der Prävention entwickelt 
[1]. Für berufsbedingte Hauterkrankungen 
stehen hier insbesondere die Maßnahmen 
der Sekundären und Tertiären Individual-
prävention im Vordergrund [2]. Dabei hat 
sich vor allem das Medizinisch-berufliche 
Rehabilitationsverfahren für schwere, am-
bulant therapierefraktäre und für ätiologisch 
unklare Hauterkrankungen etabliert [3, 4, 5, 
6]. Es wäre wünschenswert gewesen, wenn 
die stationäre Maßnahme bereits vorher ein-
geleitet worden wäre, auch wenn angeblich 
keine Effloreszenzen mehr bestanden hätten. 
Dies hätte auch der Sicherung der Diagnose 

im Vollbeweis gedient. So hätte das stationä-
re Heilverfahren statt im August 2020 bereits 
im Mai 2019 stattfinden können. Wie dieser 
Fall zeigt, kann die Beobachtung des Ver-
laufs über 3 – 4 Wochen sehr aufschlussreich 
sein.

In dem dargestellten Fall ist es nicht 
nachvollziehbar, warum über einen Zeit-
raum von 14 Jahren kein Hautarztverfahren 
eingeleitet wurde. Dies mag insbesondere 
daran liegen, dass die Versicherte nie einen 
Hautarzt aufsuchte, ein Umstand, der bereits 
für sich alleine die tatsächliche Schwere und 
Chronizität der Dermatose in Frage stellen 
lässt. Auch muss kritisch diskutiert werden, 
warum die von ihr konsultierten Betriebs-
ärzte nie das Hautarztverfahren einleiteten. 
Kollegen, die nicht im Bereich der Berufs-
dermatosen erfahren sind oder Betriebe ohne 
hautbelastende Arbeitsplätze betreuen, sind 
möglicherweise mit diesem System weniger 
vertraut. Dennoch ist es dann üblich, dass 
Betriebsärzte die Versicherten zu einer direk-
ten Vorstellung beim Dermatologen auffor-
dern. Auch hier ist kritisch zu hinterfragen, 
warum dies nicht erfolgte. Es bleibt auch an-
zumerken, dass nicht beurteilt werden kann, 
ob die Angaben der Versicherten tatsächlich 
stimmten. In der Regel haben Versicherte 
mit einer Dermatose an den Händen, meist 
in Form eines Handekzems, einen großen 
Leidensdruck und machen eine Vorstellung 
beim Dermatologen nicht abhängig von ei-
nem Betriebsarzt.

Die Versicherte wurde dann zwar rasch 
zu einem sogenannten Hautschutzseminar 
(Seminar der Sekundären Individualpräven-
tion) eingeladen, dem dabei untersuchenden 
Dermatologen war es allerdings nicht mög-
lich, eine klare Diagnose zu stellen und einen 
Zusammenhang zwischen der Dermatose 
und der beruflichen Tätigkeit nachzuvollzie-
hen. Dies ist soweit plausibel, da die Diag-
nose üblicherweise im Vollbeweis gesichert 
werden muss. Der Dermatologe schlug dann 
sinnvollerweise die Durchführung einer 
Maßnahme der Tertiären Individualpräven-
tion vor, ein Medizinisch-berufliches Reha-
bilitationsverfahren Haut. Allerdings wurde 
diese Maßnahme von der zuständigen BG 
nicht sofort durchgeführt, da das Arbeitsver-
hältnis der Versicherten zwischenzeitlich in 
der Probezeit gekündigt worden war. Als der 
beratende Arzt nochmals bezüglich der Not-
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wendigkeit der TIP-Maßnahme konsultiert 
wurde, kam dieses Argument ebenso zum 
Tragen wie der Umstand, dass die Versicher-
te angeblich kein Handekzem mehr habe. 
Das stimmte nicht, denn gemäß Anamnese 
mit der Versicherten bestand das Handekzem 
durchgehend.

Die Bundesagentur für Arbeit (BA; 
www.arbeitsagentur.de) sowie die Jobcenter 
als gemeinsame Einrichtungen sind für die 
Zahlung von unterhaltssichernden Lohner-
satzleistungen wie Arbeitslosengeld I und II 
zuständig. Auch Anträge auf Leistungen zur 
Teilhabe am Arbeitsleben (LTA) zur Förde-
rung einer beruflichen Weiterqualifizierung 
oder Umschulung können bei der zuständi-
gen Arbeitsagentur eingereicht werden. Ziel 
von LTA ist es, die Erwerbsfähigkeit chro-
nisch kranker, behinderter oder von Behin-
derung bedrohter Menschen entsprechend 
ihrer Leistungsfähigkeit zu erhalten, zu ver-
bessern, herzustellen oder wiederherzustel-
len und ihre Teilhabe am Arbeitsleben mög-
lichst auf Dauer zu sichern. Innerhalb der 
BA ist die Rehabilitations-Abteilung für die 
Prüfung und Gewährung von LTA zuständig; 
hier tritt die BA im Rechtskreis des SGB IX 
in Erscheinung.

Zur Klärung des sozialmedizinischen 
Sachverhalts beauftragt die Rehabilitations-
Abteilung wiederum den Ärztlichen Fach-
dienst (ÄD) der BA. Die entscheidende Ziel-
frage an den ÄD in der LTA-Terminologie 
der BA lautet: Liegt eine schwerwiegende 
Leistungseinschränkung vor, welche die 
Aussichten am Arbeitsleben teilzuhaben, 
oder weiter teilzuhaben, nicht nur vorüber-
gehend wesentlich mindert, oder droht eine 
solche? Im Falle der Bejahung wird der ÄD 
der Reha-Abteilung die Prüfung und Gewäh-
rung von LTA empfehlen. Die gutachterliche 
Stellungnahme des ÄD dient in der Regel als 
Entscheidungsgrundlage, sie hat jedoch be-
züglich der letztendlichen Gewährung von 
LTA keinen rechtsverbindlichen Charakter.

Die BA tritt als Kostenträger für LTA 
grundsätzlich nachrangig in Erscheinung, 
wenn beispielsweise eine Zuständigkeit der 
Berufsgenossenschaft oder des Rentenver-
sicherungsträgers nicht gegeben ist. Da der 
ÄD und konsekutiv die Arbeitsvermittlung 
der BA von einer Berufskrankheit mit er-
forderlichem Tätigkeitswechsel ausgingen, 
wurde die Versicherte an die Berufsgenos-

senschaft als zuständigen Träger von erfor-
derlichen LTA verwiesen.

Die grundsätzliche Notwendigkeit einer 
Begutachtung der meisten Fälle nach Ak-
tenlage durch den ÄD, wurde weiter oben 
bereits erörtert. Dies ist durchaus legitim, 
da sich auf dem Boden einer validen und 
aktuellen externen Befundlage eine aussage-
kräftige gutachterliche Stellungnahme nach 
Aktenlage erstellen lässt. Das Vorgehen des 
ÄD im aktuellen Fall ist allerdings in zwei-
facher Hinsicht ungewöhnlich und kritisch 
zu hinterfragen: in der Regel werden Fälle 
mit wichtigen beruflichen Weichenstellun-
gen wie Umschulung von hauptamtlichen 
Kollegen des ÄD und nicht, wie im vorlie-
genden Fall, von Vertragsärzten bearbeitet. 
Weiterhin ist es bei solchen Fragestellun-
gen üblich, eine persönliche Begutachtung 
durchzuführen. Auch dann bleibt zwar das 
Dilemma einer üblicherweise singulären Be-
gutachtungssituation als Momentaufnahme, 
doch hätte bei einer persönlichen Begutach-
tung der Versicherten zumindest potenziell 
die Möglichkeit bestanden, die geschilder-
ten Inkongruenzen der beruflichen und me-
dizinischen Vorgeschichte aufzudecken und 
möglicherweise auch die erhebliche und 
relevante psychische Problematik der Versi-
cherten zu erkennen. Konkret wäre auch eine 
differenziertere Beratung der Arbeitsvermitt-
lung möglich gewesen: eine Pflegeleitungs-
Tätigkeit ohne Hautbelastung war durchaus 
noch möglich und damit die grundsätzliche 
Option gegeben, den Bezugsberuf zu erhal-
ten und eine unverzügliche Vermittlung mit 
Vermeidung einer längeren Arbeitslosigkeit 
einzuleiten.

Fazit

Ohne Zweifel hat die erst spät im Ver-
lauf diagnostizierte psychische Begleiter-
krankung der Versicherten den dargestellten 
Ablauf der vermeintlich dermatologischen 
Berufserkrankung erheblich (negativ) be-
einflusst. Dennoch verdeutlicht diese Kasu-
istik nach unserer Meinung grundsätzliche 
Schwachstellen der Kommunikation an den 
Schnittstellen der sozialen Sicherungssyste-
me in Deutschland.

Während die deutschen Sozialversiche-
rungsträger stets bemüht sind, Leistungen 
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zum Nutzen der Versicherten zu erbringen 
[6], bleibt festzuhalten, dass im Tagesge-
schäft häufig keine oder nur wenig Kommu-
nikation zwischen den einzelnen Sozialver-
sicherungsträgern stattfindet. Diesen Punkt 
hatte die Versicherte stets kritisiert: dass ihr 
von Seiten der BG andere Angaben gemacht 
wurden, als von der Agentur für Arbeit und 
dass sie sich zwischen beiden Institutionen 
hin und her geschoben fühlte.

Der Datenschutz ist ein potenzieller 
Grund einer fehlenden Kommunikation: die 
rechtliche Notwendigkeit des Vorliegens 
einer entsprechenden, expliziten Schweige-
pflichtentbindung für andere Sozialversiche-
rungsträger durch die Versicherte stellt hier 
jedoch keine unüberwindliche organisato-
rische Hürde dar und ist beispielswiese be-
reits obligatorischer Standard im Prozessab-
lauf der Begutachtung durch den Ärztlichen 
Dienst der BA. Ein weiterer Punkt stellt die 
unterschiedliche Interessenlage der einzel-
nen Sozialversicherungsträger dar: zunächst 
einmal gilt es den Anforderungen und Er-
fordernissen der eigenen Institution und 
der jeweiligen internen Prozesse gerecht zu 
werden; angefangen bei der Einhaltung von 
Bearbeitungsfristen und Laufzeiten bei Be-
gutachtungen, fortgesetzt bei der Einhaltung 
von internen Budgets für Leistungen.

Es wäre für die Zukunft wünschens-
wert, wenn eine optimierte Kommunikation 
zwischen den einzelnen Sozialversiche-
rungsträgern erfolgen würde und dies auch 
in verbindlichen Handlungsanweisungen 
abgebildet wird. Die deutschen Rentenver-
sicherungsträger haben 2017 ihr Projekt 
„Fallmanagement bei Leistungen zur Teil-
habe“ vorgestellt: Ziel war die Ausarbeitung 
eines Fallmanagement-Konzeptes für Versi-
cherte in komplexen Problemlagen, das bei 
allen Rentenversicherungsträgern einheit-
lich angewendet werden kann. Ein gemein-
sames Fallmanagement der verschiedenen 
Sozialversicherungsträger bei komplexen 
medizinisch-beruflichen Problemlagen mit 
längeren Arbeitsunfähigkeitszeiten und im 
Raum stehender Leistungsunfähigkeit für 
den Bezugsberuf, wäre für die Versicherten 
ein Gewinn und hätte erhebliches Potenzial 
für Synergien und Einsparungen im Gesamt-
system der sozialen Sicherung.

Im vorliegenden Fall einer Versicherten, 
die darauf bestand, wegen einer Hauterkran-

kung nicht in ihren Beruf zurückkehren zu 
können, hätten sich sowohl die Agentur für 
Arbeit als auch die Berufsgenossenschaft 
gegenseitig wertvolle und richtungsweise In-
formationen zukommen lassen können.

Ebenso wichtig wie verbindliche Hand-
lungsanweisungen ist die Schaffung eines 
Bewusstseins auf allen Ebenen der sozialen 
Sicherungssysteme, die Kommunikation mit 
den anderen Akteuren aktiv zu suchen und 
die vorhandenen Kompetenzen und Experti-
sen zum Wohle der Versicherten zu bündeln.
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Vorwort

Sehr geehrte Kolleginnen und 
Kollegen,

wir laden Sie herzlich zur Teil-
nahme an der 16. Tagung der Ar-
beitsgemeinschaft für Berufs- und 
Umweltdermatologie vom 16. – 18. 
September 2021 ein, die erstmals als 
Online-Veranstaltung mit Live-Vor-
trägen und -Diskussionen stattfinden 
wird.

Wir beginnen die Tagung in be-
währter Weise mit dem Forum der 
Deutschen Gesetzlichen Unfallversi-
cherung am 16. September 2021. Das 
wissenschaftliche Hauptprogramm 
vom 17. – 18. September 2021 um-
fasst unter dem Leitthema „Innovati-
onen in der Berufsdermatologie“ alle 
aktuellen Themen der Berufsderma-
tologie von den Auswirkungen der 
BK-Rechtsreform auf die BK 5101 
bis zum berufsbedingten Hautkrebs.

Themenschwerpunkte sind in 
bewährter Weise die Prävention, 
Diagnostik und Therapie von ar-
beitsbedingten Haut- und Hautkrebs-
erkankungen. Wesentliche Schwer-
punkte der Tagung liegen auf dem 
Management von berufsbedingten 
Hauterkrankungen nach Abschaffung 
des Unterlassungszwangs für die BK 
5101, auf neuen Therapiemöglich-
keiten für die Behandlung des Han-
dekzems, berufliche irritative und 
allergische Kontaktekzeme sowie 
Typ I Allergien. Darüber hinaus wer-
den die aktuellen Projekte der Hand 
Eczema Core Outcome Set Initiative 
(HECOS), zur Qualitätssicherung im 

Heilverfahren und der Allergiediag-
nostik, sowie viele weitere Themen 
aus Gesundheitspädagogik, Arbeits-
medizin, epidemiologischer und Ver-
sorgungsforschung vorgestellt.

Wir freuen uns auf eine intensi-
ve Fortbildung, anregende wissen-
schaftliche Diskussionen und eine 
spannende 16. Tagung der Arbeitsge-
meinschaft für Berufs- und Umwelt-
dermatologie gemeinsam mit Ihnen!

Prof. Dr. med. Andrea Bauer, MPH, 
stellvertretende Vorsitzende der 

ABD, Tagungspräsidentin
Prof. Dr. med. Christoph Skudlik, 

Vorsitzender der ABD, 
Tagungspräsident

Dermatologie in Beruf und Umwelt, Jahrgang 69, Nr. 3/2021, S. 121-148
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DGUV (Deutsche 
Gesetzliche Unfallver­
sicherung) – Forum 2021

Update BK Haut • Neues 
Berufskrankheitenrecht – 
Auswirkungen auf die Praxis • 
Forschung

Update zu den Berufskrank­
heiten Nr. 5101 und 5103
S. Krohn

Deutsche Gesetzliche Unfallversi-
cherung (DGUV), Abteilung 
Versicherung und Leistungen, 
Bereich Berufskrankheiten, Berlin

In einem kurzen Überblick zu 
Neuigkeiten bei den Berufskrankhei-
ten der Haut werden unter anderem 
auch aktuelle Zahlen zu den Berufs-
krankheiten Nr. 5101 und 5103 vor-
gestellt. Im Jahr 2022 wurden den 
gewerblichen Berufsgenossenschaf-
ten und den Unfallversicherungsträ-
gern der öffentlichen Hand 18.345 
Fälle von BK-Nr. 5101 gemeldet. 
In 15.797 Fällen wurde die arbeits-
bedingte Verursachung bestätigt und 
ein Behandlungsauftrag erteilt, sehr 
oft zusammen mit weiteren Maßnah-
men nach § 3 BKV. Dies wird von 
den Versicherten honoriert. Eine re-
präsentative Befragung im Jahr 2017 
zur Zufriedenheit der Versicherten 
mit ihrem BK-Verfahren hat gezeigt, 
dass 84,5% der Versicherten mit dem 
Verfahren bei der BK-Nr. 5101 ins-
gesamt zufrieden sind. Zur BK-Nr. 
5103 gingen im Jahr 2020 bei den 
gewerblichen Berufsgenossenschaf-
ten und den Unfallversicherungsträ-
gern der öffentlichen Hand insgesamt 
7.112 Anzeigen auf Verdacht einer 
BK-Nr. 5103 ein. Damit wurden im 
Vergleich zum Jahr 2019 insgesamt 
4,8% weniger Anzeigen auf Ver-
dacht einer BK-Nr. 5103 gestellt. 
Der Großteil der Versicherten ist 
bei der Meldung des BK-Verdachts 
bereits aus dem Erwerbsleben aus-
geschieden. Im Durchschnitt waren 
die Versicherten bei der Anzeige 72 
Jahre alt. Nur knapp ein Viertel der 
Versicherten, für die im Jahr 2020 
eine Verdachtsanzeige gestellt wur-
de, ist 65 Jahre alt oder jünger. Die 
BK-Nr. 5103 ist 2020 die nach BK-
Nr. 3101 (vor allem COVID-19 = 
33.614), BK-Nr. 5101 und BK-Nr. 
2301 (Lärmschwerhörigkeit) am 

vierthäufigsten gemeldete Erkran-
kung. In 4.023 Fällen wurde die 
Berufskrankheit im Jahr 2020 aner-
kannt. Als berufliche Tätigkeit der 
Erkrankten wurden am häufigsten 
dokumentiert: Maurer (15,2%), Füh-
rer von Erdbewegungsmaschinen 
(7,1%), Hilfsarbeiter im Tiefbau 
(4,3%), Baukonstruktions- und ver-
wandte Berufe (3,8%), Dachdecker 
(3,7%). Zusammen entfallen auf 
diese Tätigkeiten gut ein Drittel al-
ler Anerkennungen des Jahres 2020. 
In 820 Fällen wurde 2020 erstmalig 
eine rentenberechtigende Höhe der 
MdE festgestellt. Dies entspricht ei-
ner Erhöhung gegenüber dem Vorjahr 
um 50,7%. 15 Versicherte verstarben 
an den Krankheitsfolgen. Grund für 
die weiterhin relativ geringe Zahl an 
Rentenleistungen ist sicher, dass der 
helle Hautkrebs gut therapierbar ist 
und die Beeinträchtigungen mit Aus-
wirkungen auf die Erwerbsfähigkeit 
weniger stark sind. Knapp 85% der 
Fälle mit Anerkennung beinhalten le-
diglich Krebsvorstufen in Form von 
aktinischen Keratosen und Morbus 
Bowen. In rund 15% der anerkannten 
Fälle wurde bei den Versicherten ein 
Plattenepithelkarzinom diagnostiziert.

Hautkrebsberichte – 
Erfahrungen aus Sicht 
der BG BAU
D. Engel

Berufsgenossenschaft der Bauwirt-
schaft (BG BAU), Berlin

Die BK 5103 nimmt seit ihrer 
Aufnahme in die Liste der Berufs-
krankheiten zum 01.01.2015 durch-
gängig die Spitzenposition der ge-
meldeten Berufskrankheiten bei der 
BG BAU ein. In etwa 3.000 Neumel-
dungen können jährlich verzeichnet 
werden. Die hohen Fallzahlen bele-
gen die Notwendigkeit für effizien-
te Verfahren zur Feststellung einer 
Berufskrankheit und damit einher-
gehender Leistungsansprüche sowie 
zur Prüfung des BK-Folgezustands. 
Die Voraussetzung für ein solches 
Verfahren stellt ein standardisiertes 
und aussagekräftiges Berichtswesen 
dar. In diesem Zusammenhang wur-
den die DGUV Formtexte F6120-
5103 „Bericht Hautkrebs BK-Nr. 
5103“ und F6122-5103 „Nachsorge-
bericht Hautkrebs BK-Nr. 5103“ ent-
wickelt. Die Inhalte der Berichte stel-

len die Weichen für das Vorgehen der 
BG BAU. Ein zentrales Element ist 
dabei die Verlaufs- und Übersichts-
tabelle, die wichtige Informationen 
zur Diagnosevalidierung, aber unter 
anderem auch zur Krankheitsaktivi-
tät liefert. Mithilfe dieser Angaben 
kann frühzeitig das Vorliegen der 
medizinischen Voraussetzungen des 
BK-Tatbestands festgestellt bzw. es 
können gezielt weitere Ermittlungen 
angestellt werden. Fragen zu kon-
kurrierenden Ursachenfaktoren oder 
chronischen Lichtschädigungen lie-
fern zudem wichtige Hinweise für 
die Kausalitätsfeststellung. Insbe-
sondere der Verlaufsbericht bietet zu-
dem die Möglichkeit unzureichende 
Aktivitäten zum Sonnenschutz fest-
zustellen und weitere Maßnahmen 
wie eine Optimierung der Bedin-
gungen am Arbeitsplatz einzuleiten. 
Weiterhin ermöglicht der Nachsorge-
bericht durch seinen jährlichen Tur-
nus eine engmaschige Prüfung des 
BK-Folgezustands. Diese Prüfung 
wird zudem durch die unterjährig 
zu erstattenden Krankheitsauskünf-
te unterstützt, die bei Besonderhei-
ten beziehungsweise Hinweisen auf 
schwerwiegende Entwicklungen des 
Krankheitszustands erstattet werden. 
Die Hautkrebsberichte haben sich 
aus Sicht der BG BAU in der Praxis 
grundsätzlich bewährt und sind somit 
zu einem unverzichtbaren Instrument 
in der Bearbeitung von arbeitsbe-
dingten Hautkrebserkrankungen ge-
worden. Um die Prozesse weiter zu 
beschleunigen, ist zu diskutieren, ob 
und unter welchen Voraussetzungen 
der Hautkrebsbericht F6122-5103 als 
BK-Anzeige gelten und damit für die 
Erstmeldung genutzt werden kann. 
Die jetzige Rechtslage erlaubt das 
noch nicht. Weiterhin ist eine elektro-
nische Übermittlung der Daten anzu-
streben. Das würde insbesondere die 
Nachvollziehbarkeit und Bewertung 
des Krankheitsverlaufs unterstützen.

Das Clearingverfahren in der 
Dermatologie und 
Abrechnungsfragen
W. Wehrmann

Dermatologische Gemeinschafts
praxis, Münster

Clearingstellen dienen einer 
fach- und sachbezogenen Klärung 
von Problemstellungen im Rahmen 
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der Behandlungsaufträge zwischen 
Unfallversicherungsträger (UVTr) 
und Ärzten, die nach dem Vertrag 
Ärzte/UV-Träger zwischen der Kas-
senärztlichen Bundesvereinigung 
(KBV) und der Deutschen Gesetz-
lichen Unfallversicherung (DGUV) 
tätig werden. Zu Behandlungen und 
Abrechnungen der ärztlichen Leis-
tungen ergeben sich zwischen Un-
fallversicherungsträger und Ärzten 
unterschiedliche Auffassungen und 
Bewertungen im Hinblick auf Leis-
tungslegenden und Gebührenziffern. 
Die Clearingstelle trägt zur Klärung 
der Problemstellungen bei und kann 
in der Mehrzahl der Fälle zu einer 
einvernehmlichen Lösung beitragen. 
Clearingstellen sind zum einen bei 
der Arbeitsgemeinschaft für Berufs- 
und Umweltdermatologie (ABD) 
und zum anderen bei der Kassenärzt-
lichen Bundesvereinigung (KBV) 
angesiedelt. Für Hauterkrankungsge-
schehen können Ärztinnen und Ärz-
te Anfragen bei beiden Institutionen 
stellen. Beide Institutionen arbeiten 
im gemeinsamen internen Austausch 
und stellen eine umfassende Prüfung 
und Handlungsempfehlung durch 
die Mandatsträger der DGUV und 
ABD sicher. Anhand von Beispielen 
wird die Arbeit der Clearingstellen 
dargestellt.

Neues Berufskrankheitenrecht 
– Was sind die Änderungen?
W. Römer

Hochschule der DGUV (HGU), Bad 
Hersfeld

In diesem Vortrag werden die 
durch das „Siebte Gesetz zur Ände-
rung des Vierten Buches Sozialge-
setzbuch und anderer Gesetze“ zum 
1.1.2021 in Kraft getretenen Ände-
rungen im Recht der Berufskrank-
heiten vorgestellt. Die wichtigste 
Neuerung dürfte die Streichung des 
sogenannten „Unterlassungszwangs“ 
in § 9 Abs. 1 S. 2 SGB VII sein. 
Dies betrifft neben den Hauterkran-
kungen (BK-Nr. 5101) acht weitere 
BK-Tatbestände, als wichtigste sind 
die bandscheibenbedingten Erkran-
kungen der Wirbelsäule und die ob-
struktiven Atemwegserkrankungen 
zu nennen. Um weiterhin Bagatel-
lerkrankungen von der Anerken-
nung auszuschließen, wurden die 
hiervon betroffenen BK-Tatbestände 

konkreter gefasst, z. B. durch den 
Zusatz „chronisch oder chronisch 
rezidivierend“ bei den bandschei-
benbedingten Wirbelsäulenerkran-
kungen. Bei der BK-Nr. 5101 sah 
der Verordnungsgeber hierfür keinen 
Anlass, da sie bereits auf schwere 
oder wiederholt rückfällige Hau-
terkrankungen beschränkt ist. Zur 
Stärkung des Präventionsgedankens 
wurde ein neuer Abs. 4 in § 9 SGB 
VII geschaffen. Danach haben die 
Unfallversicherungsträger (UVT) bei 
bestehender Gefahr, dass bei Fortset-
zung der versicherten Tätigkeit die 
Krankheit wiederauflebt oder sich 
verschlimmert und sich diese Gefahr 
nicht durch andere geeignete Mittel 
beseitigen lässt, darauf hinzuwirken, 
dass die Versicherten die gefähr-
dende Tätigkeit unterlassen. Weiter 
sind die Versicherten über die Ge-
fahren einer weiteren Tätigkeit auf-
zuklären. Im Gegenzug werden die 
Versicherten zur Teilnahme an indi-
vidualpräventiven Maßnahmen und 
Maßnahmen der Verhaltenspräventi-
on verpflichtet. Um die notwendigen 
Nachweise oft lange zurückliegender 
Expositionen zu erleichtern, wurde 
in § 9 Abs. 3a SGB VII für die von 
Amts wegen ermittelnden UVT eine 
Rechtsgrundlage für die Einrichtung 
gemeinsamer Expositionskataster 
sowie für Messungen an vergleichba-
ren Arbeitsplätzen geschaffen. Mehr 
Beschleunigung und Transparenz bei 
der Beratung über neue in die BK-
Liste aufzunehmende Berufskrank-
heiten erhofft sich die Bundesregie-
rung durch die Institutionalisierung 
des Ärztlichen Sachverständigenbei-
rats, der das BMAS berät. Zusätzlich 
wurden die UVT verpflichtet, jähr-
lich in einem gemeinsamen Bericht 
über ihre Forschungsaktivitäten zu 
informieren. In einem ebenfalls neu-
en Abs. 2a des § 9 SGB VII wurde 
erstmals die rückwirkende Anerken-
nung von Berufskrankheiten gesetz-
lich geregelt. Werden BK-Tatbestän-
de neu eingeführt, gelten diese nun 
kraft Gesetzes auch für Versicherte, 
die bereits vor deren Inkrafttreten 
erkrankten. Entschädigungen sind 
aber für zurückliegende Zeiten aus-
geschlossen. Mit dem Wegfall des 
Unterlassungszwangs sind ab dem 
1.1.2021 alle schweren oder wieder-
holt rückfälligen Hauterkrankungen 
als BK anzuerkennen, auch wenn die 
Betroffenen weiter gefährdend tätig 
sind. Fälle, in denen die Anerken-

nung bisher am Fehlen der Aufgabe 
der schädigenden Tätigkeit schei-
terte, sind nach dem ebenfalls neu 
geschaffenen § 12 BKV von Amts 
wegen durch die UVT aufzugreifen. 
Dies wird einen deutlichen Anstieg 
von Anerkennungen und Begutach-
tungen mit sich bringen. Dabei wird 
der Frage, ab wann eine schwere 
Hauterkrankung vorliegt, erhebliche 
Bedeutung zukommen. Um bei Ver-
sicherten, die im Beruf verbleiben, 
die Gefährdung auf ein Minimum zu 
reduzieren, sind die Maßnahmen der 
Individualprävention noch weiter zu 
intensivieren.

Neues Berufskrankheitenrecht 
– Was ändert sich „im Alltag“?
C. Drechsel-Schlund

Berufsgenossenschaft für Gesund-
heitsdienst und Wohlfahrtspflege, 
Bezirksverwaltung Würzburg

Mit der Fortentwicklung des 
Berufskrankheitenrechts und dem 
Wegfall des Unterlassungszwangs 
im Tatbestand der BK  5101 sind 
Auswirkungen sowohl auf das Haut-
arztverfahren als auch auf das Ver-
waltungsverfahren der Unfallversi-
cherungsträger (UVT) eingetreten. 
Die BK  5101 lautet ab 01.01.2021: 
„Schwere oder wiederholt rückfäl-
lige Hauterkrankungen“, der Zusatz 
„die zur Unterlassung…“ wurde ge-
strichen. Die UVT wollen weiterhin 
das erfolgreiche Hautarztverfahren 
praktizieren und bereits beim bloßen 
Verdacht auf das Vorliegen einer ar-
beitsbedingten Hautkrankheit schnell 
mit vorbeugenden Maßnahmen nach 
§ 3 BKV intervenieren. Zielsetzung 
der UVT ist unverändert, das Ent-
stehen einer schweren oder wieder-
holt rückfälligen Hauterkrankung 
zu verhindern. Unabhängig von der 
nach neuem Recht „erleichterten“ 
Anerkennung der BK  5101 haben 
die UVT nach wie vor die Aufgabe, 
mit allen geeigneten Mitteln zu ver-
hindern, dass die gefährdende Tätig-
keit unterlassen werden muss. Die 
Rechtsänderungen haben es notwen-
dig gemacht, den Hautarztbericht 
(Formtext F 6050) und den Verlaufs-
bericht (Formtext F  6052) anzupas-
sen. Die UVT sind stärker als bisher 
auf eine präzise Dokumentation des 
Hautbefunds, des Krankheitsverlaufs 
und der therapeutischen Maßnahmen 
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angewiesen, um die Kriterien der 
„Schwere und wiederholten Rück-
fälligkeit“ beweiskräftig beurteilen 
bzw. im Einzelfall entscheiden zu 
können, ob die Aufforderung zur 
Unterlassung der gefährdenden Tä-
tigkeit geboten ist. Die Rechtsände-
rungen haben erhebliche Auswirkun-
gen auf die Fallsteuerung der UVT. 
Änderungen ergeben sich für die 
Fallkonstellationen, bei denen sich 
eine Schwere oder wiederholt rück-
fällige Hautkrankheit und damit das 
„Vollbild“ der neuen BK  5101 ab-
zeichnet. Bei dieser Fallgruppe von 
Meldungen wird jetzt parallel zum 
§  3  BKV  –  Verfahren ein Verfah-
ren zur Feststellung einer BK  5101 
durchgeführt. Im Feststellungsver-
fahren haben die UVT entsprechend 
der jeweiligen Beweisanforderung 
das BK-typische Krankheitsbild, die 
Expositionsverhältnisse und die be-
rufliche Verursachung zu ermitteln. 
Für diese Fallgruppe kommt es zu 
einem höheren Verwaltungsaufwand 
in der BK-Sachbearbeitung und in 
den Präventionsdiensten. Es ist da-
von auszugehen, dass zukünftig weit 
mehr Fälle der BK  5101 als in der 
Vergangenheit anerkannt werden 
(2019: 448 Anerkennungen bei ins-
gesamt 20.407 entschiedenen Fäl-
len). Mit der Anerkennung der neuen 
BK 5101 haben versicherte Personen 
Anspruch auf (hautfachärztliche) 
Heilbehandlung. Der UVT wird mit 
der BK-Anerkennung bei einer haut-
bedingten Arbeitsunfähigkeit zustän-
diger Kostenträger für Entgeltersatz-
leistungen (Verletztengeld). Liegt 
eine BK 5101 mit rentenberechtigen-
der Minderung der Erwerbsfähigkeit 
vor, bestehen Entschädigungsansprü-
che. Ob der erwartete Anstieg der 
BK  5101-Anerkennungen auch zu 
einer Zunahme der Rentenfälle führt 
(2019: 117 BK-Renten), bleibt offen. 
Im Falle der Aufgabe der gefährden-
den Tätigkeit sind, wie bisher auch, 
Leistungen der Teilhabe zu erbrin-
gen. Der aktuelle Stand zu den ver-
waltungspraktischen Auswirkungen 
der Rechtsänderungen auf die Fall-
steuerung von BK  5101-Meldungen 
soll im Beitrag vorgestellt werden.

Neues Berufskrankheitenrecht 
– Stand der Überarbeitung der 
Bamberger Empfehlung
C. Skudlik1,2,3

1Abteilung Dermatologie, Umwelt-
medizin, Gesundheitstheorie, 
Fachbereich Humanwissenschaften, 
Universität Osnabrück, 2Institut für 
interdisziplinäre Dermatologie 
Prävention und Rehabilitation 
(iDerm) an der Universität Osna-
brück, 3Niedersächsisches Institut 
für Berufsdermatologie (NIB)

Angesichts des am 12.06.2020 
beschlossenen 7. Gesetzes zur Ände-
rung des 4. Buches Sozialgesetzbuch 
und anderer Gesetze mit hieraus u. a. 
für die BK 5101 resultierendem Weg-
fall des Unterlassungszwangs, sowie 
der darüber hinaus erforderlichen 
turnusmäßigen Überprüfung der sei-
tens der Deutschen Gesetzlichen 
Unfallversicherung (DGUV) in Zu-
sammenarbeit mit den einschlägigen 
medizinischen Fachgesellschaften 
unter Federführung der Arbeitsge-
meinschaft für Berufs- und Umwelt-
dermatologie (ABD) herausgegebe-
nen Empfehlung zur Begutachtung 
von arbeitsbedingten Hauterkran-
kungen und Hautkrebserkrankungen 
(„Bamberger Empfehlung“), wur-
den seitens der neu konstituierten 
AG „Bamberger Empfehlung“ die 
Beratungen zur Überarbeitung der 
Begutachtungsempfehlungen am 
13.07.2020 aufgenommen. Den Än-
derungsbedarf zu Teil I der Bamber-
ger Empfehlung (Hauterkrankungen) 
betreffend, standen die Entwicklung 
eines gemeinsamen Verständnisses 
und einer Präzisierung der verblei-
benden Tatbestandsmerkmale der 
BK 5101 („Schwere“, „wiederhol-
te Rückfälligkeit“), sowie auch die 
Weiterentwicklung der Beurtei-
lungskriterien für die Minderung 
der Erwerbsfähigkeit (MdE) bei der 
BK 5101, insbesondere bei Fall-
konstellationen mit Fortführung der 
schädigenden Tätigkeit, bislang im 
Vordergrund der Überarbeitung. 
Des Weiteren ergab sich aufgrund 
der neuen rechtlichen Rahmenbe-
dingungen auch die Notwendigkeit, 
die Kriterien der Kausalitätsbeurtei-
lung, insbesondere hinsichtlich des 
Aspektes der Verschlimmerung bei 
anlagebedingten Dermatosen, weiter 
zu präzisieren. Darüber hinaus wur-
den Änderungsbedarfe zu Teil II der 
Bamberger Empfehlung (Hautkrebs-

erkrankungen) identifiziert und bear-
beitet, beispielsweise bezüglich einer 
weiteren Differenzierung klinischer 
Fallkonstellationen hinsichtlich der 
MdE-Einschätzung bei den BKen 
1108, 2402, 5102 und 5103. Die Er-
gebnisse der seit Juli 2020 erfolgen-
den regelmäßigen Beratungen der 
Arbeitsgruppe werden kontinuierlich 
seit Dezember 2020 in der Zeitschrift 
Dermatologie in Beruf und Umwelt 
in Form von Erläuterungen der ein-
schlägigen Rechtsbegriffe und des 
Diskussionsstandes hinsichtlich der 
MdE-Einschätzung, sowie von Fall-
beispielen und Prüfalgorithmen pub-
liziert.

Protect UV-Studie – 
Anforderungsprofil beruflich 
eingesetzter 
Sonnenschutzpräparate
S. M. John1, 2,3

1Abteilung Dermatologie, Umwelt-
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interdisziplinäre Dermatologie 
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(iDerm) an der Universität Osna-
brück, 3Niedersächsisches Institut 
für Berufsdermatologie (NIB)

Hintergrund: Seit Einführung 
der BK 5103 im Jahr 2015 werden 
mittlerweile jährlich ca. 10.000 Fälle 
von hellem Hautkrebs (BK 5103) ge-
meldet. Strategien zur Reduktion der 
Krankheitsaktivität bei den Erkrank-
ten – die gegebenenfalls noch berufs-
tätig sind und auch weiter beruflich 
UV-exponiert sein können – müssen 
deshalb entwickelt und die weitere 
UV-Einwirkung auf unbedeckten 
Hautpartien vermieden werden. Der 
notwendige topische UV-Schutz geht 
bei anerkannter BK 5103 zulasten der 
UVT, zumal auch der therapeutische 
Effekt eines konsequenten Licht-
schutzes belegt ist (z. B. Rückbildung 
von AK). Zielsetzung: Durchführung 
einer wissenschaftlichen Evaluierung 
geeigneter Sonnenschutzpräparate 
für den Einsatz in der Individualprä-
vention UV-induzierter Hauttumoren 
bei Versicherten mit BK 5103 sowie 
bei Außenarbeitern, um eine objek-
tive Grundlage für wissenschaft-
lich begründete Empfehlungen zum 
UV-Schutz zu schaffen. Methodik: 
Zehn mittels einer Marktanalyse 
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bzgl. zu fordernder Eigenschaften 
identifizierte Präparate wurden von 
einem neutralen Prüfinstitut bzgl. 
der herstellerseitig reklamierten Ei-
genschaften überprüft. Für zwei der 
danach geeignetsten Sonnenschutz-
präparate (1 Kosmetik/1  Medizin-
produkt) wurden anschließend in 
Experimentalstudien unter Einsatz 
nicht invasiver Biomarker die ef-
fektive Schutzwirkung in vivo be-
stimmt. Fazit: Es wurde erstmals ein 
spezifisches Anforderungsprofil für 
geeigneten topischen Lichtschutz 
bei beruflicher UV-Exposition ent-
wickelt sowie ferner die spezifische 
Geeignetheit von Biomarkern zur 
Früherkennung, Nachsorge und me-
dizinischen Beratungen ermittelt. 
Dadurch können gesundheitliche 
Beeinträchtigungen der Versicherten 
durch chronische Lichtschäden, aber 
auch MdE-relevante Verschlimme-
rungen (BK-Folgen) vermindert oder 
verhindert werden. Wünschenswert 
wäre ein DGUV-Prüfsiegel für geeig-
neten beruflichen Lichtschutz.

Stationäre Berufsdermatolo­
gische Rehabilitation in der 
gesetzlichen Unfallversiche­
rung: Entwicklungen am 
Beispiel des Zentrums 
Heidelberg
E. Weisshaar1, C. Skudlik2,3,4 und 
R. Ofenloch1

1Abteilung Berufsdermatologie, 
Klinik für Dermatologie, Universi-
tätsklinikum Heidelberg, 2Abteilung 
Dermatologie, Umweltmedizin, 
Gesundheitstheorie, Fachbereich 
Humanwissenschaften, Universität 
Osnabrück, 3Institut für interdiszip-
linäre Dermatologie Prävention und 
Rehabilitation (iDerm) an der 
Universität Osnabrück, 4Niedersäch-
sisches Institut für Berufsdermatolo-
gie (NIB)

Berufsdermatosen, die nach wie 
vor zu den am häufigsten angezeigten 
beruflichen Erkrankungen zählen, 
zeigen einen hohen Bedarf an Rehabi-
litation. Insbesondere in den zurück-
liegenden zwei Jahrzehnten wurden 
wirksame Verfahren der ambulanten 
und stationären Individualpräventi-
on entwickelt, hier insbesondere das 
Medizinisch-berufliche Rehabilita
tionsverfahren Haut (Maßnahme der 
tertiären Individualprävention (TIP)). 

Diese Maßnahme ist im Rahmen des 
Verfahren Haut angezeigt, wenn Be-
rufsdermatosen durch eine ambulan-
te Diagnostik und Behandlung sowie 
ambulante Präventionsmaßnahmen 
nicht zur Abklärung und nicht zur 
Abheilung gebracht werden können. 
Die DGUV-Multicenterstudie ROQ/
ROQII (2005 – 2015) zeigte eine 
hohe Wirksamkeit dieser Maßnahme. 
Seit Beendigung der Studie werden 
derartige Maßnahmen der stationären 
berufsdermatologischen Individual-
prävention an den vier TIP-Zentren 
Universitätsklinikum Heidelberg, 
BG Klinik Bad Reichenhall, iDerm 
am BG Klinikum Hamburg und 
iDerm an der Universität Osnabrück 
weiterhin durchgeführt. Am Beispiel 
des TIP-Zentrums Heidelberg wer-
den aktuelle Entwicklungen hinsicht-
lich Indikationsstellung, Patienten-
charakteristika, Gesundheitsstatus, 
Bildungsstatus, und Lebensqualität 
vorgestellt. So werden zunehmend 
Patienten zugewiesen, bei denen 
die Diagnose sowie die Ursache der 
Hauterkrankung ungeklärt sind bzw. 
der Zusammenhang zur beruflichen 
Tätigkeit zu klären ist. Auch fallen 
immer mehr Patienten mit erhöh-
ten Bedürfnissen, insbesondere im 
Bereich der Schulungsinhalte, Ar-
beits- und Hautschutzmaßnahmen, 
auf. Des Weiteren konnte gezeigt 
werden, dass die Lebensqualität der 
Versicherten in den letzten Jahren 
zunehmend eingeschränkt ist und 
besondere Belastungen z. B. durch 
die umzusetzenden Therapie- und 
Präventionsmaßnahmen bestehen. 
Zusammenfassend zeigen die Analy-
sen weiterhin einen hohen Bedarf an 
medizinischer Rehabilitation in der 
Berufsdermatologie, insbesondere an 
Unterstützungsbedarf bezüglich der 
Umsetzung von Arbeits- und Haut-
schutzmaßnahmen einschließlich 
psychologischer Betreuung.

Plenarsitzung 1 – 
Berufsbedingte 
Hautkrankheiten

Handekzem: Neue 
diagnostische Möglichkeiten
E. Weisshaar

Abteilung Berufsdermatologie, 
Klinik für Dermatologie, Universi-
tätsklinikum Heidelberg

Das Handekzem gehört zu den 
häufigsten Hauterkrankungen. Dabei 
handelt es sich um eine komplexe, oft 
multifaktorielle und therapeutisch he-
rausfordernde Erkrankung. Die Dif-
ferenzialdiagnostik kann schwierig 
sein, insbesondere wenn Betroffene 
z. B. auch Effloreszenzen an der Kör-
perhaut, insbesondere an den Füßen 
haben und/oder Nagelveränderungen 
aufweisen. Die dermatohistopatholo-
gische Untersuchung trägt meistens 
nicht zur sicheren Unterscheidung 
zum Beispiel zwischen einer Psoria-
sis und einer Ekzemerkrankung bei, 
unter anderem weil Ekzeme psoriasi-
forme Charakteristika haben können 
und andererseits eine Psoriasis der 
Hände ekzematoid erscheinen kann. 
Zudem kann dies auch von einem zu-
sätzlichen, meist allergischen, Kon-
taktekzem überlagert sein. All dies 
zeigt, dass die Diagnostik des Han-
dekzems vielschichtig ist und eine 
besonders große Bedeutung hat, denn 
die richtige Diagnose ist Vorausset-
zung für eine wirksame und erfolg-
reiche Therapie. Seit Oktober 2020 
wird mithilfe der Förderung durch 
die Deutsche Gesetzliche Unfallver-
sicherung (DGUV) eine berufsder-
matologische Kohorte am Universi-
tätsklinikum Heidelberg aufgebaut. 
Dabei wird ein neues Diagnostikum, 
der sog. Molekulare Klassifikator bei 
berufsdermatologischen Patienten 
eingesetzt. Es werden hierzu neue 
Erkenntnisse vorgestellt.
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Handekzem: Neue 
Therapiestrategien
M. Worm

Allergologie und Immunologie, 
Klinik für Dermatologie, Venerolo-
gie und Allergologie, Charité-Uni-
versitätsmedizin Berlin

Das Handekzem spielt neben den 
dermato-onkologischen Hauterkran-
kungen im Kontext der BK 5101 
eine zentrale Rolle. Die Therapie 
des chronischen Handekzems erfolgt 
nach Schweregrad und umfasst topi-
sche und systemische Maßnahmen. 
Bezüglich der topischen Behandlung 
werden nach wie vor die Glukokor-
tikoide eingesetzt, wobei vor allem 
Glucocorticoide mit einem günstigen 
therapeutischen Index (z. B. Me-
thylprednisolonaceponat) eingesetzt 
werden sollten. Auch topische Cal-
cineurininhibitoren wie Tacrolimus 
oder Pimecrolimus können zur topi-
schen Behandlung des Handekzems, 
insbesondere bei Patienten mit atopi-
scher Dermatitis, erfolgreich einge-
setzt werden. Zur Systemtherapie hat 
sich Alitretinoin bewährt und kann 
vor allem bei chronisch persistie-
renden Verläufen und insbesondere 
bei Handekzemen vom hyperkerato-
tisch-rhagadiformen Typ eingesetzt 
werden. Da sowohl die zur topischen 
Behandlung verfügbaren Therapeu-
tika als auch das Alitretinoin nicht 
immer zum klinischen Erfolg führen 
bzw. aufgrund von Nebenwirkungen 
der Einsatz limitiert sein kann, befin-
den sich neue Moleküle in der klini-
schen Entwicklung. Hierzu gehören 
die Januskinase-Inhibitoren zur to-
pischen und systemischen Therapie 
aber auch biologische Therapien, wie 
der IL-4-/IL-13-Rezeptor Antikörper 
Dupilumab. Für beide Substanzgrup-
pen gibt es frühe klinische Studien, 
die erfolgsversprechende Ergebnisse 
bezüglich Wirksamkeit und Verträg-
lichkeit gezeigt haben. Eine Phase 
2 Dosis-Findungsstudie mit dem 
topischen JAK-Inhibitor Delgociti-
nib hatte kürzlich im Rahmen einer 
prospektiven placebokontrollier-
ten Dosis-Findungsstudie eine gute 
Wirksamkeit in Abhängigkeit ver-
schiedener Konzentrationen bei guter 
Verträglichkeit zeigen können. Hier 
wird derzeit eine Phase 3 Studie be-
gonnen und wenn die Ergebnisse po-
sitiv ausfallen, besteht in der Zukunft 
eine Möglichkeit das therapeutische 
Spektrum zur Behandlung des chro-

nischen Handekzems zu erweitern. 
Auch der Antikörper Dupilumab be-
findet sich derzeit in einer klinischen 
Prüfung für Patienten mit Hand
ekzem, nachdem erste Fallberichte 
hierzu positiv ausgefallen sind. Trotz 
optimierter aktueller und zukünftiger 
Therapiemöglichkeiten des chroni-
schen Handekzems ist es wichtig bei 
diesen Patienten mögliche Ursachen 
(z. B. Kontaktallergene) zu identi-
fizieren und entweder zu eliminie-
ren oder den direkten Kontakt am 
Arbeitsplatz bzw. auch im privaten 
Bereich konsequent auszuschalten. 
Insgesamt ist es unter Einbeziehung 
optimaler Hautschutz- und Hautpfle-
gemaßnahmen möglich, bei Pati-
enten mit chronischem Handekzem 
das Therapiemanagement auf unter-
schiedliche Säulen aufzubauen, um 
somit den Betroffenen effiziente Be-
handlungsmöglichkeiten zu ermög-
lichen. Die Innovationen im Bereich 
der antientzündlichen Behandlung 
chronischer Dermatosen werden der-
zeit in klinischen Prüfungen auch für 
Patienten mit Handekzem untersucht 
und ermöglichen perspektivisch den 
Einsatz gezielter und potenziell ne-
benwirkungsarmer Therapien.

BK Rechtsreform 2021: 
Chancen und Heraus­
forderungen für Praxis und 
Klinik
C. Skudlik1,2,3
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(iDerm) an der Universität Osna-
brück, 3Niedersächsisches Institut 
für Berufsdermatologie (NIB)

Die zum 01.01.2021 in Kraft 
getretenen Änderungen im Berufs-
krankheitenrecht haben weitrei-
chende Auswirkungen für Meldung, 
Versorgung und Begutachtung ar-
beitsbedingter Hauterkrankungen 
in Praxis und Klinik. Maßgebliches 
Kriterium für die Anerkennung einer 
BK 5101 ist, neben der wiederholten 
Rückfälligkeit, nunmehr vor allem 
die Schwere der arbeitsbedingten 
Hauterkrankung. Neben der Ausprä-
gung einer etwaigen, arbeitsbedingt 
verursachten Allergie sind hier insbe-

sondere die klinische Symptomatik 
und das Ansprechen der Hauterkran-
kung auf angemessene dermatologi-
sche Therapie und Prävention von 
wesentlicher Bedeutung. Insofern 
kommt der hautärztlichen Therapie, 
einschließlich Dokumentation der 
Behandlungsbedürftigkeit und des 
Verlaufes der Hauterkrankung, die 
entscheidende Rolle für die Beurtei-
lung der relevanten Anerkennungs-
kriterien zu. Das jahrzehntelang be-
währte Hautarztverfahren, welches 
bislang ausschließlich als Frühinter-
ventionsverfahren im Rahmen des 
§  3  BKV im Vorfeld der Anerken-
nung einer Berufskrankheit angesie-
delt war, bleibt auch nach eingetre-
tener Rechtsänderung unverändert. 
Ziel ist, dass die betroffenen Ver-
sicherten auch weiterhin rasch und 
umfassend alle erforderlichen Maß-
nahmen einer dermatologischen The-
rapie im berufsgenossenschaftlichen 
Heilverfahren, sowie weitere Maß-
nahmen der Individualprävention, 
wie beispielsweise ambulante Haut-
schutzschulungsseminare, erhalten. 
Entsprechend der Gesetzesänderung 
ist die Teilnahme an derartigen indi-
vidualpräventiven Maßnahmen sei-
tens der betroffenen Hauterkrankten 
verpflichtend. Insgesamt ist mit ei-
ner erheblichen Steigerung der An-
erkennungszahlen der BK 5101 zu 
rechnen, was zur Folge hat, dass eine 
Vielzahl der in hautärztlichen Praxen 
und Kliniken betreuten berufsder-
matologischen Patienten Anspruch 
auf Leistungen durch den jeweiligen 
Unfallversicherungsträger, wie Heil-
behandlung, ggf. Rentenzahlung bei 
entschädigungspflichtiger MdE, oder 
Teilhabeleistungen, hat. Voraussicht-
lich wird sich hieraus ein noch hö-
herer Bedarf als bisher hinsichtlich 
einer hautärztlichen Dokumentati-
on zur Prüfung der BK-Folgen und 
des Erfolges individualpräventiver 
Maßnahmen, sowie an gutachterli-
chen Beurteilungen ergeben. Somit 
wird voraussichtlich sowohl quan-
titativ als auch qualitativ der Bedarf 
an berufsdermatologischer Expertise 
erheblich steigen. Für Praxen und 
Kliniken, die bislang keinen berufs-
dermatologischen Schwerpunkt auf-
weisen, ergibt sich hieraus die Chan-
ce, angesichts dieses Bedarfes das 
jeweilige Tätigkeitsspektrum optimal 
zu erweitern.
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Plenarsitzung 2 – 
Berufsbedingter 
Hautkrebs

Berufsbedingter Hautkrebs: 
Basalzellkarzinom – Update 
2021
A. Bauer

Universitätsklinikum Carl Gustav 
Carus, Klinik und Poliklinik für 
Dermatologie, UniversitätsAllergie-
Centrum, Dresden

Das Basalzellkarzinom (BZK) 
der Haut ist der weltweit am häu-
figsten auftretende maligne Tumor. 
Solare UV-Exposition ist der wich-
tigste Risikofaktor für die Entste-
hung von BZK. Arbeiter im Freien 
sind beruflich deutlich höheren UV-
Expositionsdosen ausgesetzt als der 
Rest der Bevölkerung. Eine Meta-
Analyse der epidemiologischen Lite-
ratur im Jahr 2011 ergab ein um 43% 
erhöhtes BZK-Risiko bei beruflich 
UV-exponierten Arbeitern im Ver-
gleich zu Arbeitern in Innenräumen. 
Aufgrund der limitierten Qualität 
der eingeschlossenen Studien konnte 
eine Berufskrankheitenreife auf der 
Basis der vorliegenden Evidenz für 
das BZK zum damaligen Zeitpunkt 
nicht festgestellt werden. Aktuell 
wurden Daten einer populationsba-
sierten Multicenter Fall-Kontroll-
Studie von Schmitt und Kollegen [1] 
in Deutschland publiziert, der zeigen 
konnte, dass Personen mit hoher be-
ruflicher solarer UV-Exposition ein 
1,97-fach signifikant erhöhtes BZK-
Risiko (95% CI 1,20 – 3,22) im Ver-
gleich zu moderater beruflicher UV-
Exposition hatten. Weiterführende 
Untersuchungen des o. g. Patienten-
kollektivs von Bauer und Kollegen 
[2] verglichen Fälle mit inzidentem 
BZK an üblicherweise sonnenexpo-
nierten Körperstellen mit alters- und 
geschlechtsgematchten, populations-
bezogenen Kontrollen mit dem Ziel, 
festzustellen, inwieweit die etablierte 
signifikante Assoziation von beruf-
licher solarer UV-Exposition auch 
in diesem Kollektiv Bestand hatte. 
Der Zusammenhang konnte bestä-
tigt werden. Teilnehmer mit hoher 
versus moderater beruflicher UV-
Exposition hatten ein mehr als 2-fach 
signifikant erhöhtes Risiko (OR 2,05; 
95% CI 1,15 – 3,65; p = 0,015), an 
häufig UV-exponierten Körperstel-

len ein BZK zu entwickeln. Um die 
Robustheit der Daten zu untermau-
ern, wurden Sensitivitätsanalysen zur 
Überprüfung der Modellannahmen 
durchgeführt. Der Risikoschätzer für 
den Zusammenhang von beruflicher 
solarer UV-Exposition und dem Ri-
siko an einem BZK zu erkranken, 
zeigte für alle untersuchten Einfluss-
größen einen hohen Grad an Stabi-
lität und Robustheit. Die Analysen 
untermauern damit die kürzlich pub-
lizierten Ergebnisse zur Verdopplung 
des BZK-Risikos bei Außenbeschäf-
tigten mit hoher beruflicher UV-Ex-
position.
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Berufsbedingter Hautkrebs: 
Malignes Melanom als 
Berufskrankheit?
P. Elsner

Universitätsklinikum Jena, Klinik 
für Hautkrankheiten, Jena

In seiner Wissenschaftlichen Be-
gründung (WB) von 2013 zur Ein-
führung einer neuen Berufskrankheit 
(BK) „Plattenepithelkarzinome oder 
multiple aktinische Keratosen der 
Haut durch natürliche UV-Strahlung“ 
hatte sich der Ärztliche Sachverstän-
digen-Beirat „Berufskrankheiten“ 
beim Bundesministerium für Arbeit 
und Soziales nicht dazu geäußert, ob 
und inwiefern eine ebenfalls auf be-
ruflich exponierter, chronisch durch 
natürliches UV-Licht geschädigter 
Haut auftretende Lentigo maligna 
(LM) bzw. ein Lentigo-maligna-Me-
lanom (LMM) bei Outdoorarbeitern 
die rechtlichen Voraussetzungen für 
die Anerkennung als Berufskrank-
heit (BK) erfüllen könnte. Die WB 
verwies lediglich darauf, dass die 
verschiedenen Subtypen des malig-
nen Melanoms unterschiedlich durch 

UV-Expositionen beeinflusst werden. 
Klinisch und histologisch unterschei-
det die aktuelle WHO-Klassifikation 
vier Melanomtypen (LMM, superfi-
ziell spreitendes Melanom, knotiges 
Melanom, akrolentiginöses Mela-
nom). Die LM ist klinisch definiert 
als eine auf chronisch UV-exponier-
ter, typischerweise elastotischer Haut 
auftretende, unscharf begrenzte, un-
regelmäßig bräunlich bis schwärzlich 
pigmentierte Macula. Diese kann 
nach oftmals langjährigem Bestehen 
in ein invasives LMM übergehen. 
Das LMM muss gemäß neuer mo-
lekularbiologischer Untersuchungen 
klar abgegrenzt werden von anderen 
Melanomtypen. Während Melanome 
auf nicht sonnenexponierter Haut 
mit häufigen BRAF- und NRAS-
Mutationen assoziiert sind, finden 
sich diese nicht bei Melanomen auf 
chronisch sonnenexponierter Haut, 
die vielmehr erhöhte Kopienzahlen 
von CDK4 und CCD1 und KIT-Mu-
tationen aufweisen. Während somit 
eine pathogenetisch begründete Plau-
sibilität für die Verursachung der LM 
und folgend des LMM durch solare 
UV-Exposition und in der Konse-
quenz für eine berufliche Kausalität 
bei Outdoorworkern besteht, ist der 
epidemiologische Nachweis schwie-
rig, da es sich beim LMM um eine 
seltene Krankheit handelt. LMM 
machen nur ca. 5 – 15% aller kuta-
nen Melanome aus; die Inzidenz des 
LMM in Süddeutschland beträgt nur 
ca. 1/100.000/Jahr. Der gemäß §  9 
Abs. 2 SGB VII im Allgemeinen 
erforderliche Nachweis einer grup-
penspezifischen Risikoerhöhung mit-
tels einer epidemiologischen Studie 
durch „langfristige zeitliche Über-
wachung des Krankheitsbildes zum 
Nachweis einer größeren Anzahl 
gleichartiger Gesundheitsstörungen“ 
konnte daher bisher nicht erbracht 
werden, zumal Studien zur berufli-
chen Verursachung des malignen Me-
lanoms meist nicht nach Melanomty-
pen differenzieren [1]. So analysierte 
eine retrospektive australische Studie 
basierend auf dem Krebsregister von 
Queensland Patienten mit LM und 
LMM (n  =  76) in der Korrelation 
zu Daten zur Sonnenexposition im 
Schulalter sowie zur beruflichen und 
Freizeit-Sonnenexposition im Er-
wachsenenalter [2]. LM- und LMM-
Patienten berichteten zwar über eine 
höhere berufliche Exposition und 
eine geringere Freizeit-Sonnenexpo-
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sition als Patienten mit einem Me-
lanom im Stammbereich; dies war 
allerdings nicht signifikant [2], was 
bei der beschränkten Zahl der Fälle 
zu erwarten war. Für den Nachweis 
der beruflichen Risikoerhöhung für 
das LMM bei Outdoorworkern sollte 
daher eine Fallkontrollstudie, mög-
licherweise auch in internationaler 
Kooperation, mit einer ausreichen-
den Zahl von Fällen und Kontrollen 
geplant werden. Da nach der WB 
die „bestimmte Personengruppe“ 
der Outdoor-Arbeiter, die in einem 
erheblich höheren Maße als die übri-
ge Bevölkerung der besonderen Ein-
wirkung des natürlichen UV-Lichtes 
ausgesetzt sind, definiert ist, sollten 
gemäß der Anregung des BSG Ange-
hörige dieser Personengruppe, die an 
einer LM oder einem LMM erkran-
ken und bei denen der begründete 
Verdacht auf eine BK nach § 9 Abs. 
2 SGB VII besteht, publiziert und 
den Unfallversicherungsträgern mit 
Zustimmung der Versicherten durch 
eine ärztliche Verdachtsanzeige zur 
Kenntnis gebracht werden [3].
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BK 1108 und 2402: 
Erkrankungen durch Arsen 
und ionisierende Strahlung – 
Update 2021
H. Drexler

Institut und Poliklinik für Arbeits-, 
Sozial- u. Umweltmedizin der FAU 
Erlangen-Nürnberg, Erlangen

Erkrankungen durch Arsen waren 
bereits in der ersten Berufskrank-
heitenliste von 1925 als eine von 
11 Positionen genannt. An der Haut 
können Arsen und seine anorgani-
schen Verbindungen Plattenepithel-
karzinome (PEK) und superfizielle 
Basalzellkarzinome (BSZ) verur-
sachen. Als Ursache einer Berufs-
krankheit ist Arsen heute nicht mehr 
von großer Bedeutung. So wurden 
in den Jahren 2018  –  2020 nur 84 
Erkrankungen angezeigt, wovon 
nur bei neun Patienten die Ursache 
bestätigt wurde. Die Belastung der 
Allgemeinbevölkerung mit Arsen 
ist im Vergleich zu anderen krebs-
erzeugenden Metallen relativ hoch. 
Bei erhöhten Arsenwerten im Urin 
kann die Differenzierung der Arsen-
spezies Information über die Quelle 
der Belastung geben. Arsen kommt 
natürlicherweise in kleinen Mengen 
in der Erdoberfläche vor, wo es als 
Arsenid, Arsenit oder Arsenat in den 
Oxidationsstufen (–III, +III und +V) 
vorliegt. Verschiedene Formen anor-
ganischen Arsens sind je nach Regi-
on auch in mehr oder weniger hohen 
Konzentrationen im Grundwasser 
enthalten. Diese anorganischen Ar-
senverbindungen stammen entweder 
aus natürlichen Quellen oder werden 
durch Bodenauftragungen oder In-
dustrieabfälle in den Boden einge-
bracht. Besonders hohe Konzentra-
tionen weisen Fische auf. Daher ist 
auf die Einhaltung einer Fischkarenz 
vor der Untersuchung zu achten. In 
den Jahren 2018 – 2020 wurde 1.072 
Erkrankungen durch ionisierende 
Strahlung angezeigt, wovon nur 55 
Erkrankungen in der Verursachung 
bestätigt wurden. Meist handelt es 
sich dabei um Bronchialkarzinome 
bei inhalativer Radonbelastung unter 
Tage. Am Hautorgan werden super-
fizielle BZK, PEK, Fibrosarkome 
und Angiosarkome induziert. Das 
Risiko für Maligne Melanome wird 
von der UNSCEAR als gering ein-
gestuft (UNSCEAR, 2006). Studien 
zur Wirkung ionisierender Strahlung 
bei Vielfliegern zeigen übereinstim-

mend, dass Melanome häufiger bei 
Piloten und Flugbegleitern auftreten 
als bei der übrigen Bevölkerung. Als 
Erklärung für diese Assoziation er-
scheint ein Confounding durch die 
Freizeitgestaltung wahrscheinlicher 
als eine Verursachung durch ionisie-
rende Strahlung.

BK5103: Prävention von 
berufsbedingtem Hautkrebs – 
Welche Strategie verspricht 
Erfolg?
C. Surber

Dermatologische Klinken, Universi-
tätsspitäler Basel und Zürich, Schweiz

Natürliche UV-Exposition ist 
der Hauptrisikofaktor für die Ent-
stehung von aktinischen Keratosen, 
Plattenepithel- und Basalzellkarzi-
nomen. UV-Schutzkampagnen der 
letzten Jahre fokussierten mehrheit-
lich auf die Hautkrebsprävention 
in der Freizeit. Mit Aufnahme der 
neuen Berufskrankheit (BK) 5103 
„Plattenepithelkarzinome und mul-
tiple aktinische Keratosen durch 
solare UV-Exposition“ in die Liste 
der Berufskrankheiten zum 1. Janu-
ar 2015 gewinnt die Prävention von 
durch berufliche solare UV-Exposi-
tion bedingtem Hautkrebs eine ganz 
besondere Bedeutung [1, 2]. Neuere 
Studien haben gezeigt, dass Außenar-
beiter nicht nur ein deutlich höheres 
Hautkrebsrisiko haben, sondern auch 
in Bezug auf UV-Exposition ein ri-
sikoreiches Freizeitverhalten zeigen 
[3, 4]. Organisatorisch-technische 
Maßnahmen, Sonnenbrillen, textiler 
Sonnenschutz sowie die Anwendung 
von topischen Sonnenschutzproduk-
ten für die nicht bedeckte Haut sind 
Schlüsselelemente eines umfassen-
den Sonnenschutzes am Arbeitsplatz. 
Obwohl der topische Sonnenschutz 
den meisten von uns vertraut er-
scheint, bestehen nach wie vor erheb-
liche Verständnislücken sowohl beim 
Laien wie auch bei Fachpersonen. 
Das Referat erläutert die wichtigsten 
Schutz- und Anwendungseigenschaf-
ten von Sonnenschutzprodukten un-
ter Berücksichtigung der besonderen 
Verhältnisse der Außenarbeiter [5]. 
Darüber hinaus werden Herausfor-
derungen bei der Unterweisung von 
Außenarbeitern diskutiert.
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Parallelsitzung 1 – 
Berufsdermatologie

Fußdermatosen im Hautarzt­
verfahren – Erkenntnisse aus 
der individuellen Fußschutz­
beratung
R. Brans1,2,3, S. M. John1,2,3 
und A. Hübner1,2,3

1Abteilung Dermatologie, Umwelt-
medizin, Gesundheitstheorie, 
Fachbereich Humanwissenschaften, 
Universität Osnabrück, 2Institut für 
interdisziplinäre Dermatologie 
Prävention und Rehabilitation 
(iDerm) an der Universität Osna-
brück, 3Niedersächsisches Institut 
für Berufsdermatologie (NIB), 
Standort Osnabrück

Hintergrund: Im Hautarztver-
fahren finden sich Patienten, die 
zusätzlich oder ausschließlich Haut-
veränderungen an den Füßen auf-
weisen. Bei Anhalt für einen beruf-
lichen Kausalzusammenhang sind 
Möglichkeiten zur Optimierung der 
Fußschutzversorgung bzw. des Fuß-
schutzverhaltens am Arbeitsplatz 
zu prüfen. Die in unserer Abtei-
lung durchgeführte interdisziplinäre 
„Individuelle Fußschutzberatung“ 
(IFB) verbindet eine hautfachärztli-
che Untersuchung und Beratung mit 
einem gesundheitspädagogischen 
Beratungs- und Schulungskonzept, 
einschließlich Erarbeitung eines 
individuellen Fußschutz- und Fuß-
hygieneplans. Material und Metho-
den: Von Januar 2016 bis Dezember 
2019 wurden in unserer Abteilung 
zum Zeitpunkt der IFB (T1) Patien-
ten konsekutiv rekrutiert und deren 
klinischen und mittels Fragebögen 
erhobenen Daten zur Fußdermatose 
und zum Fußschutzverhalten erfasst. 
Sechs Monate (T2) und 12 Monate 
(T3) später wurde den Patienten ein 
Fragebogen zugesandt. Ergebnisse: 
Es werden erste Ergebnisse der T1-
Erhebung präsentiert. 231 Patienten 
wurden rekrutiert (Männer 70,6%; 
Durchschnittsalter: 47,4 Jahre). Die 
häufigsten Berufsgruppen waren: 
Metallgewerbe (n = 77, 33,3%), 
Bauindustrie (n = 28, 12,1%) und 
Gesundheitsberufe (n = 28, 12,1%). 
Eine atopische Disposition fand sich 
bei 77 Patienten (33,3%). 119 Pati-
enten waren Raucher (51,5%). Die 
Mehrzahl wies auch eine Handder-

matose auf (n = 214, 92,6%). 168 
Patienten verwendeten Sicherheits-
schuhe (71,7%). Die Passform des 
beruflich verwendeten Schuhwerks 
wurde von 177 Patienten (76,6%) 
als gut/sehr gut bewertet. 145 Pati-
enten (62,8%) beschrieben jedoch 
eine erhöhte Schwitzneigung in die-
sen Schuhen. Bei 60 Patienten ergab 
sich Anhalt für einen wesentlichen 
beruflichen Kausalzusammenhang 
der Fußdermatose (26,0%). Die häu-
figste Diagnose in dieser Gruppe war 
ein irritatives Kontaktekzem (n = 
46). Häufige nicht beruflich beding-
te Dermatosen waren ein atopisches 
Fußekzem und eine Tinea pedum. 
Schlussfolgerung: Bei Fußdermato-
sen ist eine dezidierte Kausalitätsbe-
wertung erforderlich. Bei Anhalt für 
einen beruflichen Kausalzusammen-
hang ergibt sich häufig Bedarf für 
eine Optimierung der Fußschutzver-
sorgung bzw. des Fußschutzverhal-
tens am Arbeitsplatz.

BK Rechtsreform 2021: Wie 
geht es mit dem Hautarzt­
verfahren in der Praxis weiter?
W. Wehrmann

Dermatologische Gemeinschafts
praxis, Münster

Das Verfahren zur Früherfassung 
berufsbedingter Hautkrankheiten 
existiert seit 1972 und hat im Verlauf 
seiner Existenz viele Änderungen 
erfahren. Es ist immer wieder kri-
tisch hinterfragt worden und muss 
bis heute aktiv in der Dermatologie 
beworben werden. Aktuell erfährt es 
durch eine neue Rechtsgrundlage zu 
Berufskrankheiten seit 1.1.2021 neue 
Aufmerksamkeit, weil es mit einer 
weiteren Zielsetzung verbunden ist. 
Aus diesem Grund werden die Haut-
arztberichte stärker als bisher auch 
eine wichtige Beweisfunktion für 
Entscheidungen über das Vorliegen 
und den Tag des Versicherungsfalles 
einer Berufskrankheit haben. Neben 
der Verhinderung einer BK durch 
präventive und therapeutische Maß-
nahmen stellt die Verhinderung einer 
Verschlimmerung der anerkannten 
Folgen einer BK durch stringen-
te Anwendung und Umsetzung des 
neuen Hautarztberichtes das wesent-
lich neue Charakteristikum dar.
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Zukunft der Berufsdermatolo­
gie: Image und Erwartungen 
junger Dermatolog/-innen an 
unser Fach
G. Girbig

JuDerm, AG des BVDD, Universi-
tätsklinikum Hamburg-Eppendorf, 
Institut für Versorgungsforschung in 
der Dermatologie und bei Pflegebe-
rufen

Die Berufsdermatologie ist ein 
wichtiger und unumgänglicher Be-
standteil des Fachs Dermatologie. 
Bereits im Studium, spätestens in der 
dermatologischen Facharztausbil-
dung kommt man damit zwangsläu-
fig in Kontakt. Häufig erfolgt dieser 
Erstkontakt mit der berufsgenossen-
schaftlichen Bürokratie unerwartet 
und unvorbereitet. Der Stations- oder 
Praxisalltag lässt meist eine einge-
hende Auseinandersetzung mit dem 
Thema Berufsdermatologie nicht 
zu und die Einarbeitung in die Ma-
terie gestaltet sich für Unerfahrene 
ohne Unterstützung mühsam. Die 
ungewohnt ausführlichen Berichte 
können daher zunächst eine negati-
ve Konnotation hinterlassen, von der 
nicht mehr abgewichen wird, wenn 
man nur selten und damit unrouti-
niert wieder an das Thema herantritt. 
Wie in anderen Bereichen ist es die 
Routine, die einem die Arbeit leicht 
von der Hand gehen lässt. Kann eine 
solche nicht aufgebaut werden, re-
sultiert daraus das Augenrollen der 
Assistent/-innen, wenn zusätzlich 
zur Alltagsbelastung ein unbequem 
aufwändiger Bericht zu verfassen 
ist, von dessen Abrechnung sie zu-
meist nicht profitieren. Der Zugang 
der angehenden Dermatolog/-innen 
zur Berufsdermatologie gestaltet sich 
also, abgesehen von den spezialisier-
ten BG-Kliniken, etwas holprig, um 
nicht zu sagen durch die für Unrou-
tinierte aufwändige Bürokratie unat-
traktiv. Dass die Bürokratie durchaus 
auch ihren Sinn und Zweck erfüllt 
und pekuniär entschädigt wird, steht 
außer Frage. Um die Berufsderma-
tologie für angehende Dermatolog/-
innen in das attraktive Licht zu rü-
cken, das sie eigentlich verdient, gilt 
es ausbildungsstättenunabhängig den 
Zugang zu erleichtern. Die Generati-
onen Y und Z lassen sich gut über die 
neuen Medien und simple Anreize er-
reichen: So könnten kurze, prägnan-
te Aufklärungsvideos exemplarisch 
über YouTube Verständnishürden 

minimieren und die Teilhabe an der 
Abrechnung der getanen Arbeit die 
Attraktivität steigern.

Aktuelle Herausforderungen 
der BK Haut in der Schweiz
H. Rast

Abteilung Arbeitsmedizin Suva, 
Luzern, Schweiz

Einleitend werden Gemeinsam-
keiten und Unterschiede im BK-
Verfahren von Deutschland und der 
Schweiz dargestellt. In der BK-Sta-
tistik der Schweiz sind Hautkrank-
heiten nach den lärmbedingten BK 
die zweithäufigste Kategorie von 
Berufskrankheiten und „Kontaktder-
matitis“ darin die klar häufigste Di-
agnose. Die Verhütung von Kontakt
ekzemen und von Hautkrebs durch 
Ultraviolett bei Outdoor-Tätigkeiten 
sind Schwerpunkte der BK-Präventi-
on. Bezüglich Verhütung von Berufs-
ekzemen sind Hautschutzkampagnen 
im Friseurgewerbe, bei Arbeiten mit 
Schmiermitteln und mit Epoxidhar-
zen im Gange [1]. Sie sind langfris-
tig ausgelegt. Betreffend Hautkrebs 
in Zusammenhang mit chronischer 
UV-Exposition laufen in der Schweiz 
schon seit Jahren eine Sensibilisie-
rung für die Gefährdung und auch 
gezielte Präventionsbotschaften in 
typischen Outdoor-Branchen. Hel-
ler Hautkrebs, der durch chronische 
UV-Exposition im Beruf verursacht 
wurde, qualifiziert in der Schweiz als 
BK [2]. In Zusammenhang mit der 
Etablierung von dermatologischen 
Vorsorgeuntersuchungen ist auch 
eine Verbesserung der Meldung von 
BK-Fällen im Gange.
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Beruflich bedingte Kontakt­
ekzeme bei Malern und 
Lackierern: Daten des 
Informationsverbundes 
Dermatologischer Kliniken 
(IVDK), 2000 – 2019
S. Schubert1,2, A. Bauer3, 
U. Hillen4, T. Werfel5, J. Geier1,2 
und R. Brans2,6,7

1Informationsverbund Dermatologi-
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Carus, Technische Universität 
Dresden; 4Vivantes Klinikum 
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Hintergrund: Aufgrund ihrer be-
ruflichen Exposition gegenüber Kon-
taktallergenen und Irritanzien sind 
Maler und Lackierer in besonderer 
Weise gefährdet, an Kontaktekze-
men zu erkranken. Zielsetzung: Ziel 
dieser Arbeit ist es, das Spektrum 
berufsbedingter Sensibilisierungen 
bei Malern und Lackierern zu be-
schreiben und die aktuelle Epiku-
tantestempfehlung der Deutschen 
Kontaktallergie-Gruppe (DKG) zu 
überprüfen. Patienten und Methoden: 
Wir haben Daten des IVDK aus den 
Jahren 2000 – 2019 retrospektiv ana-
lysiert. Aufgrund der besonderen Ge-
schlechts- und Altersverteilung der 
im IVDK erfassten Maler und La-
ckierer mit Berufsdermatose wurden 
folgende Patientengruppen definiert: 
Studiengruppe – männliche Maler 
und Lackierer mit Berufsdermatose 
im Alter von 20 bis 59 Jahren (n = 
557), Kontrollgruppe I – altersgleiche 
männliche Maler und Lackierer ohne 
Berufsdermatose (n = 422), Kontroll-
gruppe II – männliche Patienten mit 
Berufsdermatose, die nie als Maler 
und Lackierer gearbeitet haben (n = 
13.862). Ergebnisse: Männliche Ma-
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ler und Lackierer mit Berufsdermato-
se haben im Vergleich zu männlichen 
Patienten mit Berufsdermatose, die 
in anderen Berufen arbeiten, signifi-
kant häufiger allergische Kontaktek-
zeme (42,5 vs. 32,1%), Gesichtsek-
zeme (13,6 vs. 5,2%) und aerogene 
Ekzeme (4,1 vs. 1,2%). Positive Epi-
kutantestreaktionen auf Epoxidharz 
(17,7%), Methylisothiazolinon (MI) 
(21,8%) und (Chlor-) Methylisothia-
zolinon (MCI/MI) (12,0%) waren 
bei Malern und Lackierern mit Be-
rufsdermatose signifikant häufiger 
als in beiden Kontrollgruppen. Ep-
oxidharz-Sensibilisierungen waren 
in der Studiengruppe signifikant mit 
Gesichtsdermatitiden und aerogenen 
Ekzemen assoziiert. Bei 399 Patien-
ten der Studiengruppe mit negativen 
Epoxidharzreaktionen wurden Sen-
sibilisierungen gegenüber verschie-
denen Glycidylethern (2,8%) und 
Härtern (3,8%) festgestellt. In der 
Testreihe „DKG industrielle Biozi-
de“ waren Benzisothiazolinon (6,8%) 
und Octylisothiazolinon (6,3%) am 
häufigsten positiv. Fazit: Epoxidharz, 
MI und MCI/MI stellen die wich-
tigsten beruflichen Kontaktallergene 
bei Malern und Lackierern dar. Bei 
Malern und Lackierern mit Verdacht 
auf Berufsdermatose sollten neben 
der DKG Standardreihe, die DKG-
Testreihen „Kunstharze und Kleber“ 
und „industrielle Biozide“ getestet 
werden.

Parallelsitzung 2 – 
Gesundheitspädagogik 
und Prävention

Ambulante Individual­
prävention – Und was passiert 
danach? Ergebnisse einer 
Langzeitbeobachtungsstudie 
mit regelmäßigen Follow-Ups 
einer Patientenkohorte über 
5 Jahre nach Teilnahme an 
einer interdisziplinären 
Hautschutzschulung
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Seit mehr als 20 Jahren werden 
Arbeitskräften, die an einer Berufs-
dermatose erkrankt sind, interdiszip-
linäre Maßnahmen auf der Ebene der 
ambulanten Individualprävention an-
geboten. Diese zielen darauf ab, den 
Berufsverbleib zu ermöglichen und 
den Hautzustand signifikant zu ver-
bessern sowie das Hautschutzverhal-
ten und das Erkrankungsmanagement 
zu optimieren. Die Maßnahmen bein-
halten in der Regel eine hautfachärzt-
liche Untersuchung, eine Beratung 
zu individuell geeigneter Schutzaus-
rüstung (v. a. Schutzhandschuhe) so-
wie eine mehrstündige, gesundheits-
pädagogische Gruppenschulung zum 
Hautschutz. Die bis dato vorliegen-
den Evaluationsergebnisse umfassen 
im Regelfall eher kurze Beobach-
tungszeiträume und/oder vergleichs-
weise wenige Erhebungszeitpunkte, 
sodass die langfristigen Verläufe 
von entsprechenden Patientenkohor-
ten bis dato kaum systematisch un-
tersucht worden sind. Vor diesem 
Hintergrund wurden im Rahmen 
einer Langzeitbeobachtungsstudie 
(Ein-Gruppen-Prä-Post-Design) ins-
gesamt 276 Teilnehmende an einer 
Maßnahme der ambulanten Indivi-
dualprävention („ASIP-Maßnahme“/
Allgemeine Sekundäre Individual-
prävention) schriftlich (nach-)be-
fragt. Der Studienzeitraum umfasste 
die Jahre 2012 – 2018 sowie insge-

samt acht Erhebungs- bzw. Follow-
Up-Zeitpunkte bis zu 5 Jahre nach 
Teilnahme. Der Fragebogen beinhal-
tete verschiedene, sowohl proximale, 
interventionsnahe Outcomes (z.  B. 
Zufriedenheit, Wissensstand) sowie 
distale, interventionsferne Outcomes 
(z. B. Hautzustand, Berufsverbleib). 
Während der bis zu zweimaligen 
klinischen Vorstellung wurden er-
gänzend durch Berufsdermatolog/-
innen erhobene Parameter (z.  B. 
Krankheitsschwere mittels OHSI/
Osnabrücker Hand Eczema Severity 
Index, Diagnose) erfasst. Im Rahmen 
der Tagung werden erste Ergebnisse 
dieser Langzeitbeobachtungsstudie 
präsentiert.

Transparente und standardi­
sierte Beschreibung gesund­
heitspädagogischer Interven­
tionsinhalte: Der Einsatz von 
Verhaltensänderungstechniken 
im Anwendungsfeld der 
stationären Individual­
prävention berufsbedingter 
Hauterkrankungen
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In den Maßnahmen der ambulan-
ten und stationären Individualpräven-
tion sind gesundheitspädagogische 
Interventionen zentrale Elemente. 
Als wesentliches Kennzeichen kom-
plexer Interventionen setzen sich 
gesundheitspädagogische Schulun-
gen und Beratungen aus mehreren, 
miteinander interagierenden Inter-
ventionskomponenten zusammen, 
die in der Regel eine Verbesserung in 
der Umsetzung der Hautschutzmaß-
nahmen initiieren und unterstützen 
sollen. Existierende Richtlinien, wie 
die „Template for Intervention De-
scription and Replication“ (TIDieR), 
beschreiben solche Interventionen 
primär anhand verwendeter Materi-
alien, Medien oder Methoden. Die 
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konkreten Inhalte, die für eine Än-
derung des Gesundheitsverhaltens 
maßgeblich sein können, werden 
jedoch in vielen Interventionsbe-
schreibungen unpräzise und unein-
heitlich beschrieben. Um die Quali-
tät der Interventionsbeschreibungen 
in Bezug auf die konkreten Inhalte 
zu verbessern, können aus der Ge-
sundheitspsychologie bekannte Ver-
haltensänderungstechniken („Beha-
viour Change Techniques“, BCTs) 
Anwendung finden. Sie beschreiben 
die aktiven und kleinsten Kompo-
nenten einer Intervention, die auf 
eine Gesundheitsverhaltensänderung 
abzielen. Am Beispiel der Berufsder-
matologie kann z. B. die Demons
tration des korrekten Ausziehens von 
Einmalhandschuhen durch eine/-n 
Gesundheitspädagog/-in als BCT 
„Verhalten demonstrieren“ klassi-
fiziert werden. Zur methodischen 
Anwendung der BCTs existiert eine 
hierarchisch gegliederte Taxonomie 
mit 93 definierten BCTs (v1-Taxono-
mie), die 16 übergeordneten Katego-
rien zugeordnet sind (z. B. „Ziele und 
Planung“ oder „Wissen bilden“) [1]. 
Mithilfe von Schulungsmaterialien, 
Patientenbroschüren sowie durch 
Feldbeobachtungen in den gesund-
heitspädagogischen Schulungen und 
Beratungen der stationären Indivi-
dualprävention wurden im Kontext 
der Berufsdermatologie BCTs erst-
mals identifiziert und systematisch 
der v1-Taxonomie zugeordnet. Dies 
trägt dazu bei, den Prozess einer 
Verhaltensänderung im Kontext der 
Berufsdermatologie auf inhaltlicher 
Ebene zu beleuchten und zukünfti-
ge Interventionsinhalte an die ad-
ressierte Personengruppe optimaler 
anpassen zu können. Im Rahmen der 
ABD-Tagung werden das Konzept 
der BCTs sowie erste Ergebnisse 
vorgestellt.
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Hintergrund: Beschäftigte im 
Gesundheitswesen haben ein er-
höhtes Risiko beruflich bedingte 
Handekzeme auszubilden. Maß-
geblich hierfür ist insbesondere 
Feuchtarbeit, die vorwiegend im 
Zusammenhang mit der Händehy-
giene und Verwendung okklusiver 
Schutzhandschuhe auftritt. Die mit 
der COVID-19-Pandemie einherge-
henden erhöhten Hautbelastungen 
haben bei Beschäftigten im Gesund-
heitswesen zu einer Zunahme von 
Handekzemen geführt. Zielsetzung: 
Untersuchung der Wirksamkeit einer 
gesundheitspädagogischen (Online-)
Schulungsmaßnahme in Kombinati-
on mit der Zurverfügungstellung ei-
nes geeigneten Hautreinigungs- und 
Hautpflegemittels hinsichtlich der 
Erhaltung der Hautgesundheit, einer 
Optimierung des Hautschutz- und 
Hautpflegeverhaltens sowie einer 
Zunahme des Wissens über die Pa-
thogenese und Prävention von be-
ruflich bedingten Handekzemen im 
Gesundheitswesen unter besonderer 
Berücksichtigung der Pandemie be-
dingten Anforderungen an die Hän-
dehygiene. Material und Methoden: 
Durchführung einer kontrollierten 
prospektiven Interventionsstudie bei 
> 280 Beschäftigten im Gesundheits-
wesen in zwei großen überregionalen 
Krankenhäusern. Die Interventions-
gruppe erhält eine gesundheitspä-
dagogische (Online-)Schulung zur 
Pathogenese und Prävention von (be-
ruflich bedingten) Handekzemen und 

wird mit einem geeigneten Hautrei-
nigungs- und Hautpflegeprodukt aus-
gestattet. Eine Kontrollgruppe erhält 
initial keine derartige Intervention. 
Zu Beginn, nach 3 und 6 Monaten, 
werden in beiden Kohorten das Auf-
treten von Hautveränderungen an 
den Händen, die Hautbelastung, das 
Hautschutz- und Pflegeverhalten und 
das Wissen zu Handekzemen und de-
ren Prävention mittels Fragebögen 
erfasst. Zusätzlich wird der Hautbe-
fund an den Händen zu Beginn und 
am Ende dermatologisch untersucht 
und mittels des Osnabrueck Hand 
Eczema Severity Index (OHSI) be-
urteilt. Fazit: Die vorliegende Un-
tersuchung soll perspektivisch dazu 
beitragen, adäquate Interventions-
konzepte zur Vermeidung von (be-
ruflich bedingten) Handekzemen bei 
Beschäftigten im Gesundheitswesen 
unter den besonderen Belastungen 
und Bedingungen im Rahmen der 
COVID-19-Pandemie zu etablieren. 
Im Rahmen der Tagung sollen erste 
Ergebnisse vorgestellt werden.

Sind milde Hautreinigungs- 
mittel bei starker 
Verschmutzung immer besser?
M. Gina1, B. Pieper2, I. Lenssen3, 
T. Brüning1 und M. Fartasch1
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Einleitung: Bei stärkerer Ver-
schmutzung wird in den Präventions-
empfehlungen (TRGS 401) zurzeit 
die Anwendung möglichst milder 
Hautreinigungsmittel (HRM) statt 
reibekörperhaltiger empfohlen. Um 
das gleiche Reinigungsziel zu errei-
chen, müssen milde HRM jedoch 
oft mehrfach, länger oder mit ma-
nuellem Druck/Reibung (z. B. mit 
Bürste) angewendet werden. Bis dato 
ist nicht bekannt, ob die kurzfristige 
Anwendung von reibekörperhaltigen 
HRM aufgrund der kürzeren Anwen-
dungszeit, um das Reinigungsziel zu 
erreichen – zu geringeren irritativen 
Reaktionen der Haut führt als dies 
mit milden Reinigungsmitteln der 
Fall wäre. Ziel: Vergleichende Un-
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tersuchungen zum Ausmaß und zur 
Relation der schädigenden Wirkung 
der reibekörperhaltigen Hand- bzw. 
Hautreinigungsmittel im Vergleich 
zu milden HRM. Material und Me-
thoden: Teil 1: Durch eine standar-
disierte Verschmutzung (pastöser 
Modellschmutz Typ „Altöl“) wurde 
im Bereich der Handrücken von Pro-
banden zunächst die Reinigungszeit 
mit milden vs. groben HRM ermit-
telt. Das Reinigungsziel wurde co-
lorimetrisch kontrolliert. Teil 2: Da-
nach wurde an bisher 20 Probanden 
im randomisierten intraindividuellen 
Vergleich eine Quantifizierung des 
Ausmaßes der unterschiedlichen Ir-
ritationsreaktion der beiden HRM 
(milder mit und ohne Verwendung 
einer Bürste) mittels klinischer und 
nicht invasiver hautphysiologischer 
Messverfahren (TEWL-Messung, 
Corneometrie, Colorimetrie, Visios-
can) bei einem 4-tägigen repetitiven 
Waschversuch durchgeführt. Ergeb-
nisse und Zusammenfassung: Durch 
Teil 1 der Studie zeigte sich bereits, 
dass bei definierter Verschmutzung 
die Anwendung eines reibekörper-
haltigen HRM die Reinigungszeit auf 
die Hälfte verkürzt. Teil 2: In der vor-
läufigen Auswertung der repetitiven 
Exposition über 4 Tage zeigte sich, 
dass bei der Anwendung der milden 
HRM in Kombination mit Bürste ein 
stärkerer irritativer Effekt auftrat als 
bei der Anwendung des groben Rei-
nigungsmittels. Weitere Auswertun-
gen werden zeigen, ob der kürzere 
(aber intensivere) Waschprozess mit 
groben Reinigungsmitteln entgegen 
der bisherige Beratungspraxis zu ge-
ringeren Hautschäden führen könnte.

Patienten ohne Berufsaus­
bildung in der stationären 
berufsdermatologischen 
Rehabilitation – Eine häufig 
anzutreffende Herausforderung
R. Ofenloch und E. Weisshaar

Abteilung Berufsdermatologie, 
Klinik für Dermatologie, Universi-
tätsklinikum Heidelberg

In der stationären berufsderma-
tologischen Rehabilitation werden 
Patienten mit beruflich verursachten 
Dermatosen, insbesondere mit Hand
ekzemen behandelt. Erwartungsge-
mäß treten diese nur sehr selten bei 

Personen mit hohem Bildungsab-
schluss (Abitur/Hochschule) auf, 
da diese in der Regel nicht in haut-
belastenden Berufen arbeiten. Die 
überwiegende Mehrheit der berufs-
dermatologischen Patienten hat eine 
Berufsausbildung (BA) absolviert, es 
findet sich aber auch ein relevanter 
Anteil an Personen ohne BA in die-
sem Patientengut. Ziel der hier vorge-
stellten Arbeit war es zu untersuchen 
inwieweit sich die Charakteristika 
der Patienten ohne BA von unseren 
übrigen Patienten unterscheiden. 
Insgesamt wurden 1.699 Patienten 
aus der berufsdermatologischen Re-
habilitation am Universitätsklinikum 
Heidelberg in die Stichprobe einge-
schlossen. Davon waren 41,1% Frau-
en, das durchschnittliche Alter be-
trug 45,7 Jahre (SD 12,6). Insgesamt 
hatten 79,0% der Patienten eine BA 
absolviert, 5,3% hatten einen Meister 
oder Techniker-Abschluss und 1,7% 
der Patienten hatten einen Hoch-
schulabschluss – 13,9% der Patien-
ten waren ohne BA. Der Frauenanteil 
in der Gruppe der Patienten ohne BA 
betrug 52,0%, auch das Alter lag mit 
47,9 Jahren (SD 11,2) signifikant hö-
her in dieser Gruppe. Ebenso lag der 
Anteil der Raucher in dieser Gruppe 
mit 47,8% signifikant höher als in der 
restlichen Stichprobe (35,6%). Am 
höchsten war der Anteil der Patienten 
ohne BA bei der Unfallkasse (23,9%) 
gefolgt von der BG HW (20,8%) und 
der Bau BG (20,6%). Der Anteil der 
Erwerbslosen bei Aufnahme in die 
Reha war unter den Patienten ohne 
BA mit 4,5% mehr als doppelt so 
hoch wie in der übrigen Stichprobe 
(2,0%). Bei Patienten ohne BA war 
die Dauer von Beginn der beruflich 
belastenden Exposition bis zum Be-
ginn der Hauterkrankung im Ver-
gleich zu den restlichen Patienten 2,9 
Jahre kürzer, die Dauer von Auftreten 
der Hauterkrankung bis Beginn des 
Reha-Verfahrens 1,9 Jahre länger. 
Die Anzahl der Arbeitsunfähigkeits-
tage im letzten Jahr vor der Reha lag 
ebenfalls mit durchschnittlich 35,3 
Tagen höher als in der Referenzgrup-
pe (27,5 Tage). Gleichzeitig berich-
teten diese Patienten zu Beginn der 
Reha-Maßnahme eine signifikant 
stärkere Beeinträchtigung der ge-
sundheitsbezogenen Lebensqualität. 
Unsere Ergebnisse zeigen eine höhe-
re Krankheitslast bei Patienten ohne 
BA. Auch private Belastungsfakto-
ren (z. B. Rauchen), die einen Ein-

fluss auf die Berufsdermatose haben 
können, sind stärker ausgeprägt. Un-
sere Erfahrungen zeigen, dass diese 
Patienten (vor allem bzgl. zukünfti-
ger Präventionsmaßnahmen) schwie-
riger zu erreichen sind. Insgesamt 
sollten Maßnahmen ergriffen wer-
den, um diese Patienten schneller in 
die stationäre berufsdermatologische 
Rehabilitation aufzunehmen, außer-
dem sollten Konzepte entwickelt 
werden, um diese Patienten während 
der Reha intensiver zu betreuen, da-
mit eine Umsetzung von präventiven 
Maßnahmen nach der Reha besser 
gewährleistet werden kann.
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Parallelsitzung 3 – 
Arbeitsmedizin und 
Umweltdermatologie

BK 3101 in Zeiten der 
Pandemie/arbeitsbedingte 
COVID-19-Infektion/Long-
COVID bei BGW-Versicherten
A. Nienhaus
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COVID-19 hat die Meldungen 
von beruflich bedingten Infektions-
krankheiten entsprechend der BK 
3101 komplett verändert. In den 
Jahren davor wurden pro Jahr rund 
800 Infektionen gemeldet. Im Jahr 
2020 waren es allein aufgrund von 
COVID-19 rund 80.000 Verdachts-
anzeigen. Im Jahr 2021 ist diese Zahl 
auf weit über 100.000 gestiegen. 
Auch nach Kontrolle für außerbe-
rufliche Risiken ist das berufliche 
Infektionsrisiko für Beschäftigte im 
Gesundheitswesen deutlich erhöht. 
In einer deutschen Studie fand sich 
eine Verdopplung des Risikos, in 
einer britischen Studie sogar ein sie-
benfaches Risiko. Insgesamt wird 
geschätzt, dass etwa ein Viertel aller 
COVID-19-Fälle beruflich bedingt 
sind. Das betrifft hauptsächlich Be-
schäftigte im Gesundheitsdienst und 
in der Wohlfahrtspflege, aber auch 
andere Beschäftigte sind betroffen 
(e. g. versorgungsrelevante Beru-
fe). Bisher wurden bereits 73.000 
Fälle (Stand: 31.7.2021) als Berufs-
krankheit von der BGW anerkannt. 
Mehr als 100 Versicherte der BGW 
sind an COVID-19 verstorben, ein 
großer Teil aufgrund einer beruf-
lich bedingten Infektion. Der Anteil 
derjenigen, die an Langzeitfolgen 
leiden ist noch nicht genau bekannt. 
Entsprechend einer Befragung von 
2.000 Versicherten mit COVID-19 
als Berufskrankheit erlebt etwa je-
der Dritte/jede Dritte deutliche Ein-
schränkungen der Leistungsfähig-
keit nach COVID-19. Eine genauere 
Analyse zum zeitlichen Verlauf der 
Beeinträchtigungen steht allerdings 

noch aus. Um die Langzeitfolgen von 
COVID-19 zu untersuchen und Er-
kenntnisse sowohl für die Rehabilita-
tion als auch für die Entschädigung 
von COVID-19 als Berufskrankheit 
zu gewinnen, unterstützt die BGW 
verschiedene Forschungsprojekte. 
Auch jenseits der Pandemie wird 
COVID-19 wahrscheinlich noch lan-
ge einen Teil der Infizierten beglei-
ten. Eine faire Entschädigung für die 
erhöhten Infektionsrisiken, jenseits 
des Beifalls vom Balkon, gilt es im 
Rahmen der gesetzlichen Möglich-
keiten für die Betroffenen sicherzu-
stellen.

Entwicklung von Prüfverfahren 
zur Bewertung der sekundären 
Leistungsmerkmale von 
Sonnenschutzpräparaten für 
im Freien Beschäftigte
M. Rocholl1,2, P. Weinert2, 
S. Bielfeldt3, S. Laing3, 
K.P. Wilhelm3, C. Ulrich4 
und S.M. John1,2

1Institut für Gesundheitsforschung 
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Beschäftigte im Freien sollten 
zum Schutz vor solarer ultravioletter 
Strahlung technische und organisato-
rische Schutzmaßnahmen regelhaft 
in ihren Arbeitsalltag implementie-
ren und diese durch personenbezoge-
ne Schutzkomponenten (z. B. Kopf-
bedeckungen, lange Kleidung und 
Sonnenschutzpräparate) ergänzen. 
Idealerweise nehmen Sonnenschutz-
präparate dabei eine untergeordnete 
Rolle ein und werden nachrangig, 
ausschließlich auf nicht durch Klei-
dung zu schützende Körperareale, 
aufgetragen. Im Freien Beschäftigte 
wenden Sonnenschutzpräparate am 
Arbeitsplatz jedoch häufig nur un-
regelmäßig an. Neben verhaltensas-
soziierten Barrieren (z. B. Vergess-
lichkeit) scheint die Akzeptanz der 
Produkte, die für eine regelmäßige 

Anwendung von zentraler Bedeutung 
ist, häufig gering zu sein, da diese den 
vielfältigen Anforderungen eines Au-
ßenarbeitsplatzes nur bedingt gerecht 
werden. Aktuelle Untersuchungen 
mit im Freien Beschäftigten zeigen, 
dass Sonnenschutzpräparate schnell 
einziehen und leicht zu applizieren, 
kein unangenehmes Hautgefühl hin-
terlassen, nicht augenreizend und 
schweißresistent sein sollten. Darü-
ber hinaus sollte Kleidung durch die 
Produkte nicht verschmutzt und die 
Griffsicherheit nicht beeinträchtigt 
werden. Wenngleich diese sekun-
dären Parameter essenziell für die 
Akzeptanz von Produkten sind, exis-
tierten bislang keine standardisierten 
Testverfahren zu ihrer Bewertung. 
Im Rahmen des Projektes „Protect 
UV 5103“ wurden, basierend auf 
bereits etablierten Untersuchungen, 
sieben neue Prüfverfahren entwi-
ckelt, welche die realen Bedingun-
gen eines Arbeitsplatzes im Freien 
simulieren. Diese können, ergänzend 
zu den Leistungsmerkmalen (UVB-)
Lichtschutzfaktor, Wasserresistenz 
und UVA-Schutz, dazu beitragen, die 
Auswahl geeigneter Sonnenschutz-
präparate für Beschäftigte und Un-
fallversicherungsträger zu erleich-
tern. Das Projekt „Protect UV 5103“ 
wurde von der Deutschen Gesetzli-
chen Unfallversicherung gefördert 
(DGUV; FF-FB 0278).

Bestätigung der Kriterien in 
der AMR 13.3 durch UV-
Personendosimetrie
P. Knuschke

Klinik und Poliklinik für Derma
tologie, Med. Fak. „Carl-Gustav 
Carus“, TU Dresden

Vor dem Hintergrund der Risi-
ken einer gesundheitlichen Gefähr-
dung der Haut durch epidermaler 
Hauttumoren und der Einführung 
der BK 5103 wurde die Verordnung 
zur arbeitsmedizinischen Vorsor-
ge (ArbMedVV) bezüglich solarer 
UV-Expositionen während des Ar-
beitsprozesses erweitert. Bis dahin 
enthielt die Verordnung keine Tä-
tigkeiten, die die BK 5103 auslösen 
können. Eine arbeitsmedizinische 
Richtlinie, die AMR 13.3, konkreti-
siert, was unter „intensiver Belastung 
durch natürliche UV-Strahlung“ und 
„regelmäßig“ zu verstehen ist. Vom 
AfAMed wurden Kriterien zur Ein-
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grenzung von Tätigkeiten im Freien 
mit intensiver Belastung durch natür-
liche UV-Strahlung erstellt, auf die 
die AMR Anwendung findet. Wenn 
durch technische bzw. organisatori-
sche Maßnahmen die solare UV-Ex-
position bei Außentätigkeiten nicht 
ausreichend zu reduzieren ist, „ha-
ben Arbeitgeber Beschäftigten eine 
Angebotsvorsorge unter folgenden 
Voraussetzungen, die alle erfüllt sein 
müssen, anzubieten: Bei Tätigkeiten 
im Freien – im Zeitraum April bis 
September, – zwischen 10 Uhr und 
15 Uhr MEZ (entspricht 11 Uhr bis 
16 Uhr MESZ), – ab einer Dauer von 
insgesamt mindestens einer Stunde 
pro Arbeitstag, – an mindestens 50 
Arbeitstagen“ (AMR 13.3).

Diese Kriterien wurden teilweise 
als sehr scharf angesehen. Datenaus-
wertungen zu diesen Kriterien aus 
UV-Personendosimetrischen Studien 
„Solare UV-Expositionsverteilung 
der Hautareale im Kopf-/Halsbereich 
im Verlauf des Sommers“ weisen aus, 
dass bei der Mindestaufenthaltsdau-
er mit 1 h selbst schon von 11 – 12 
bzw. 15 – 16 MESZ für den gesamten 
Kopf-/Halsbereich eine UV-Expo-
sitionsgrenze von 30% der MED im 
Sommer (Mai – Juli) überschritten 
wird. Hautareale, wie das (unbehaar-
te) Haupt, Stirn, Nasenrücken, Ohr-
helix werden in dieser Stunde mit 
dem Mehrfachen der MED im Freien 
exponiert. Weitere Areale sind beim 
Außenaufenthalt von 1 h über die 
Mittagszeit betroffen. Anfang April 
und Mitte September kommt es zu 
diesen grenzwertigen UV-Exposi-
tionen innerhalb einer Stunde noch 
während der Mittagszeit. Am Vormit-
tag 11 – 12 MESZ und Nachmittag 15 
– 16 MESZ zu diesen Jahreszeiten ist 
der Expositionslevel teilweise unter 
30% MED (Kinn, Hals vorn/hinten, 
Wange unten, Ohrmuschel seitlich). 
Die präsentierten Ergebnisse bele-
gen, dass die Kriterien des AfAMed 
wohlabgewogen gewählt waren.

UV-Expositionskataster im 
BK-Verfahren – Einführung 
einer neuen Metrik
C. Strehl und M. Wittlich

Institut für Arbeitsschutz (IFA) der 
Deutschen Gesetzlichen Unfallversi-
cherung (DGUV)

Hintergrund: Tätigkeitsbezogene 
Daten zur beruflichen und privaten 

UV-Exposition als Grundlage sowohl 
für die retrospektive Überprüfung 
von Kriterien der BK-Nr. 5103, aber 
auch die prospektive Modellierung 
anderer möglicher epidemiologischer 
Zusammenhänge, lagen bisher nur in 
unzureichender Form vor. Ziel der 
Arbeit war es, durch systematische 
Messungen der UV-Exposition in Be-
ruf und Freizeit ein Expositionskata-
ster zu entwickeln, das als Grundlage 
zur Einführung einer neuen und we-
sentlich genaueren Metrik im Berufs-
krankheitenverfahren dienen soll. 
Material und Methoden: Im Rahmen 
der GENESIS-UV-Messkampagnen 
wurde seit 2014 die UV-Exposition 
bei beruflichen Tätigkeiten mittels 
eines Datenlogger-Dosimeters er-
fasst. Zur Vervollständigung der 
Datenlage wurde zudem seit 2019 
die Messung der UV-Exposition auf 
den privaten Bereich ausgeweitet. 
An praktischen Rechenbeispielen zur 
retrospektiven Expositionsermittlung 
im Berufskrankheitenverfahren wer-
den die Unterschiede zwischen al-
ter und neuer Metrik herausgestellt. 
Ergebnisse: Die deutlichen Vorteile 
der neuen Metrik zeigen sich insbe-
sondere bei detailreicheren berufli-
chen Expositionen, wie wechselnden 
Arbeitsverhältnissen oder Teilzeit-
expositionen. Es wird deutlich, dass 
die bisher genutzte Metrik zum Teil 
nur unzureichend das reale Spekt-
rum der Exposition im beruflichen 
Bereich wiedergeben kann. Diskus-
sion: Es konnte gezeigt werden, dass 
die Anwendung der neuen Metrik 
im Berufskrankheitenverfahren eine 
weitaus differenziertere Bewertung 
der beruflichen Exposition zulässt 
und somit für die individuelle Expo-
sitionsermittlung wesentlich besser 
geeignet ist. Der Grund dafür ist in 
erster Linie die deutlich umfassende-
re Datenbasis der im Expositionska-
taster vorliegenden Werte.

UV-Strahlung in Beruf und 
Freizeit – Detailwissen für die 
holistische Prävention
M. Wittlich

Institut für Arbeitsschutz (IFA) der 
Deutschen Gesetzlichen Unfallversi-
cherung (DGUV)

In den vergangenen Jahren haben 
viele Aktivitäten auf dem Themen-
gebiet des beruflich bedingten Haut-
krebses stattgefunden: die Einfüh-

rung einer Berufskrankheit (2015), 
die Arbeitsmedizinische Vorsorge 
(2019), sowie die Aktualisierung 
der AWMF-S3-Leitlinie (2021), um 
nur einige zu nennen. Zusammen 
mit den durch die DGUV für Beruf 
und Freizeit erarbeiteten Kataster der 
UV-Bestrahlung stehen uns nun alle 
Mittel zur Verfügung, um in Zukunft 
durch einen holistischen Präven-
tionsansatz zu deutlich geringerer 
Inzidenz für Hautkrebs durch UV-
Strahlung zu gelangen. Das Kataster 
zur beruflichen Exposition hat bereits 
bewiesen, welch differenzierte Be-
trachtung der beruflichen Anamne-
se eines Beschäftigten retrospektiv 
möglich ist. Gleichermaßen können 
und werden diese Daten verwendet, 
um Präventionskonzepte zu unter-
stützen oder zu entscheiden, ob Be-
schäftigte hinsichtlich UV-Strahlung 
der Arbeitsmedizinischen Vorsorge 
unterliegen. Letztlich sind die dort 
gefundenen Zusammenhänge ein 
Plädoyer dafür, dass die Beschäf-
tigten zukünftig deutlich früher und 
besser vor langfristigen Hautschädi-
gungen geschützt werden müssen. 
Bislang wenig beachtet wurde das 
Verhalten und die damit verbun-
dene Exposition von Personen im 
nicht-(UV)-versicherten, privaten 
Bereich, wobei diese einen wesent-
lichen Teil der Gesamtexposition 
darstellt. Auf Basis des Zeitverwen-
dungsnachweises des Statistischen 
Bundesamtes konnten alle mit UV-
Strahlungsexposition verbundenen 
Aktivitäten identifiziert und in ein 
Messprogramm eingebracht werden. 
Dies erlaubt zum einen die Bestim-
mung der durchschnittlichen Ex-
position der Bevölkerung, als auch 
die Bestimmung der detailgenauen 
individuellen Exposition. Hierbei ist 
auch die berufliche Exposition einge-
schlossen. Schlussendlich erlauben 
Daten dieser Differenzierung und 
Güte eine wissenschaftliche Validie-
rung beispielsweise der Kriterien für 
die Arbeitsmedizinische Vorsorge 
und eine hypothetische Spiegelung 
dieser Kriterien auf das Berufskrank-
heitenkonzept. Gerade aus dieser 
Analyse ergibt sich ein Petitum für 
die unbedingte Berücksichtigung 
arbeitsmedizinischer Regelungen in 
der betrieblichen Praxis.
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Parallelsitzung 4 – 
Versorgungsforschung

HECOS-Update 2021
C. Apfelbacher1, H. Rönsch2 und 
A. Bauer2

1Institut für Sozialmedizin und 
Gesundheitssystemforschung, 
Otto-von-Guericke Universität 
Magdeburg, 2Klinik und Poliklinik 
für Dermatologie, Universitätsklini-
kum Carl Gustav Carus an der 
Technischen Universität Dresden

Hintergrund: Die Vergleichbar-
keit von Studien zur Prävention und 
Therapie des Handekzems ist ein-
geschränkt, u. a. durch die unein-
heitliche Messung der Endpunkte 
(Outcomes). Dies erschwert auch die 
Durchführung von Meta-Analysen 
und die Ableitung evidenz-basierter 
Empfehlungen für Prävention und 
Therapie. Ziel der HECOS (Hand 
Eczema Core Outcome Set) Initiative 
ist es, international ein minimales 
Set an Kerndomänen und Mess
instrumenten (ein sog. Core Outcome 
Set; COS) für Studien zum Hand
ekzem zu konsentieren. Methodik: 
Als Vorbereitung auf die Durchfüh-
rung eines Verfahrens zur Konsentie-
rung des COS wurde eine lange Liste 
an möglichen Kandidaten-Outcome-
Domänen erarbeitet. Der Fokus lag 
dabei zunächst auf therapeutischen 
Studien. Grundlage bildeten drei 
verschiedene Studien: –  ein syste-
matisches Literaturreview zu kon-
trollierten Handekzemstudien, die 
seit 2000 auf Englisch oder Deutsch 
publiziert wurden [1]; –  Interviews 
mit 53 Patient*innen aus Däne-
mark, Deutschland, Kroatien, den 
Niederlanden und Spanien; –  eine 
Befragung von 88 Expert*innen. In 
einem iterativen Prozess wurden in-
nerhalb der Steuerungsgruppe von 
HECOS die in den drei Studien ge-
fundenen bzw. berichteten Outco-
mes in Domänen und Subdomänen 
klassifiziert. Ergebnisse: Es ergaben 
sich folgende Domänen: sichtba-
re Zeichen (14  Subdomänen, z.  B. 
Erythem, Fissuren), Symptome (10, 
z. B. Brennen, Pruritus), Lebensqua-
lität (19, z.  B. Arbeitsunfähigkeit, 
emotionale Auswirkungen), Haut-
physiologie (5, z.  B. Hautfeuchte, 
Haut-pH), Behandlungszufriedenheit 
und Behandlungsakzeptanz, Krank-

heitskontrolle (8, z. B. Schweregrad, 
Krankheitsschübe pro Zeitraum), an-
dere (2, z. B. Heilung). Schlussfolge-
rungen: Die klassifizierten Domänen 
und Subdomänen bilden die Basis für 
eine systematische Konsentierung ei-
nes Core Outcome Sets für therapeu-
tische Studien zum Handekzem. Die 
Abstimmung über diese Kandidaten-
liste erfolgt während des Meetings 
der HECOS Initiative im Rahmen 
des COMFA/COUSIN Meetings 
2021 (https://cconline.eventsair.com/
cs-cousin/). Diskussionswürdig ist 
die Frage, welche Rolle existierende 
COS z. B. zum atopischen Ekzem, 
für das Handekzem COS spielen.
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[1]	 Rönsch H, Apfelbacher C, Brans R, 

Matterne U, Molin S, Ofenloch R, 
Oosterhaven JAF, Schuttelaar MLA, 
Weisshaar E, Yew YW, Bauer A. Which 
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eczema trials? A systematic review. 
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CHEPEP: Chronisches 
Handekzem in Europa – die 
Patientenperspektive
F. Schiffers1, J. Macan2, 
A. Bjelajac2, M.L.A. Schuttelaar3, 
M. Romeijn3, A. Giménez-Arnau4, 
M.-S. Buse5, A. Hansen5, S.M. 
John5, E. Weisshaar6, R. Ofenloch6, 
L. Brok Nørreslet7, T. Agner7, 
C. Apfelbacher8, H. Rönsch1 
und A. Bauer1

1Klinik und Poliklinik für Dermato-
logie, Universitätsklinikum Carl 
Gustav Carus an der Technischen 
Universität Dresden, 2Occupational 
Health and Environmental Medicine, 
Institute for Medical Research and 
Occupational Health, Zagreb, 
Croatia, 3Department of Dermatolo-
gy, University of Groningen, 
University Medical Center Gronin-
gen, The Netherlands, 4Department 
of Dermatology, Consorci MAR 
Parc de Salut de Barcelona, Spain, 
5Abteilung für Dermatologie 
Umweltmedizin Gesundheitstheorie 
an der Universität Osnabrück, 
6Berufsdermatologie, Hautklinik, 
Universitätsklinikum Heidelberg, 
7Bispebjerg Hospital Department of 
Dermatology, Copenhagen Universi-
ty Faculty of Health and Medical 

Sciences, Denmark, 8Medizinische 
Soziologie, Institut für Epidemiolo-
gie und Präventivmedizin, Universi-
tät Regensburg

Hintergrund: Die zentrale Rol-
le im Management des chronischen 
Handekzems nimmt die konsequente 
Einhaltung präventiver sowie thera-
peutischer Maßnahmen ein. Diese 
häufig vorkommende Krankheit hat 
einen erheblichen Einfluss auf das 
Leben der Betroffenen und kann den 
Alltag, die Arbeit und das Sozialle-
ben negativ verändern. Die Adhärenz 
an Behandlungspläne und Präven-
tivmaßnahmen stellt den Schlüssel-
punkt zu einer guten Kontrolle über 
die Krankheit dar; dem stehen jedoch 
vielfältige Barrieren gegenüber. Zie-
le: Die Studie soll Einblicke in die 
für betroffene Patienten relevanten 
Auswirkungen im Alltag bieten, fer-
ner sollen deren Wünsche, Hoffnun-
gen und Ziele aufgearbeitet werden. 
Die zentrale Fragestellung lautet: 
Was sind persönliche Erfahrungen 
der Patienten in Europa? Was stellen 
Barrieren in der Einhaltung von Be-
handlungsplänen dar? Welche Rolle 
spielt die Arzt-Patienten-Beziehung 
und sind Patienten zufrieden oder 
unzufrieden mit dem verfügbaren 
medizinischen Angebot? Material 
und Methoden: Es wurden 60 semi-
strukturierte Interviews durchgeführt 
in Dresden, Heidelberg, Osnabrück, 
Kopenhagen, Barcelona, Zagreb und 
Groningen. Diese haben sich an ei-
nem einheitlichen Interviewleitfaden 
orientiert. Diese Interviews wurden 
mit dem Verfahren der Template 
Analyse kodiert. Als Ausgangspunkt 
wurde das Template einer dänischen 
Studie [1] ausgewählt und induktiv 
angepasst. Ergebnisse: Viele Patien-
ten gaben an, nicht genug über die 
Erkrankung und deren Genese zu 
wissen. Der fehlende Hintergrund 
erschwert es die Krankheit zu akzep-
tieren und an Behandlungsschemata 
festzuhalten. Die Patienten erfahren 
oft Stigmatisierungen in der Öffent-
lichkeit, haben Schwierigkeiten ihren 
Beruf auszuüben und der Zeitauf-
wand für präventive Maßnahmen 
sowie die fortwährende Erinnerung 
an die Erkrankung werden als nega-
tiv bewertet. Individuelle Barrieren 
verhindern eine vollständige Com-
pliance. Schlussfolgerung: Eine um-
fassende Aufklärung der Patienten 
über die Ursachen und den chroni-
schen Verlauf der Erkrankung, ist der 
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Schlüsselpunkt zu einer gesteiger-
ten Lebensqualität für Patienten. So 
können mit den Patienten individuell 
realistische Ziele formuliert werden, 
um gemeinsam Behandlungspläne zu 
erarbeiten, was die Adhärenz an The-
rapie und Präventionsmaßnahmen 
stärkt.

Literatur
[1]	 Mollerup A, Johansen JD, Thing LF. 

Knowledge, attitudes and behaviour in 
everyday life with chronic hand eczema: 
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Lichtschutz bei Außen­
beschäftigten: Erarbeitung und 
Validierung von standardisier­
ten Instrumenten zur Erhebung 
von Verhalten, Wissen und 
gesundheitspsychologischen 
Konstrukten (Lischval)
H. Rönsch1, M. Rocholl2, 
M. Ludewig2, M. Langner1, 
F. Steeb3, A.Wilke2, S.M. John2, 
C. Berking3 und A. Bauer1

1Klinik und Poliklinik für Dermato-
logie, Universitätsklinikum Carl 
Gustav Carus an der Technischen 
Universität Dresden, 2Institut für 
interdisziplinäre Dermatologische 
Prävention und Rehabilitation 
(iDerm) an der Universität Osna-
brück, 3Hautklinik, Universitätskli-
nikum Erlangen, Friedrich-Alexan-
der-Universität Erlangen-Nürnberg 
(FAU), Erlangen

Hintergrund: Die Evaluierung 
von Schulungsmaßnahmen zum UV-
Schutz bei Außenbeschäftigten erfor-
dert entsprechende Messinstrumente. 
Ziel dieser Studie ist die Entwicklung 
und Validierung von drei Fragebögen 
zum UV-Schutzverhalten, UV-Wis-
sen und entsprechenden gesundheits-
psychologischen Konstrukten. Mate-
rial und Methoden: Die Instrumente 
wurden durch Literaturrecherche und 
Expertenkonsens entwickelt. Nach 
erfolgreichem Pretest schlossen in 
Dresden und Erlangen 68 Teilneh-
merinnen und Teilnehmer die Studie 
ab. Die Reliabilität der Instrumente 
wurde durch Retest-Befragung be-
stimmt. Für mehrteilige gesundheits-
psychologische Konstrukte wurde 
Cronbachs Alpha berechnet. Die Va-
lidität des Verhaltens-Fragebogens 

wurde extern durch Vergleich mit 
der Anzahl der Sonnenbrände, Pig-
mentierungszunahme im Gesicht 
und einem einwöchigen Sonnen-
schutztagebuch sowie intern durch 
eine Kontrollfrage bestimmt. Ergeb-
nisse: Beim Schutzverhalten lag die 
Retest-Reliabilität für den Gesamt
score bei r > 0,9 und für 19 der 31 
Einzelitems bei Spearmans Rho bzw. 
Cohens Kappa  ≥  0,7. Es bestanden 
signifikante Korrelationen (p < 0,01) 
mit der Kontrollfrage, dem Sonnen-
schutztagebuch mit Ausnahme der 
Mittagspause im Schatten sowie zu 
einem von zwei Zeitpunkten mit 
der Pigmentierungszunahme, nicht 
aber mit der angegebenen Anzahl 
der Sonnenbrände. Beim Wissen war 
die Reliabilität des Gesamtscores 
sowie eines der 25 Items (Zeitpunkt 
zum Auftragen von Lichtschutzmit-
tel) ausreichend mit Spearmans Rho 
bzw. Cohens Kappa  ≥  0,7. Für die 
gesundheitspsychologischen Kon-
strukte und Einzelitems lag die Re-
test-Reliabilität mit einer Ausnahme 
(„gebräunte Haut wirkt gesünder“) 
unter 0,7. Die interne Konsistenz der 
Items war gut (Cronbachs Alpha > 
0,7) mit Ausnahme der Handlungser-
gebniserwartung (Cronbachs Alpha 
= 0,454). Schlussfolgerungen: Das 
Instrument zum Schutzverhalten war 
überwiegend valide. Die Scores be-
züglich Wissen und Schutzverhalten 
hatten eine ausreichende Reliabilität; 
die Antworten auf einzelne Items 
waren aber oft nicht reliabel. Die ge-
sundheitspsychologischen Konstruk-
te waren im Retest nicht reliabel aber 
überwiegend intern konsistent.

Pandemiekontrolle in einem 
großen Unternehmen
A. Schlieter

Abteilung für Arbeitsmedizin und 
Gesundheitsschutz, BASF Coatings 
GmbH, Münster

Seitdem am 27. Januar 2020 der 
erste COVID-19 Fall bei Webasto 
auftrat, zeichnete es sich ab, dass 
Corona eine große Herausforderung 
für Unternehmen werden würde. 
Im März 2020 wurden Maßnahmen 
zur Eindämmung der Pandemie in-
nerhalb der BASF getroffen. Dazu 
gehörten umfangreiche Hygiene-
maßnahmen, die Absage von Veran-

staltungen und die Aufforderung zum 
Homeoffice. Es bestand ein hoher 
Informationsbedarf seitens der Be-
triebe. In Münster erfolgte die Grün-
dung eines Krisenstabs, bestehend 
aus der Werkleitung, der Werkfeu-
erwehr, des Arbeitsschutzes und der 
Arbeitsmedizin. Es wurden Regeln 
für „sicheres Arbeiten am Standort“ 
beschlossen, die im weiteren Verlauf 
regelmäßig an die sich immer wieder 
ändernde Pandemielage angepasst 
wurden. Es erfolgten zahlreiche Be-
gehungen von Arbeitsplätzen mit 
Gefährdungsbeurteilungen, um die 
Gefährdung so gering wie möglich 
zu halten. Angepasste Hygieneplä-
ne wurden erstellt. Mitarbeiter mit 
Risiken für einen schweren Verlauf 
einer COVID-19-Infektion wurden 
identifiziert und zunächst nach Hau-
se ins Homeoffice oder die Kurzar-
beit geschickt. Dienstreisen wurden 
massiv zurückgefahren und virtuelle 
Besprechungen und Meetings ha-
ben sich etabliert. Viele Mitarbeiter 
konnten im Homeoffice produktiv 
arbeiten. Durch diese Maßnahmen 
konnten Ansteckungen im Arbeits-
umfeld minimiert werden. Erst in 
der 3. Welle im März 2021 kam es 
bedingt durch die ansteckenderen 
Virusvarianten am Standort Münster 
zu einzelnen kleineren Clustern von 
Ansteckungen, die sich überwiegend 
auf den Aufenthalt in Sozial- und 
Umkleideräumen zurückführen lie-
ßen, was dazu führte, dass auch hier 
die Abstandsregeln verschärft wur-
den. Seitdem wirksame Impfstoffe 
gegen COVID-19 zur Verfügung 
standen, wurden Überlegungen ge-
troffen, inwieweit betriebliche Imp-
fungen ermöglicht werden konnten. 
Start der betrieblichen Impfungen 
war der 7. April 2021 in Ludwigsha-
fen. Durch diese Maßnahmen ist es 
gelungen, die Produktion weitgehend 
aufrecht zu erhalten und gleichzeitig 
die Mitarbeiter zu schützen.
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Berufsdermatologie: 
Interessantes aus der 
Praxis und für die Praxis

Dermatitis herpetiformis 
Duhring – eine 
Berufsdermatose?
V. Buß1, S. Frick1 und C. Skudlik1,2

1Institut für interdisziplinäre 
Dermatologische Prävention und 
Rehabilitation (iDerm) an der 
Universität Osnabrück, 2Institut für 
interdisziplinäre Dermatologische 
Prävention und Rehabilitation 
(iDerm) BG-Klinikum Hamburg

Ein 52-jähriger Patient wurde mit 
mehrjährig bestehenden Hautverän-
derungen an den Ellenbogen, Knien 
und gluteal, die über 3 Jahre unter 
dem Verdacht eines berufsbedingten 
Ekzems frustran behandelt worden 
waren, zu einer 3-wöchigen stati-
onären Individualpräventionsmaß-
nahme aufgenommen. Wegen der 
Hautkrankheit hatte der Patient seine 
berufliche Tätigkeit als Produktions-
leiter in einem metallverarbeiten-
den Betrieb mit u. a. regelmäßigem 
Umgang mit Kühlschmierstoffen im 
Herbst 2019 aufgegeben und eine 
Tätigkeit in der Produktion von Be-
wehrungsstahl aufgenommen. Der 
Patient wies disseminierte und grup-
piert angeordnete, teils exkoriierte, 
erythematöse Papeln und Bläschen, 
serohämorrhagische Krusten, Schup-
pung und flaue Erythemen gluteal 
beidseits, an den Streckseiten der 
Ellenbogen und Knie und am rech-
ten Fußrücken auf. Die Hände waren 
erscheinungsfrei. Von einer zunächst 
geschilderten Arbeitskongruenz des 
Befundes nahm der Patient auf ge-
zielte Nachfrage Abstand und gab 
stattdessen einen schubhaften Ver-
lauf mit stechendem Juckreiz an. Au-
ßerdem berichtete er von mehrfach 
wöchentlich auftretenden grünlich-
gräulichen Diarrhoen, die er bis dato 
auf eine 2014 erfolgte Darmteilre-
sektion aufgrund eines GIST-Tumors 
im Jahr 2014 zurückgeführt hatte. 
Aufgrund des klinischen Bildes und 
der gastrointestinalen Beschwerden 
veranlassten wir Diagnostik unter 
der Verdachtsdiagnose einer Derma-
titis herpetiformis (DH), einer ver-
gleichsweise seltenen chronischen 
Autoimmunerkrankung, die auf eine 
Bildung von IgA-Antikörpern gegen-

über Enzymen der Haut (epidermale 
Transglutaminase) zurückzuführen 
ist und die kutane Manifestation der 
glutensensitiven Enteropathie (GSE) 
darstellt, die bei etwa 5% aller GSE-
Patienten auftritt. Histologisch und 
in der direkten Immunfluoreszenz 
ließ sich eine DH zwar nicht sichern, 
passend zu einer GSE wurden jedoch 
bei dem Versicherten erhöhte IgA-
Antikörper gegenüber Endomysium 
und Transglutaminase sowie IgG-
Antikörper gegenüber Gliadin fest-
gestellt. Eine Jejunoskopie bestätigte 
die Diagnose einer GSE. Ausstehend 
ist derzeit, inwieweit sich der Haut-
befund durch die Einleitung einer 
glutenfreien Diät und ggf. einer Sys-
temtherapie mit Dapson konsolidie-
ren lässt. Mit diesem Fall möchten 
wir darauf aufmerksam machen, dass 
insbesondere bei langjährig refraktär 
und chronisch als Berufsdermatose 
im BG-lichen Heilverfahren betreu-
ten Fällen u. a. zur diagnostischen 
Abklärung und Kausalitätsbewertung 
die Vorstellung in einem berufsder-
matologischen Schwerpunktzentrum 
erwogen werden sollte. Ein berufli-
cher Ursachenzusammenhang einer 
DH ist aus berufsdermatologischer 
Sicht nicht wahrscheinlich.

BK 5101 ohne 
Unterlassungszwang – 
Fallbeispiele und Reaktionen 
der UVTr auf BK-Anzeigen zu 
Altfällen
M. Häberle

Dermatologische Praxis, Künzelsau

Kasuistiken: Ein Maurerpolier 
mit hochgradiger Epoxidharzaller-
gie leidet seit 27 Jahren an einem 
rezidivierenden aerogenen allergi-
schen Kontaktekzem. Eine berufli-
che Neuorientierung ist für ihn aus 
finanziellen Gründen nie in Betracht 
gekommen. Ein Maler und Lackierer 
mit beruflich erworbener MI-Sensi-
bilisierung lehnt eine Umschulung 
aufgrund der für ihn komplexen An-
forderungen ab. Hintergrund: 2019 
stellte das Bundesarbeitsministe-
rium in seinem Referentenentwurf 
fest, dass „der Unterlassungszwang 
ein historisch überkommenes Inst-
rument des Berufskrankheitenrechts 
ist, das heute nicht mehr erforder-
lich ist und dessen Auswirkungen 

zu unangemessenen Nachteilen für 
die Versicherten führen“. Seit dem 
01.01.2021 haben sich nach der vom 
Deutschen Bundestag am 12.06.2020 
beschlossenen Gesetzesänderung 
die Rahmenbedingungen zur BK 
5101 tiefgreifend geändert. Schwere 
oder wiederholt rückfällige Hauter-
krankungen sind als BK 5101 an-
zuerkennen, auch wenn es nicht zur 
Aufgabe der gefährdenden Tätigkeit 
kommt. Daraus resultieren Tausende 
von Altfällen. Gemäß § 202 SGB V 
ist der Arzt verpflichtet, jeden BK-
Verdachtsfall zu melden. Die Rechts-
auffassung der DGUV ist es, dass 
der Versicherte den Antrag auf ein 
Feststellungsverfahren stellt. UVTr 
wie die BGHM geben der Einlei-
tung „von Amts wegen“ den Vorzug. 
Ergebnisse: Die Analyse der Reak-
tionen verschiedener UVTr auf 40 
BK-Anzeigen zu Altfällen mit dem 
Hinweis auf § 45 UV-GOÄ war sehr 
heterogen und reichte von sofortiger 
BK-Anerkennung (BGN) über groß-
zügige Gewährung von § 3 BKV-
Leistungen (BGHW, UKBW) bis 
zur fehlenden Berücksichtigung (BG 
Bau). Fazit: Der gemeinsam von 22 
Autoren aus ABD, DGUV, SVLFG 
und Fachgesellschaften erarbeitete 
Prüfalgorithmus [1] bildet die Ent-
scheidungspraxis für das Feststel-
lungsverfahren. Diese Bamberger 
Empfehlungen geben jedoch keine 
Antwort auf die Frage, wer dazu den 
Impuls zur Verfahrenseinleitung ge-
ben soll. Berufsdermatologen, Versi-
cherte und Unfallversicherungsträger 
stehen dabei in Konkurrenz zueinan-
der. Ihre Standpunkte zu dieser Frage 
gehen weit auseinander.
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Corona-Berufsekzem-
Sprechstunde: Unerwartete 
Ergebnisse
C. von Hodenberg, S. Bonness, 
C. Skudlik und C. M. Schröder-Kraft

Institut für interdisziplinäre Derma-
tologische Prävention und Rehabili-
tation (iDerm), Standort BG 
Klinikum Hamburg

Im Zuge der aktuell anhaltenden 
COVID-19-Pandemie wurde im Juli 
2020 am Institut für interdisziplinä-
re Dermatologische Prävention und 
Rehabilitation (iDerm) Standort BG 
Klinikum Hamburg eine spezielle 
„Corona-Berufsekzem-Sprechstun-
de“ für Versicherte der Berufsgenos-
senschaft für Gesundheitsdienst und 
Wohlfahrtspflege (BGW) etabliert. 
Durch die notwendigen erhöhten Hy-
gieneanforderungen (Händedesinfek-
tion und Händereinigung) erwarteten 
wir eine Zunahme von Handekzemen 
(irritativer und/oder allergischer Ge-
nese) im Gesundheitssektor; Ziel 
der Sprechstunde war, für betroffene 
Versicherte der BGW ein niedrig-
schwelliges und zeitnahes Angebot 
für berufsdermatologische Beratung 
und Therapie anzubieten. Das An-
gebot wurde seitens der BGW in 19 
Hamburger Krankenhäusern bewor-
ben. Bis zum 30.04.2021 wurde das 
Angebot dieser Sprechstunde von 31 
Versicherten der BGW genutzt. Be-
merkenswerterweise stellte sich her-
aus, dass es sich bei den Konsultati-
onsgründen der Versicherten, anders 
als angenommen, selten um neu er-
worbene oder vorbestehende Hand
ekzeme, sondern überwiegend um 
entzündliche Gesichtsdermatosen, 
teils aber auch fachfremde Erkran-
kungsbilder handelte. So konnten 
wir bei 20 von 31 Versicherten, ver-
mutlich durch den okklusiven Effekt 
des ständigen Tragens eines Mund-
Nasen-Schutzes oder FFP2-Masken, 
vermehrt follikuläre, entzündliche 
oder irritative Gesichtsdermatosen 
beobachten im Sinne von perioralen 
Dermatitiden sowie von Akne vulga-
ris oder Rosazea. Lediglich 9 Versi-
cherte hatten an den Händen lokali-
sierte Hautveränderungen, die jedoch 
in 4 Fällen nicht mit der vermehrten 
Hautbelastung im Zusammenhang 
standen. Zwei Patienten klagten über 
nicht dermatologische Beschwerden. 
Eine Versicherte stellte sich mit einer 
rezidivierenden hypertensiven Krise 
(DD Panikstörung) vor. Eine weitere 

Versicherte klagte über eine Rhinor-
rhoe. Bei den von uns beobachteten 
Gesichtsdermatosen handelte es sich 
sowohl um bereits im Vorfeld beste-
hende Krankheitsbilder, welche unter 
den Schutzvorkehrungen exazerbier-
ten, als auch um neu aufgetretene 
Erkrankungen. Unserer Ansicht nach 
könnte ein möglicher Erklärungs-
ansatz für die von uns beobachtete 
relativ niedrige Frequenz der Nut-
zung der Sprechstunde aufgrund von 
Handekzemen der Tatsache geschul-
det sein, dass Personen aus dem Ge-
sundheitswesen bereits im Vorfeld 
der Pandemie an ein Hygieneregime 
mit regelmäßiger Händedesinfektion 
und entsprechenden Hautschutz- und 
Hautpflegemaßnahmen vertraut wa-
ren und somit möglicherweise eine 
Zunahme von Handekzemen speziell 
im Gesundheitssektor nicht zu ver-
zeichnen ist. Dies steht im Einklang 
mit Berichten aus der BGW, gemäß 
derer seit Eintritt der Pandemie kei-
ne vermehrten Meldungen zur BK 
5101 bei diesem UV-Träger zu ver-
zeichnen sind. Unabhängig davon ist 
als vorläufiges Ergebnis der Corona-
Berufsekzem-Sprechstunde ein Be-
ratungsbedarf bei neuartigen Frage-
stellungen, insbesondere hinsichtlich 
Gesichtsdermatosen, zu verzeichnen. 
Wünschenswert ist zudem eine Aus-
dehnung des Sprechstundenange-
botes auf weitere Einrichtungen des 
Gesundheitsdienstes innerhalb der 
BGW (z. B. in Arztpraxen und Al-
tenheimen) und weiterer Unfallversi-
cherungsträger (z. B. Unfallkassen).

Desinfektion medizinischer 
Einmalhandschuhe: Eine 
Frage der Perspektive in Zeiten 
der SARS-CoV-2-Pandemie?
A. Hansen1,2, A. Wilke1,2, 
C. Skudlik1,2, S.M. John1,2 
und F. Sonsmann1,2

1Institut für interdisziplinäre 
Dermatologische Prävention und 
Rehabilitation (iDerm) an der 
Universität Osnabrück, 2Abteilung 
Dermatologie, Umweltmedizin, 
Gesundheitstheorie, Fachbereich 
Humanwissenschaften, Universität 
Osnabrück

Die Desinfektion medizinischer 
Einmalhandschuhe mit alkoholischen 
Händedesinfektionsmitteln hat u.  a. 

vor dem Hintergrund der Material
knappheit im Zuge der SARS-CoV-
2-Pandemie eine zunehmende Be-
deutung erfahren. Für die mögliche 
Desinfektion von Einmalhandschu-
hen und der damit einhergehenden 
Zweckentfremdung des Einmalpro-
dukts werden jedoch grundlegende 
Voraussetzungen formuliert, z.  B. 
sollte der Handschuh chemikali-
enbeständig gemäß EN 374 sein 
und im Permeationstest mindestens 
30  Minuten Beständigkeit gegen-
über einem Alkohol aufweisen [1]. 
Werden medizinische Einmalhand-
schuhe betrachtet, so divergieren die 
diesbezüglichen Permeationszeiten 
erheblich, sodass nicht jedes Mo-
dell gleichermaßen geeignet ist. Aus 
hygienischer Perspektive sowie vor 
dem Hintergrund der Wirksamkeit 
und der Materialknappheit erscheint 
die Desinfektion medizinischer Ein-
malhandschuhe insbesondere wäh-
rend der Pandemie als probates Mit-
tel. Alkoholische Desinfektionsmittel 
können jedoch zu einer Veränderung 
des Handschuhmaterials führen 
[2]. Bei einer Erweiterung um eine 
(berufs-)dermatologische Perspek-
tive ist zudem zu berücksichtigen, 
dass rasch permeierende alkoholi-
sche Händedesinfektionsmittel unter 
Handschuhokklusion auf ggf. maze-
rierte Hände einwirken. Ferner konn-
te zumindest für den Vulkanisations-
beschleuniger 1,3-Diphenylguandin 
gezeigt werden, dass Alkohol diesen 
Stoff herauslösen kann. Ein Her-
auslösen anderer Vulkanisationsbe-
schleuniger (z. B. Dithiocarbamate) 
ist denkbar, sodass wiederkehrende 
Handschuhdesinfektionen bei hoher 
Handschuhtragedauer möglicher-
weise zu einem längeren Kontakt zu 
herausgelösten, potenziell allergenen 
Inhaltsstoffen führen können. Infolge 
der Handschuhokklusion ist hierbei 
zu vermuten, dass die Exposition 
gegenüber Beschleunigern in den 
betreffenden Berufsgruppen im Zuge 
der Pandemie ansteigen kann und 
damit assoziierte allergische Kon-
taktekzeme häufiger werden könn-
ten. Wenngleich knappe Ressourcen 
und arbeitsorganisatorische Gründe 
insbesondere unter Pandemiebedin-
gungen gewichtige Argumente für 
eine Desinfektion medizinischer Ein-
malhandschuhe sein können, sollten 
(berufs-)dermatologische Aspekte 
nicht unberücksichtigt bleiben und 
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Entscheidungen im jeweiligen Ein-
zelfall abgewogen werden.
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Neues zur Kohortenstudie zur 
Langzeitbeobachtung von 
Patienten, bei denen der sog. 
„Molekulare Klassifikator“ zur 
Unterscheidung von Ekzem 
und Psoriasis eingesetzt wurde
P. Bentz1, K. Eyerich2, K. Weber2, 
L. Kluge1, R. Ofenloch1 und 
E. Weisshaar1

1Abteilung Berufsdermatologie, 
Klinik für Dermatologie, Universi-
tätsklinikum Heidelberg, 2Klinik für 
Dermatologie und Allergologie, 
Technische Universität München

Psoriasis und Ekzemerkrankun-
gen gehören mit knapp einer Milli-
arde Betroffener zu den häufigsten 
Hauterkrankungen weltweit. Die 
Differenzialdiagnostik ist allerdings 
schwierig, auch für den erfahrenen 
Kliniker mit jahrelanger Erfahrung. 
Die korrekte Diagnose hat eine gro-
ße Bedeutung für die Auswahl der 
richtigen Therapie, denn die einge-
setzten Lokal- und Systemtherapeu-
tika unterscheiden sich bei beiden 
Erkrankungen. Der seit kurzem zur 
Verfügung stehende Molekulare 
Klassifikator bietet eine Möglich-
keit, mit großer Genauigkeit beide 
Erkrankungen voneinander zu un-
terscheiden und stellt damit einen 
hohen klinischen Gewinn sowohl für 
Patienten als auch für behandelnde 
DermatologInnen dar. Seit Novem-
ber 2020 wird, im Rahmen einer von 
der Deutschen Gesetzlichen Unfall-
versicherung (DGUV) geförderten 
Studie (FB 323), eine berufsderma-

tologische Kohorte in der Berufsder-
matologie des Universitätsklinikums 
Heidelberg aufgebaut. In fünf Nach-
befragungen über 3 Jahre hinweg 
wird untersucht, ob die auf diese Art 
gestellte Diagnose den Krankheits-
verlauf verkürzt, die Therapiekosten 
reduziert, die Krankheitsfehltage ver-
mindert, die individuelle Krankheits-
last senkt, die gesundheitsbezogene 
Lebensqualität verbessert und es 
langfristig ermöglicht, die berufliche 
Tätigkeit weiterhin auszuüben. Zum 
aktuellen Zeitpunkt (29.04.2021) lie-
gen bereits Daten von 70 Probanden 
(Männlich: 61%, Median: 50,5 Jahre 
(SD:13,09); Weiblich: 38,5%, Medi-
an: 53 Jahre (SD: 13,17)) verteilt auf 
28 Zentren deutschlandweit vor. Da-
bei zeigte sich eine deutliche Domi-
nanz von Ekzemen (71%) gegenüber 
Psoriasis (14,5%). In 10% zeigte der 
Klassifikator keine klare Tendenz. 
Bei 2 Teilnehmern ist der Klassifika-
tor bisher noch nicht bestimmt wor-
den, 1 screening failure liegt vor. Am 
häufigsten betroffen sind die Hände 
(Innenflächen (73,8%) und Finger 
(49,2%)); die Füße waren etwa bei 
der Hälfte der Probanden betroffen 
(49,2%). In 92% der Fälle wurden im 
Laufe der vorangegangenen 12 Mo-
nate topische Glukokortikosteroide 
eingesetzt; 35,7% erhielten in die-
ser Zeit eine systemische Therapie. 
In dieser prospektiven, multizentri-
schen Kohortenstudie sollen mindes-
tens 262 Patienten eingeschlossen 
werden, sodass wir hiermit erneut die 
Berufsdermatologen auf diese Studie 
aufmerksam machen möchten.

Plenarsitzung 3 – 
Atopie/Typ I- und 
Typ IV-Allergien

Prävalenz von Kontaktallergien 
in der Allgemeinbevölkerung 
im Vergleich zu einem univer­
sitären dermatologischen 
Patientenkollektiv in Thüringen
S. Schliemann1, A. Zetzmann1, 
P. Elsner1, R. Ofenloch2, M. Bruze3, 
M. Gonçalo4, L. Naldi5,6, 
M.L.A. Schuttelaar7, Å. Svensson8 
und W. Uter9
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Skåne, Malmö, Schweden, 4Klinik 
für Dermatologie, Universitätsklini-
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Universität von Coimbra, Coimbra, 
Portugal, 5Abteilung für Dermatolo-
gie, AULSS8 Ospedale San Bortolo 
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Schweden, 9Lehrstuhl für Medizini-
sche Informatik, Biometrie und 
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der EDEN Fragrance Study Group

Hintergrund: Die Prävalenz von 
Kontaktallergien bei Epikutan-Test-
Patienten ist in der Regel höher als 
in der Bevölkerung, was auf eine 
morbiditätsbedingte Selektion zu-
rückzuführen ist. Zielsetzungen: 
Untersuchung der Unterschiede 
zwischen zwei Stichproben, eine 
aus der Bevölkerung, eine aus ei-
ner Universitäts-Hautklinik, in einer 
Region Deutschlands (Jena, Thürin-
gen). Methoden: Zwischen August 
2008 und Oktober 2011 wurden ins-
gesamt 519 Teilnehmer der bevölke-
rungsbezogenen europäischen der-
mato-epidemiologischen Netzwerks 
(EDEN)-Duftstoffstudie in Jena mit 
einer TRUE-Test-Basisserie getestet, 
die um einige weitere Duftstoffe er-
gänzt wurde. Demgegenüber wurden 
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in der Klinikroutine zwischen 2007 
und 2012 (einschließlich) 1.906 Pa-
tienten mit Verdacht auf allergisches 
Kontaktekzem getestet; davon 1.694 
(83,2%) mit der Standardserie der 
Deutschen Kontaktallergiegruppe. 
Ergebnisse: Nach Adjustierung auf-
grund unterschiedlicher Alters- und 
Geschlechterstruktur der Stichpro-
ben fanden sich in der Bevölkerungs-
stichprobe 19,6% im Vergleich zu 
41,1% in der Klinikstichprobe gegen 
mindestens eines der betrachteten Al-
lergene sensibilisiert. Die häufigsten 
Allergene der Standardserie waren 
Nickel (10,5 bzw. 13,2%), Duft-
stoffmix (FM) II (2,9 bzw. 6,7%), 
FM I (2,3 bzw. 8,3%) und Kobalt 
(1,6  bzw. 5%). Schlussfolgerungen: 
Die Ergebnisse waren ähnlich, bei 
höheren Prävalenzen im klinischen 
Bereich. Weitere Vergleiche zwischen 
klinischen und bevölkerungsbezoge-
nen Epikutantest-Ergebnissen wären 
wünschenswert, um zu einem tieferen 
Verständnis der Bedeutung von Kon-
taktallergien in der Bevölkerung zu 
gelangen.

Allergische Reaktionen bei 
Impfungen
V. Mahler

Paul-Ehrlich-Institut, Langen 
(Hessen), Deutschland

Bei Impfungen können, wie nach 
Anwendung aller Arzneimittel, aller-
gische Reaktionen auftreten. Darun-
ter fallen sowohl lokale Überemp-
findlichkeitsreaktionen als auch in 
sehr seltenen Fällen schwerwiegen-
de und potenziell lebensbedrohliche 
Sofortreaktionen (Anaphylaxien), 
die sofort ärztlich behandelt werden 
müssen. Die Häufigkeit von anaphy-
laktischen Reaktionen nach Impfung 
bei Kindern, Jugendlichen und Er-
wachsenen werden je nach Studie 
und Impfstoff mit einem bis zehn 
Fällen pro 100.000 Impfdosen an-
gegeben [1, 2]. Es gibt verschiedene 
Arten von Impfstoffen. Dazu zählen 
– Lebendimpfstoffe bzw. Lebend-at-
tenuierte-Impfstoffe; –  Totimpfstof-
fe, zu denen Ganzvirus-, Untereinhei-
ten- (Subunit-) und Spaltimpfstoffe, 
gezählt werden; –  Vektorimpfstoffe; 
–  mRNA-Impfstoffe. Zu neuesten 
Entwicklungen zählen die beiden 
letztgenannten Gruppen der gen-

basierten Impfstoffe (z. B. mRNA-
Impfstoffe, Vektor-Impfstoffe), die 
„Baupläne“ für bestimmte Erreger-
merkmale beinhalten und die erst-
mals in Form von Impfstoffen gegen 
das SARS-CoV-2-Virus in Deutsch-
land und der Europäischen Union 
Zulassungen erhielten. Auch auf 
diese neuen Impfstoffe treten in sehr 
seltenen Fällen schwerwiegende und 
potenziell lebensbedrohliche Sofort-
reaktionen auf, deren zugrundelie-
gender pathophysiologischer Mecha-
nismus (allergisch/pseudoallergisch) 
noch nicht abschließend geklärt ist 
[3]. Impfstoffe unterscheiden sich 
wesentlich in ihrer Zusammenset-
zung an Wirkstoffen und Hilfsstof-
fen, die auch Bestandteile beinhal-
ten, die allergische Nebenwirkungen 
hervorrufen können. Der Vortrag gibt 
einen Überblick über die verschiede-
nen Arten von allergischen Neben-
wirkungen, die nach Impfungen (ins-
besondere auch auf Impfstoffe gegen 
das SARS-CoV-2-Virus) auftreten 
können, über einzelne Impfstoffbe-
standteile, die allergische Neben-
wirkungen hervorrufen können und 
aktuelle Daten aus dem Pharmakovi-
gilanz-Spontanmelderegister.
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Kontaktallergien bei 
Metallarbeitern mit und ohne 
Kühlschmierstoffexposition
J. Geier1,2 und S. Schubert1,2
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Hintergrund: Metallarbeiter sind 
durch den Umgang mit Werkzeugen, 
Metallen, Kühlschmierstoffen (KSS), 
technischen Ölen und Fetten, Gum-

mimaterialien usw. einer Vielzahl von 
Allergenen ausgesetzt. Die meisten 
umfangreichen Datenauswertungen 
zur Kontaktallergie durch KSS sind 
mehr als 10 Jahre alt, und es gibt nur 
wenige Untersuchungen über Kon-
taktallergien bei Mechanikern und 
anderen Metallarbeitern, die nicht re-
gelmäßig gegenüber KSS exponiert 
sind. Das Monitoring beruflicher 
Kontaktallergien bei Metallarbeitern 
war Teil des OCCUDERM-Projekts. 
Ziel der Arbeit: Beschreibung ei-
nes aktuellen Spektrums von Kon-
taktallergenen bei Metallarbeitern 
mit Berufsdermatose (BD), wobei 
zwischen KSS-exponierten Metall-
arbeitern, Mechanikern und anderen 
Metallarbeitern unterschieden wur-
de. Material und Methoden: Retro-
spektive Analyse von IVDK-Daten, 
2010 – 2018. Die Gruppengrößen 
waren: KSS-Exponierte – 804 Pat.; 
Mechaniker – 2.197; andere Me-
tallarbeiter – 355. Ergebnisse: KSS-
exponierte Metallarbeiter waren am 
häufigsten gegen Monoethanolamin 
(12,6%), Kolophonium/Abietinsäu-
re (11,4%), Formaldehyd (4,6%) 
und Formaldehydabspalter (bis zu 
8,5%) sowie Iodpropinylbutylcarba-
mat (4,6%) sensibilisiert. Mechani-
ker und andere Metallarbeiter waren 
zum Teil berufsbedingt gegenüber 
KSS, Klebstoffen und Kunstharzen 
exponiert, obwohl dies aufgrund ih-
rer Berufsbezeichnung nicht zu er-
warten war. Dementsprechend wur-
den häufig auch Sensibilisierungen 
gegen KSS-Allergene, Komponenten 
von Epoxidharzsystemen und Meth
acrylate festgestellt. Mechaniker 
waren außerdem, wahrscheinlich 
durch Schwarzgummiprodukte (z. B. 
Reifen), gehäuft gegen N-Isopropyl-
N‘-phenyl-p-phenylendiamin (IPPD) 
sensibilisiert. Schlussfolgerungen: 
Das Spektrum der Kontaktallergene 
in KSS blieb in den letzten Jahren 
weitgehend unverändert. Die Erhe-
bung einer umfassenden Berufs- und 
Krankengeschichte bei Metallarbei-
tern mit BD ist unerlässlich, um rele-
vante Allergenexpositionen nicht zu 
übersehen. Danksagung: Das im NIB 
durchgeführte OCCUDERM-Projekt 
wurde aus Mitteln der Volkswagen-
stiftung gefördert (Niedersächsisches 
Vorab ZN2778). Diese Arbeit wurde 
open access publiziert: Schubert S, 
et al. Contact Dermatitis. 2020; 83: 
487-496; doi: 10.1111/cod.13686.
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Qualitätssicherung der 
Diagnostik von beruflichen Typ 
IV-Allergien: DGUV 
Forschungsprojekt FB 317b
S.M. John1,2,3

1Abteilung Dermatologie, Umwelt-
medizin, Gesundheitstheorie, 
Fachbereich Humanwissenschaften, 
Universität Osnabrück, 2Institut für 
interdisziplinäre Dermatologische 
Prävention und Rehabilitation 
(iDerm) an der Universität Osna-
brück, 3Niedersächsisches Institut 
für Berufsdermatologie (NIB)

Hintergrund: Epikutantestungen 
patienteneigener Substanzen sind 
besonders bedeutsam, da die Lücke 
zwischen verfügbaren kommerziel-
len Testsubstanzen und als Auslöser 
in Frage kommenden Allergenen 
immer weiter zunimmt (verschärft 
jüngstens in Zeiten von COVID-19 
und Lieferschwierigkeiten bei den 
Allergen-Herstellern). Für eine ad-
äquate Umsetzung derartiger Testun-
gen sind jedoch besondere Kenntnis-
se zur Testdurchführung und deren 
Dokumentation erforderlich. Zielset-
zung: Neben der Identifizierung von 
neuen Berufsallergenen ist die Ana-
lyse der Qualität der Epikutantestun-
gen mit patienteneigenen Substanzen 
im Rahmen des Hautarztverfahrens 
und der BK 5101-Begutachtung 
Ziel des DGUV-Forschungspro-
jektes FB 317b. Methodik: Analy-
siert werden fortlaufend im Haut-
arztverfahrens/Begutachtung ab 
01.10.2020 durchgeführte und bei 
den Unfallversicherungsträgern ein-
gegangene Protokolle zu Epikutan-
testungen mit Berufsstoffen/patien-
teneigenen Substanzen. Ergebnisse: 
Inkludiert wurden bisher 210 Fälle 
mit 1.184  Testungen kommerzieller 
und 1.399  Testungen patienteneige-
ner Substanzen. Ein vollständiger 
Produktname wurde bei 79,2% der 
getesteten Berufssubstanzen er-
fasst. Die Testkonzentration wurde 
in 93,9% der Fälle angegeben. Das 
Testvehikel wurde in 71,3% der Fälle 
dokumentiert. Der pH-Wert wurde in 
15,5% der Fälle, bei denen dieser von 
Relevanz war (n = 439), angegeben. 
Die Testreaktionen wurden in 94,4% 
der Fälle zu geeigneten Ablesezeit-
punkten bewertet. Die Bewertung der 
Testdokumentationsqualität orien-
tierte sich am Testbogen Arbeitsstoffe 
der DGUV [1]. Fazit: Bezüglich der 
Dokumentationsqualität zeigen erste 

Ergebnisse, dass Verbesserungsbe-
darf besteht. Nicht nur die korrekte 
Durchführung von Epikutantestun-
gen mit patienteneigenen Substan-
zen, sondern auch deren adäquate 
Dokumentation ist unumgänglich für 
die Identifikation der Krankheitsur-
sachen und die Nachvollziehbarkeit 
der Testergebnisse. Ferner sollte an 
die Abklärung der eigentlich aus-
lösenden Einzelsubstanz(en) nach 
positiver Testreaktion auf Stoffgemi-
sche gedacht werden. Perspektivisch 
soll das Projekt zur Verbesserung der 
Versorgung von Patienten mit Be-
rufsdermatosen beitragen und zur si-
cheren Identifizierung von potenziel-
len beruflichen Kontaktallergenen 
und damit wichtige Impulse für eine 
zielgerichtete Prävention am Arbeits-
platz liefern.

Literatur
[1]	 Deutsche  Gesetzliche  Unfallversicher-

ung. Testbogen Arbeitsstoffe. 2020. 
https://www.dguv.de/medien/inhalt/ver-
sicherung/berufskrankheiten/hauter-
krankungen/testbogen-arbeitsstoffe.pdf 
(letzter Zugriff: 31.07.2021).

Plenarsitzung 4 – 
Leitlinien und 
Begutachtungs­
empfehlungen

Leitlinie Kontaktekzem
H. Dickel
Klinik für Dermatologie, Venerolo-
gie und Allergologie, Abteilung für 
Allergologie, Berufs- und Umwelt-
dermatologie, St. Josef-Hospital, 
Universitätsklinikum der Ruhr-Uni-
versität Bochum

Das Kontaktekzem (Syn.: Kon-
taktdermatitis) ist eine durch äußere 
Einwirkungen ausgelöste Entzün-
dung der Epidermis und der Dermis 
am Ort der Einwirkung. Die bei-
den Hauptformen sind das irritative 
und das allergische Kontaktekzem, 
die neben einer ausgeprägten Ver-
minderung der Lebensqualität auch 
erhebliche gesundheits- und sozio-
ökonomische Kosten verursachen. 
Wegweisend für die erforderlichen 
diagnostischen Maßnahmen sind die 
Anamnese und das klinische Bild. 
Eine möglichst genaue diagnostische 
Einordnung des Kontaktekzems ist 
wichtig für das Krankheitsmanage-
ment, da hier nicht nur die klassische 
Ekzemtherapie, sondern auch das 
Meiden der exogenen auslösenden 
Faktoren von großer Bedeutung sind. 
Die Wahl der Therapie sollte sich 
nach der Akuität, dem klinischen 
Schweregrad, der Morphologie der 
Läsionen und der Lokalisation des 
Kontaktekzems richten. Erforderlich 
ist eine bedarfsadaptierte Kombi-
nation aus Basistherapie, topischer, 
physikalischer und systemischer 
Therapie, wobei nicht alle Thera-
pieformen gleichzeitig durchgeführt 
werden müssen, sondern variierend 
eingesetzt werden können. Primäre, 
sekundäre und tertiäre Präventions-
strategien zielen auf die Erkennung 
der auslösenden Noxen bzw. der 
auslösenden Allergene mit nach-
folgender Kontaktvermeidung oder 
-minimierung. Das Ziel des Updates 
dieser deutschen S1-Leitlinie ist es, 
vor allem Dermatologen, Allergolo-
gen sowie allergologisch und berufs-
dermatologisch tätigen Ärzten eine 
Entscheidungshilfe für die Auswahl 
sowie die Durchführung einer geeig-
neten und suffizienten Diagnostik, 
Therapie und Prävention zur Verfü-
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gung zu stellen. Die Leitlinie wird 
unter Berücksichtigung mehrerer 
anderer hierfür relevanter aktueller 
Leitlinien und der Ergebnisse einer 
nicht systematischen Literaturre-
cherche durch Expertenkonsensus 
erstellt (Entwicklungsstufe S1). Die 
Expertenkommission ist multidiszi-
plinär und besteht aus mandatierten 
Vertretern aus zehn medizinischen 
Fachgesellschaften, Berufsverbän-
den und Arbeitsgemeinschaften: 
DDG (Federführung), ABD, AeDA, 
BVDD, DAAU, Arbeitsgruppe All-
ergologie der DDG, DGAKI, DKG, 
GPA, IVDK. Methodisch wird die 
Expertenkommission durch die Di-
vision of Evidence-Based Medicine 
(dEBM) begleitet. Die Leitlinie wird 
nach einem Review durch die betei-
ligten Organisationen freigegeben.

Leitlinie Handekzem
A. Bauer

Universitätsklinikum Carl Gustav 
Carus, Klinik und Poliklinik für 
Dermatologie, UniversitätsAllergie-
Centrum, Dresden

Handekzeme (HE) zählen zu 
den häufigsten Hauterkrankungen. 
Sie stellen keine lebensbedrohlichen 
Erkrankungen dar und beeinflussen, 
solange sie mild ausgeprägt sind, 
das tägliche Leben nur in geringem 
Ausmaß. Schwere Fälle dagegen ha-
ben eine schlechte Prognose und be-
trächtliche Auswirkungen auf die Le-
bensqualität der Erkrankten. Darüber 
hinaus stellen sie nicht selten die wei-
tere berufliche Laufbahn der Betrof-
fenen in Frage. Die sozialen, ökono-
mischen und gesundheitspolitischen 
Auswirkungen dieser Tatsachen sind 
gravierend. HE sind keine homogene 
Krankheitsentität. Nicht selten sind 
umfangreiche differenzialdiagnosti-
sche Erwägungen erforderlich. Zahl-
reiche Therapieoptionen stehen zur 
Verfügung, dennoch ist die Therapie 
des chronischen Handekzems oft 
schwierig und unbefriedigend. Sie ist 
komplex und erfordert ein multimo-
dales Management. Große randomi-
sierte klinisch kontrollierte Studien 
hoher Qualität zur Wirksamkeit lie-
gen nur für wenige Therapieoptionen 
vor. Die europäische Handekzemleit-
linie wurde aktuell überarbeitet. Die 
Ergebnisse werden vorgestellt.

Leitlinie: Berufliche Hautmittel
M. Fartasch

Bereich klinische & experimentelle 
Berufsdermatologie, Institut für 
Prävention und Arbeitsmedizin der 
DGUV, Institut der Ruhr- Universi-
tät Bochum (IPA)

In der zurzeit im Aktualisierungs-
prozess befindlichen Leitlinie der 
ABD-DDG-DGAUM „Berufliche 
Hautmittel“ (weitere Mitglieder der 
AG (alphabetische Reihenfolge): A. 
Bauer, H. Drexler, P. Elsner, J. Geier, 
M. Gina, SM. John, S. Schliemann) 
werden aktuelle experimentelle und 
epidemiologischen Erkenntnisse zum 
Einsatz von Hautschutz, Hautpflege 
und Hautreinigung evaluiert, sowie 
bezüglich des zu erwartenden Nut-
zens durch Beurteilung des Wirksam-
keitsnachweises analysiert. Aspekte 
der Sicherheitsbewertung sowie der 
Problematik potenzieller Sensibili-
sierungen in beruflichen Hautmitteln 
enthaltenen Konservierungsmitteln, 
Emulgatoren und Duftstoffe werden 
ebenfalls angesprochen.

Bamberger Merkblatt – 
Aktuelle Änderungen im 
Rahmen der BK-Rechtsreform
C. Skudlik1,2,3

1Abteilung Dermatologie, Umwelt-
medizin, Gesundheitstheorie, 
Fachbereich Humanwissenschaften, 
Universität Osnabrück, 2Institut für 
interdisziplinäre Dermatologie 
Prävention und Rehabilitation 
(iDerm) an der Universität Osna-
brück, 3Niedersächsisches Institut 
für Berufsdermatologie (NIB)

Im Zuge der für die BK 5101 
relevanten BK-Rechtsreform zum 
01.01.2021 hat die neu konstitu-
ierte interdisziplinäre Arbeitsgrup-
pe „Bamberger Empfehlung“ am 
13.07.2020 ihre Beratungen zur 
Überarbeitung der Begutachtungs-
empfehlungen aufgenommen. Die 
bisherigen Beratungsergebnisse wer-
den kontinuierlich publiziert. Hin-
sichtlich der für die Anerkennung 
einer BK 5101 jetzt wesentlichen Tat-
bestandsmerkmale der Schwere und 
wiederholten Rückfälligkeit wurden 
Präzisierungen vorgenommen. Be-
urteilungskriterien für die Schwere 

sind – zusammengefasst – die kli-
nische Symptomatik nach Morphe 
und Beschwerdebild, Ausdehnung, 
Verlauf und Dauer der Erkrankung 
unter Therapie- und Präventionsmaß-
nahmen, sowie die Ausprägung einer 
etwaigen arbeitsbedingt verursachten 
Allergie. Die wiederholte Rückfällig-
keit ergibt sich weiterhin, wenn min-
destens drei Krankheitsschübe, d. h. 
Ersterkrankung und zwei Rückfälle 
vorliegen, wobei ein weiterer Krank-
heitsschub im Sinne der wiederholten 
Rückfälligkeit dann zu konstatieren 
ist, wenn dieser innerhalb eines Zeit-
raumes von 12 Monaten eintritt. Hin-
sichtlich der Einschätzung der Min-
derung der Erwerbsfähigkeit (MdE) 
ergibt sich aus der BK-Rechtsreform, 
dass diese nunmehr auch in Fällen, 
bei denen die berufliche Tätigkeit 
weiter ausgeübt wird, einzuschätzen 
ist. Bezüglich dieser Konstellationen 
ist es Stand der Diskussion innerhalb 
der AG „Bamberger Empfehlung“, 
dass die MdE-Einschätzung nicht nur 
auf der reinen Beschreibung des me-
dizinischen Befundes, sondern auch 
auf der hieraus resultierenden Funk-
tionsbeurteilung und der ggf. resul-
tierenden Beeinträchtigung der Teil-
habe am Arbeitsleben fußen sollte. 
Grundsätzliche Fallkonstellationen 
hierzu wurden bereits publiziert; die 
Diskussion diesbezüglich ist jedoch 
nicht abgeschlossen. Für die künfti-
ge, detailliertere Beschreibung von 
Funktionseinschränkungen und den 
hieraus resultierenden Beeinträch-
tigungen hinsichtlich der Teilhabe 
am Arbeitsleben ist angedacht, als 
Grundlage die Internationale Klas-
sifikation der Funktionsfähigkeit, 
Behinderung und Gesundheit (ICF) 
heranzuziehen.
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Poster

P01  Kompressionstherapie 
bei beruflich bedingten 
orthostatischen Bein­
beschwerden (RCT)
S. Kindermann, H. Haase, S. Lutze, 
A. Arnold, M. Jünger und H. Riebe

Klinik und Poliklinik für Hautkrank-
heiten der Universitätsmedizin 
Greifswald

Einleitung: Eine hohe Sitz- oder 
Stehbelastung während der Ar-
beit kann zu Ödemen und subjek-
tiv unterschiedlich ausgeprägten 
Beschwerden wie Spannungs- und 
Schweregefühl in den Beinen führen. 
Diese beruflich bedingten orthosta-
tischen Ödeme basieren nicht auf 
klassisch venöser Insuffizienz oder 
Lympherkrankungen, sondern sind 
Folge eines konstitutionellen lage-
rungsabhängigen erhöhten hydro-
statischen Druckes im venösen Sys-
tem. Der resultierende ansteigende 
intrakapilläre Druck führt zu einem 
Ungleichgewicht zwischen Filtrati-
on und Reabsorption im Kapillarbett 
mit Anstieg der Gewebsflüssigkeit. 
Die medizinische Kompressions
therapie wird als Mittel der Wahl zur 
Behandlung propagiert, wobei die 
Auswahl der Kompressionsstärke 
zugunsten der Patientencompliance 
erfolgen sollte. Da es pathophysiolo-
gisch möglich erscheint, dass ortho-
statische Ödeme Langzeitauswirkun-
gen auf das Gewebe haben könnten, 
sollte die medizinische Indikation 
zur Prävention und Therapie dieser 
Beschwerden früh gestellt werden. 
Material und Methoden: 49 gesunde 
Probanden mit vorrangig Steh- oder 
Sitzbelastung während der Arbeit 
wurden in eine randomisierte, pro
spektive, placebokontrollierte Studie 
eingeschlossen. Es wurden zwei un-
terschiedliche Kompressionsstrümp-
fe mit einem Anpressdruck von 
18 – 21 mmHg verglichen. Die Studi-
enteilnehmer wurden in zwei Grup-
pen unterteilt und jeder Strumpf wur-
de für jeweils 3 aufeinander folgende 
Tage getragen mit einer Auswasch-
phase von 4 Tagen zwischen jedem 
Strumpf. Zielkriterien waren die Än-
derung der Unterschenkelvolumina 
sowie Effekte der Kompressionsthe-
rapie und Tragekomfort. Ergebnisse: 
Signifikante Reduktion des Bein-
volumens unter beiden Kompressi-

onsstrümpfen. Reduktion des Bein-
volumens in Strumpf 1 um 205  ml 
und in Strumpf zwei um 153  ml 
(p = 0,001). Deutliche Verbesserung 
der Beschwerden in den Beinen un-
ter Kompression. Schlussfolgerung: 
Kompressionsstrümpfe mit einem 
Anpressdruck von 18 – 21 mmHg re-
duzieren beruflich bedingte orthosta-
tische Ödeme und Beschwerden der 
Beine bei langem Sitzen und Stehen 
signifikant. Niedrige Andrücke sind 
ausreichend, um eine Besserung der 
Ödeme und subjektiven Beschwer-
den zu erreichen und sollten in der 
Prävention und Behandlung ortho-
statischer Beschwerden zunehmend 
Beachtung erhalten.

P02  Qualitätssicherung der 
Diagnostik beruflicher Typ 
IV-Allergien (DGUV-
Forschungsprojekt FB 317b)
C. Symanzik1,2, K. Dicke1,2, 
P. Weinert2, C. Skudlik1,2,3, 
R. Brans1,2,3 und S.M. John1,2,3

1Abteilung Dermatologie, Umwelt-
medizin, Gesundheitstheorie, 
Fachbereich Humanwissenschaften, 
Universität Osnabrück, 2Institut für 
interdisziplinäre Dermatologie 
Prävention und Rehabilitation 
(iDerm) an der Universität Osna-
brück, 3Niedersächsisches Institut 
für Berufsdermatologie (NIB)

Hintergrund: In der Epikutantes-
tung nimmt die Lücke zwischen den 
zur Verfügung stehenden kommer-
ziellen Testsubstanzen und den als 
Auslöser in Frage kommenden Kon-
taktallergenen immer weiter zu. Da-
her kommt der Epikutantestung von 
patienteneigenen Substanzen eine be-
sondere Bedeutung zu, insbesondere 
auch zur Abklärung von beruflich be-
dingten Hauterkrankungen. Für eine 
adäquate Umsetzung derartiger Tes-
tungen sind jedoch besondere Kennt-
nisse zur Testdurchführung (z.  B. 
Aufbereitung, Verdünnung, Vehikel 
etc.) und deren Dokumentation erfor-
derlich. Zielsetzung: Systematische 
Aufarbeitung der Ergebnisse von 
Epikutantestungen mit Berufsstof-
fen/patienteneigenen Substanzen im 
Hautarztverfahren zur Identifikation 
von häufig sensibilisierenden Pro-
dukten bzw. darin enthaltenen rele-
vanten Allergenen, neuen Kontaktal-

lergenen, Kandidatensubstanzen für 
künftige kommerzielle Testallergene 
sowie weiterem Forschungsbedarf 
im Bereich der Primär- und Sekun-
därprävention beruflicher Kontakt
ekzeme. Zudem soll die Qualität der 
durchgeführten Epikutantestungen 
und deren Dokumentation analysiert 
werden. Methodik: Im DGUV-For-
schungsprojekt FB 317b erfolgt eine 
prospektive, fortlaufende Analyse 
der im Rahmen des Hautarztverfah-
rens ab dem 01.10.2020 durchge-
führten und bei den Unfallversiche-
rungsträgern (UVT) eingegangenen 
Protokollen zu Epikutantestungen 
mit Berufsstoffen/patienteneigenen 
Substanzen und einhergehender pa-
tientenbezogener Daten. Fazit: Mit 
dem vorliegenden Projekt wird erst-
mals eine langfristige, kontinuierli-
che und systematische Aufarbeitung, 
Auswertung sowie Dokumentation 
der auf Veranlassung der UVT bun-
desweit erfolgten Epikutantestungen 
mit Berufssubstanzen durchgeführt. 
Im Rahmen der Tagung sollen erste 
Ergebnisse präsentiert werden. Per-
spektivisch sollen die Erkenntnisse 
zur Verbesserung der Versorgung von 
Versicherten mit Berufsdermatosen 
beitragen.

P03  Hautphysiologische und 
biochemisch-immunologische 
Untersuchungen zur 
Auswirkung einer erhöhten 
Waschdauer und -frequenz 
aufgrund von COVID-19-
Hygienemaßnahmen auf die 
epidermale Barrierefunktion
C. Symanzik1,2, F.K. Sonsmann1,2, 
K. Nordheider1,2, S. Kezic3, 
C. Skudlik1,2,4, R. Brans1,2,4 
und S.M. John1,2,4

1Abteilung Dermatologie, Umwelt-
medizin, Gesundheitstheorie, 
Fachbereich Humanwissenschaften, 
Universität Osnabrück, 2Institut für 
interdisziplinäre Dermatologie 
Prävention und Rehabilitation 
(iDerm) an der Universität Osna-
brück, 3Academisch Medisch 
Centrum bij de Universiteit van 
Amsterdam (AMC), Niederlande, 
4Niedersächsisches Institut für 
Berufsdermatologie (NIB)

Hintergrund: Beschäftigte in Pfle-
geberufen leiden häufig an entzünd-
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lichen Hautveränderungen, beson-
ders der Hände. Dies liegt vor allem 
an einem hohen Maß an beruflicher 
Feuchtarbeit (einschl. Handschuh
okklusion), die das Auftreten irrita-
tiver Kontaktekzeme begünstigt. Im 
Zuge der COVID-19-Pandemie hat 
sich aufgrund der erhöhten privaten 
und beruflichen Hygieneanforderun-
gen die Hautbelastung für Beschäf-
tigte in Pflegeberufen noch verstärkt. 
Dies hat zu einer weiteren Zunahme 
von Handekzemen in dieser Berufs-
gruppe geführt. Zielsetzung: Experi-
mentelle Objektivierung der Auswir-
kungen einer erhöhten Waschdauer 
und einer erhöhten Waschfrequenz 
auf die Barrierefunktion sowie auf 
inflammatorische Prozesse in der 
Epidermis. Dies unter Verwen-
dung eines lipidhaltigen Syndets im 
Vergleich zu einem Standardhaut-
reiniger. Ferner soll der Effekt ei-
ner rückfettenden Creme nach der 
Hautwaschung überprüft werden. 
Methodik: Die vorliegende Arbeit 
stellt eine experimentelle, nicht in-
vasive, anwendungsorientierte Stu-
die an hautgesunden Teilnehmenden 
dar. Die Hautwaschungen werden 
standardisiert mittels des DGUV-
Hautwaschapparates aus Osnabrück 
durchgeführt. Um Auswirkungen auf 
die epidermale Barriere und einher-
gehende inflammatorische Prozesse 
zu registrieren, werden hautphysi-
ologische sowie biochemisch-im-
munologische Parameter erfasst. Zu 
den erfassten hautphysiologischen 
Parametern zählen der transepider-
male Wasserverlust (TEWL), die re-
lative Hornschichtfeuchte (RHF), der 
pH-Wert und der chromametrische 
a*-Wert (Erythem). Hinsichtlich der 
biochemisch-immunologischen Pa-
rameter werden mittels nicht inva-
siver tape strips die Kinetiken der 
Zytokine Interleukin (IL)-1α- und 
IL-1-Rezeptorantagonist (IL-1RA) 
sowie der Natural Moisturizing 
Factor (NMF) im Stratum corneum 
erfasst. Fazit: Perspektivisch sol-
len mit Hilfe der Ergebnisse sowohl 
Hautschutzempfehlungen für Be-
schäftigte im Gesundheitsdienst als 
auch für Bevölkerungsgruppen ab-
geleitet werden, die ebenfalls inten-
siven COVID-19-assoziierten, hy-
gienebedingten bzw. vergleichbaren 
Hautbelastungen ausgesetzt sind. Im 
Rahmen der Tagung sollen erste Er-
gebnisse präsentiert werden.

P04  Auswirkungen von 
intensivierten COVID-19-
Hygienemaßnahmen auf die 
Hautgesundheit an den 
Händen und im Gesicht bei 
Beschäftigten im Friseur­
handwerk
C. Symanzik1,2, G.-V. Mariani1 
und S.M. John1,2,3

1Abteilung Dermatologie, Umwelt-
medizin, Gesundheitstheorie, 
Fachbereich Humanwissenschaften, 
Universität Osnabrück, 2Institut für 
interdisziplinäre Dermatologie 
Prävention und Rehabilitation 
(iDerm) an der Universität Osna-
brück, 3Niedersächsisches Institut 
für Berufsdermatologie (NIB)

Hintergrund: Bei Beschäftigten 
im Gesundheitswesen wurde be-
reits über die Zunahme von Haut-
veränderungen an den Händen und 
im Gesicht unter intensivierten 
COVID-19-Hygienemaßnahmen be-
richtet. Auch die Hautbelastung im 
Friseurhandwerk hat durch die vor-
geschriebenen Hygienemaßnahmen 
zugenommen. Zielsetzung: Mit der 
vorliegenden Arbeit soll analysiert 
werden, inwiefern sich die vorge-
schriebenen Hygienemaßnahmen 
zur Eindämmung der COVID-19-
Pandemie auf die Hautgesundheit 
an den Händen und im Gesicht der 
Beschäftigten im Friseurhandwerk 
auswirken. Methodik: Im März 2021 
wurden 120 Beschäftigte im Fri-
seurhandwerk in 15 Bundesländern 
mittels Online-Fragebögen zu seit 
Einführung der verschärften COVID-
19-Hygienemaßnahmen auftretenden 
Hautveränderungen an den Händen 
und im Gesicht befragt. Ergebnisse: 
94 (78,3%) der Befragten gaben an, 
dass sich ihr Hautzustand an den 
Händen seit Einführung der COVID-
19-Hygienemaßnahmen verschlech-
tert hat. 7 (5,8%) Teilnehmende im 
Alter von 22 bis 55 Jahren (Ø 36,1 ± 
13,2 Jahre), von denen 6 (85,7%) 
weiblich waren, berichteten, unter 
einem akuten Handekzem zu leiden. 
Alle 7 Teilnehmenden mit akutem 
Handekzem gaben an, dass sich unter 
Arbeitskarenz eine Besserung ein-
stellt. 89 (74,2%) Befragte gaben an, 
dass sich ihr Hautzustand im Gesicht 
durch das regelmäßige Tragen eines 
Mund-Nasen-Schutzes verschlech-
tert hat. Fazit: Beschäftigte im Fri-
seurhandwerk zählen zur Hochrisiko-
gruppe hinsichtlich der Entwicklung 

einer Berufsdermatose. Bereits unter 
normalen Gegebenheiten liegt in die-
ser Berufsgruppe eine hohe Hautbe-
lastung vor, die in einer Schwächung 
der epidermalen Barrierefunktion 
resultiert und die Entstehung eines 
proinflammatorischen Milieus und 
damit Kontaktsensibilisierungen be-
günstigt. Unsere Ergebnisse legen 
nahe, dass die im Gesundheitswe-
sen bekannten Probleme durch die 
verstärkten Hygienemaßnahmen in 
ähnlicher Form auch im Friseur-
handwerk auftreten. Um diesen Pro-
blemen effektiv zu begegnen, sollte 
die Risikowahrnehmung sowie auch 
das Wissen um Berufsdermatosen 
bei Beschäftigten im Friseurhand-
werk gefördert werden, wodurch der 
Entstehung von beruflich bedingten 
Hauterscheinungen (primär-)präven-
tiv begegnet werden kann. Derartige 
Inhalte können im Rahmen gesund-
heitspädagogischer Schulungen ver-
mittelt werden.

P05  Experimentelle Analyse 
der Nickel- und Kobaltfreiset­
zung aus Metallwerkzeugen 
sowie Erfassung der Prävalenz 
von Nickel- und Kobalt­
allergien bei Beschäftigten im 
deutschen Friseurhandwerk
C. Symanzik1,2, C. Skudlik1,2,3 
und S.M. John1,2,3

1Abteilung Dermatologie, Umwelt-
medizin, Gesundheitstheorie, 
Fachbereich Humanwissenschaften, 
Universität Osnabrück, 2Institut für 
interdisziplinäre Dermatologie 
Prävention und Rehabilitation 
(iDerm) an der Universität Osna-
brück, 3Niedersächsisches Institut 
für Berufsdermatologie (NIB)

Hintergrund: Eine Nickelfreiset-
zung aus Metallwerkzeugen im Fri-
seurhandwerk konnte bereits nachge-
wiesen werden. Bislang wurden keine 
Untersuchungen bezüglich einer Ko-
baltfreisetzung aus metallischen 
Friseurwerkzeugen durchgeführt. 
Zielsetzung: Testung diverser Metall-
werkzeuge hinsichtlich einer Nickel- 
und Kobaltfreisetzung sowie Erfas-
sung der Prävalenz von Nickel- und 
Kobaltallergien im Friseurhandwerk. 
Methodik: In 18 zufällig ausgewähl-
ten Friseursalons in 3 Bundesländern 
wurden 475 Metallwerkzeuge mittels 
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eines Dimethylglyoxim-Tests auf 
eine Nickelfreisetzung und mittels 
eines Nitroso-R-Salz-Tests auf eine 
Kobaltfreisetzung getestet. Zudem 
wurden durch eine Mitarbeiterbefra-
gung Daten zum Hersteller, Alter und 
Preis der getesteten Metallwerkzeuge 
erfasst. Des Weiteren wurden in ei-
ner Mitarbeiterbefragung 70 Friseu-
re befragt, ob bei ihnen Nickel- und 
Kobaltallergien vorliegen. Ergebnis-
se: Eine Nickelfreisetzung konnte 
bei 27,6% der insgesamt getesteten 
Metallwerkzeuge nachgewiesen wer-
den. Eine Kobaltfreisetzung wurde 
bei 2,1% der insgesamt getesteten 
Metallwerkzeuge vorgefunden. Bei 
12,7% der weiblichen Friseure lag 
eine Nickelallergie und bei 3,2% 
der weiblichen Friseure lag eine Ko-
baltallergie vor. Fazit: Sensibilisie-
rungen gegenüber Nickel und Kobalt 
werden in der Regel als außerberuf-
lich, aber fast nie als beruflich rele-
vant eingeordnet. Mit der vorliegen-
den Arbeit konnte gezeigt werden, 
dass metallische Friseurwerkzeuge 
verschiedener Alters- und Preisbe-
reiche sowohl Nickel als auch Kobalt 
in allergologisch relevanten Mengen 
freisetzen. Somit ist ein Teil der Me-
tallwerkzeuge im Friseurhandwerk 
als potenzielle berufliche Nickel- und 
Kobaltexpositionsquelle einzustufen, 
wobei eine Ko-Exposition als beson-
ders problematisch anzusehen ist. 
Neben einer strikten Überwachung 
der Einhaltung der REACH-Verord-
nung sollte auch die Einführung von 
Regularien zur Verwendung von Ko-
balt in Metallwerkzeugen angedacht 
werden. Besonders in Anbetracht der 
Tatsache, dass in der aktuellen Arbeit 
Nickelallergien auch bei Beschäf-
tigten jüngeren Alters vorlagen, er-
scheint die zukünftige Ausgestaltung 
einschlägiger Handlungsvorschriften 
und -maßnahmen zur präventiven 
Vermeidung einer Nickel- und Ko-
baltexposition im Friseurhandwerk 
relevant.

P06  Die Bedeutung von 
Fußdermatosen bei Patienten, 
die ein medizinisch-berufliches 
Rehabilitationsverfahren Haut 
absolvieren
E. Steffens, V. Kölsch, R. Ofenloch 
und E. Weisshaar

Abteilung Berufsdermatologie, 
Klinik für Dermatologie, Universi-
tätsklinikum Heidelberg

In der Berufsdermatologie am 
Universitätsklinikum Heidelberg 
werden stationäre berufsdermato-
logische Rehabilitationsverfahren 
durchgeführt. Wir haben in den letz-
ten Jahren Veränderungen im Patien-
tengut festgestellt, so zum Beispiel 
im Bereich der Fußdermatosen. In 
einer aktuellen Auswertung von 
2010  –  2020 nahmen 1.699 Patien-
ten am Reha Verfahren teil. Davon 
hatten 910 (53,6%) Dermatosen der 
Füße. Atopiker waren signifikant 
häufiger von einer Dermatose der 
Füße, hier von einem atopischen 
Fußekzem, betroffen. So hatten 570 
(62,63%) der Rehapatienten mit Fuß
ekzem eine atopische Hautdiathese. 
Das atopische Fußekzem war signifi-
kant mit der Akrozyanose assoziiert. 
Eine Akrozyanose als prädestinieren-
der Faktor war bei 450 (49,45%) der 
Patienten feststellbar. Eine Tinea pe-
dum fand sich bei 285 (31,32%) Pa-
tienten, davon hatten 128 (14,06%) 
zusätzlich eine Onychomykose. Eine 
Psoriasis an den Füßen wurde bei 
56 (3,3%) der Patienten diagnosti-
ziert. Interessanterweise absolvierten 
Patienten mit einer Fußdermatose 
eher eine längere Rehamaßnahme 
(4 Wochen). Betrachtet man die zu-
weisende Berufsgenossenschaft, so 
zeigt sich, dass Fußdermatosen sig-
nifikant häufiger bei Versicherten der 
BG Holz & Metall (BGHM), der BG 
ETEM, der VBG und der BG Roh-
stoffe und chemische Industrie (BG 
RCI) auftraten. Signifikant seltener 
waren Fußdermatosen bei Patienten 
der Verwaltungs-Berufsgenossen-
schaft (VBG) aufzufinden (43,2%). 
Eine Akrozyanose sowie eine Tinea 
pedum an den Füßen trat signifikant 
häufiger bei den Berufsgruppen Me-
tall, Bau, Holzgewerbe und Friseu-
ren auf, die Tinea pedum zusätzlich 
im Lebensmittelbereich. Auch die 
plantare Hyperhidrose trat signifikant 
häufiger bei Beschäftigten in den 
Metall- und Bauberufen auf. Zusam-
menfassend zeigen diese Ergebnisse, 

dass die Untersuchung und die The-
rapie der Füße ein wichtiger Bestand-
teil der dermatologischen Tätigkeiten 
bei Patienten, die ein medizinisch-
berufliches Rehabilitationsverfahren 
Haut absolvieren, ist.

P07  Eine Onlineumfrage zum 
beruflichen Kontakt mit dem 
Eichenprozessionsspinner
S. Forkel1, J. Mörlein2, M. Sulk3, 
C. Beuter1, W. Rohe4, M. P. Schön1, 
J. Geier5 und Timo Buhl1

1Dermatologie, Universitätsmedizin 
Göttingen, 2Department für Nutz-
tierwissenschaften, Georg-August-
Universität Göttingen, 3Dermatolo-
gie, Universitätsklinikum Münster, 
4Fakultät Ressourcenmanagement, 
HAWK Göttingen, 5IVDK, Göttin-
gen

Hintergrund: Der Eichenprozes-
sionsspinner (EPS) (Thaumetopoea 
processionae) ist ein Schädling, 
welcher vor allem in Mitteleuropa 
heimisch ist. In den letzten Jahren 
kam es immer wieder zu regiona-
len Ausbrüchen. Der Kontakt zu 
den Brennhaaren im Larvenstadi-
um kann zu gesundheitlichen Be-
schwerden führen. Die Symptome 
variieren von mildem Juckreiz, einer 
„Raupenhaardermatitis“ bis hin zu 
schweren Anaphylaxien. Eine pro-
funde wissenschaftliche Datenlage 
zur Pathophysiologie, Therapie, be-
ruflichen Kontakten und der optima-
len Schutzausrüstung fehlt bisher. 
Methoden: Zur Erfassung berufsbe-
dingter Kontakte mit dem EPS wur-
de eine anonyme Onlineumfrage an 
Personen mit potenzieller Exposition 
in Deutschland verteilt (u. a. Forstar-
beiter, Baumpfleger und Jäger). Die 
Teilnehmer wurden zu den aufge-
tretenen Symptomen, erforderlichen 
Behandlungen, Auswirkungen auf 
den Beruf und der Herkunftsregion 
in Deutschland befragt. Ergebnis-
se: Von den 719 Teilnehmern gaben 
566 (78,7%) an, beruflich mit EPS in 
Kontakt gekommen zu sein. 351 die-
ser 566 (62,0%) litten in der Folge an 
gesundheitlichen Symptomen. Die 
meisten Personen berichteten über 
leichte Hautsymptome wie Juck-
reiz (97,2%) und Hautentzündungen 
(82,3%). Die Mehrheit gab an, dass 
die Beschwerden ca. 1  –  6  Stunden 
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nach dem Kontakt auftraten und für 
≥  24  Stunden persistierten. Aller-
dings entwickelten auch 10,3% der 
Umfrageteilnehmer schwerwiegen-
dere Symptome wie asthmatische 
Beschwerden. 4,6% der Teilnehmer 
mussten aufgrund von Gesundheits-
problemen ihren Arbeitsplatz aufge-
ben. Schlussfolgerung: Die meisten 
beruflichen Kontakte mit EPS führ-
ten zu leichten Hautsymptomen. 
Obwohl die überwiegende Mehrheit 
keine medizinische Behandlung be-
nötigte, berichteten einige Personen 
über schwere Symptome bei EPS-
Kontakt. Medizinische Forschung zu 
EPS-bedingten Symptomen und Be-
handlungsmöglichkeiten, sowie die 
Einrichtung eines zentralen Registers 
für EPS-bedingte Gesundheitsgefah-
ren werden dringend empfohlen.

P08  Transparente Beschrei­
bung gesundheitspädagogi­
scher Interventionen im 
Handlungsfeld der Berufs­
dermatologie
M. Ludewig1,2,3, M. Rocholl1,2,3, 
N. Ristow1,2,3, S.M. John1,2,3 und 
A. Wilke1,2,3

1Institut für Gesundheitsforschung 
und Bildung (IGB), Abteilung 
Dermatologie, Umweltmedizin und 
Gesundheitstheorie, Universität 
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linäre Dermatologie Prävention und 
Rehabilitation (iDerm) an der 
Universität Osnabrück, 3Niedersäch-
sisches Institut für Berufsdermatolo-
gie (NIB)

„Komplexe Interventionen“ be-
stehen aus mehreren, interdependen-
ten Bestandteilen. Sie finden sowohl 
in medizinischen (z. B. „Disease 
Management Programme“), als auch 
in gesundheitspädagogischen (z.  B. 
Patientenschulungen im Bereich der 
Indivdualprävention) Bereichen An-
wendung. Zur Entwicklung solcher 
Maßnahmen (z. B. der individuellen 
Lichtschutzberatung – ILB) existie-
ren verschiedene Modelle, die zu-
grunde gelegt werden können. Dazu 
gehören u. a. das Model des Medical 
Research Council sowie das Logik-
modell nach O’Cathain und Kollegen 
[1]. Trotz der theoretischen Fundie-
rung zur Konzeption komplexer Inter-
ventionen, werden in wissenschaftli-

chen Publikationen oft eine fehlende 
Transparenz und unvollständige In-
terventionsbeschreibungen kritisiert. 
Die vollständige Beschreibung der 
Interventionsentwicklung sowie al-
ler enthaltenen Komponenten ist 
jedoch eine zentrale Voraussetzung 
für die Reproduzierbarkeit, die Be-
wertung sowie die Interpretation von 
Evaluationsergebnissen (z.  B. die 
Entscheidung über eine langfristige 
Implementation). Während Leitlini-
en zum Berichten klinischer Studien 
(z. B. CONSORT) etabliert und von 
den meisten wissenschaftlichen Zeit-
schriften gefordert werden, trifft dies 
nicht immer auf den Bericht über die 
Konzeption einer komplexen Inter-
vention zu. Das EQUATOR Netz-
werk (Enhancing the QUAlity and 
Transparency Of health Research) 
fördert transparente Berichterstat-
tung wissenschaftlicher Studien und 
gibt einen Überblick über verschie-
dene Leitlinien (sog. „Reporting 
Guidelines“) mit dem Ziel, die Qua-
lität von Publikationen zu erhöhen. 
Zwei mögliche Leitlinien in diesem 
Zusammenhang sind „CReDECI 2“ 
und „TIDieR“: Die Leitlinie „Crite-
ria for Reporting the Development 
and Evaluation of Complex Interven-
tions in healthcare“ (CReDECI 2) 
fokussiert sowohl die Entwicklungs- 
und Pilotierungsphase als auch den 
Evaluationsprozess. Das „Template 
for Intervention Description and Re-
plication“ (TIDieR) setzt sich aus 
12 Items (z. B. Kurzbezeichnung und 
Materialien) zusammen, aus denen 
eine Gesamtbeschreibung der kon-
zipierten Maßnahme entsteht. Im 
Rahmen der Tagung wird an einem 
Anwendungsbeispiel zur Prävention 
von UV-induziertem, berufsbeding-
tem Hautkrebs bei Außenbeschäftig-
ten die Verwendung solcher Leitlini-
en verdeutlicht.

Literatur
[1]	 O’Cathain A, Croot L, Duncan E, Rous-

seau N, Sworn K, Turner KM, et al. 
Guidance on how to develop complex 
interventions to improve health and 
healthcare. BMJ Open. 2019; 9: 
e029954. 

P09  Primärprävention 
arbeitsbedingter Kontakt­
ekzeme: Einsatz und 
Anwenderakzeptanz von 
Unterzieh- und Schutzhand­
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Hintergrund: Das Friseurhand-
werk gilt als Hauptrisikoberuf für 
die Entwicklung berufsbedingter 
Kontaktekzeme. Impermeable Hand-
schuhe schützen vor exogenen No-
xen, begünstigen jedoch das Auftre-
ten von Okklusionseffekten [1]. Zur 
Minderung dieser Effekte werden 
textile Unterziehhandschuhe emp-
fohlen [2]. Über deren praktische 
Eignung und Anwenderakzeptanz 
ist bislang wenig bekannt. Ziel und 
Methodik: Die Studie zielte darauf 
ab, den Einsatz und die Anwen-
derakzeptanz von Unterzieh- und 
Schutzhandschuhen an Beschäftig-
ten des Friseurgewerbes zu evalu-
ieren. Insgesamt erprobten 34 Per-
sonen (2 Männer, 32 Frauen, Alter 
Ø  33  Jahre) Baumwollhandschuhe 
(„Maximo“, Fa. Strickmoden Bruno 
Barthel GmbH) unter Nitril-Einmal-
handschuhen („Nitril 300“, Fa. New 
Gloves) anwendungsorientiert im 
Rahmen von zwei Haarwäschen. Es 
folgte eine Bewertung der erprobten 
Handschuhkombination im Vergleich 
zum bisher eingesetzten Hand(schuh)
schutz mittels standardisierter Frage-
bögen. Ergebnisse: 88,2% (n = 30/34) 
der Befragten gaben an, Schutz-
handschuhe „immer“ (35,5%), „oft“ 
(29,4%) oder „manchmal“ (23,5%) 
bei Haarwäschen zu verwenden. Der 
Einsatz textiler Unterziehhandschuhe 
war 52,9% (n = 18) bekannt, wobei 
41,2% (n = 14) angaben, diese schon 
einmal verwendet zu haben. Die 
Kombination reduzierte signifikant 
das Schwitzempfinden, wurde aber 
im Vergleich zum bisher verwendeten 
Hand(schuh)schutz (v.  a. singuläre 
Schutzhandschuhe unterschiedlicher 
Materialien) hinsichtlich Tast- und 
Tragefühl, Temperatureinschätzung, 
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Bewegungsfreiheit und zeitl. Zu-
satzaufwand signifikant schlechter 
bewertet (Wilcoxon-Test). Fazit: Die 
Mehrheit der Befragten nutzt Schutz-
handschuhe bei der Haarwäsche und 
erachtet diese Hautschutzmaßnah-
me grundsätzlich für wichtig. Para-
meter der Anwenderakzeptanz, wie 
die Taktilität, scheinen durch eine 
Handschuhkombination stärker als 
durch die alleinige Verwendung von 
Schutzhandschuhen beeinträchtigt 
zu werden. Weitere Untersuchungen 
sind notwendig, um Daten zu mög-
lichen Einsatzbereichen von Unter-
ziehhandschuhen zu generieren. Der 
Fokus könnte dabei auf den in der 
beruflichen Praxis anwenderrele-
vanten Aspekten Schwitzempfinden, 
Taktilität und Beweglichkeit liegen. 
Hierauf aufbauend können edukative 
Strategien zur Nutzung von Schutz-
handschuhen entwickeln werden.
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Taubblindheit ist eine komplexe 
Sinnesbehinderung, bei der Gehör-

losigkeit und Blindheit zusammen 
auftreten. Die Betroffenen können 
im Gegensatz zu blinden oder gehör-
losen Menschen die Funktionsein-
schränkung eines Fernsinnes (Sehen/
Hören) nicht durch den jeweils ande-
ren Sinn ausgleichen. Ein zentrales 
Problem der betroffenen Menschen 
ist neben Mobilität und räumlicher 
Orientierung die Kommunikation, 
die mithilfe einer Vielzahl unter-
schiedlicher Kommunikationssys-
teme ermöglicht wird. In der Be-
treuung von Taubblinden wird unter 
anderem die Kommunikationsform 
des Lormens oder Lorm-Alphabets 
zur Verständigung verwendet. In der 
Anwendung des Tastalphabets tas-
tet der „Sprechende“ dabei auf die 
Handfläche des „Lesenden“. Hierfür 
muss eine hohe Taktilität der Hand
innenflächen und der Fingerkuppen 
gegeben sein. Dabei sind einzelnen 
Fingern sowie bestimmten Handpar-
tien bestimmte Buchstaben zugeord-
net. Eine weitere häufige Kommuni-
kationsform der Taublinden ist eine 
abgewandelte Form der Gebärden-
sprache, bei der der Taubblinde die 
Gesten der Gebärdensprache mit den 
Händen abtastet. Bei einer 50-jähri-
gen, in einem Taub-Blindenzentrum 
tätigen Altenpflegerin besteht seit 
dem jungen Erwachsenalter eine 
Psoriasis vulgaris mit Beteiligung 
der Handflächen, Handrücken und 
Unterarme. Beschrieben wurde so-
wohl anamnestisch als auch gemäß 
hautfachärztlicher Dokumentation 
eine Verschlimmerung der Hautver-
änderungen an den Händen und Un-
terarmen unter Ausübung der beruf-
lichen Tätigkeit. Insbesondere wurde 
eine Verschlechterung der Hautver-
änderungen durch die arbeitstägliche 
Kommunikation mittels Lormen und 
taktiler Gebärdensprache und einer 
dadurch resultierenden notwendigen 
hohen Handwaschfrequenz (bis zu 
20 ×/Arbeitstag und Händedesinfek-
tionen (bis 30 ×/Arbeitstag) angege-
ben. Aufgrund der durchzuführenden 
berufscharakteristischen Tätigkeiten 
der Grund- und Behandlungspflege, 
unterstützenden Tätigkeiten im All-
tag sowie anfallenden Reinigungs-
tätigkeiten komme es zudem zu ku-
mulativen Handschuhtragezeiten von 
2 – 4 Stunden/Tag mit einer darunter 
auftretenden Hyperhidrosis manuum. 
Wir stellten im Rahmen einer statio-
nären Maßnahme zur Individualprä-
vention von Berufsdermatosen (TIP) 

die Diagnose einer Psoriasis vulgaris 
an den Händen, wobei ein beruflicher 
kumulativ subtoxischer und iterativer 
Verschlimmerungsanteil an den Hän-
den zunächst in Erwägung gezogen 
wurde. Im weiteren Verlauf konn-
te der ursprüngliche Verdacht einer 
arbeitsbedingten Verschlimmerung 
der Hauterkrankung, insbesondere 
in den korrespondierenden Arealen 
des Lormen-Alphabets, nicht mit 
Wahrscheinlichkeit bestätigt werden. 
Eine arbeitsbedingte Verursachung 
der Psoriasis durch Auslösen eines 
Köbner-Phänomens aufgrund etwa-
iger massiver mechanischer Einwir-
kungen (iterativ), also hier durch die 
o.  g. weiteren taktilen Kommuni-
kationsformen, wurde ebenso nicht 
konstatiert. Gleichwohl waren im 
besonderen Einzelfall angesichts der 
konstitutionellen Hauterkrankung 
der Hände alle eingeleiteten Maßnah-
men bezüglich Hautschutz und Haut-
pflege zur Reduktion der beruflichen, 
kumulativ-subtoxischen Einwirkun-
gen insbesondere unter dem Aspekt 
der besonderen erforderlichen In-
taktheit und notwendigen Taktilität 
der Haut unter primär-präventiven 
Aspekten sinnvoll. Fazit: Bei der 
berufsdermatologischen Bewertung 
müssen mitunter besondere berufli-
che, arbeitstägliche Anforderungen 
der Versicherten, wie in diesem Fall 
eine spezielle Kommunikationsform 
mit daraus resultierender besonde-
rer Angewiesenheit auf die Intakt-
heit der Hände und somit besondere 
Betroffenheit bei anlagebedingten 
Hauterkrankungen, grundsätzlich mit 
einbezogen werden. Im vorliegenden 
Einzelfall konnte durch geeignete 
präventive und therapeutische Maß-
nahmen die konstitutionelle Hauter-
krankung soweit gebessert und sta-
bilisiert werden, dass dadurch keine 
Beeinträchtigung für die besonderen 
Kommunikationsformen bestand.
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